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1.  Grußwort des Direktors 
Liebe Freunde und Partner des FÖV, 
unser Institut bleibt in Bewegung: Die Jahre 2012 und 
2013 haben die Organisation der FÖV-Forschung wei-
ter verändert. Nach und nach lösen, wie geplant, Pro-
jektverbünde die Sektionsforschung ab. Zu dem ers-
ten, 2010 begonnenen Projektverbund „Benchmar-
king“ ist 2012 der Projektverbund „Public Private Part-
nership“ getreten. 2013 kamen die Projektverbünde 
„Der Staat im Web 2.0 – Herausforderungen einer Col-
laborative Governance im 21. Jahrhundert“ und „Dena-
tionalisierung der öffentlichen Verwaltung“ hinzu. Zudem wurden die Bera-
tungs-Einheiten des FÖV unter dem Dach des „Zentrums für verwaltungswis-
senschaftliche Politikberatung“ gebündelt, um das Beratungsportfolio des 
FÖV nach außen hin fokussierter anzubieten. 
Wie Sie diesem Jahresbericht ansehen können, ist auch das „Gesicht“ des 
FÖV in Wandlung begriffen. So werden demnächst auch die weiteren Print-
produkte und der Internetaufritt im neuen Corporate Design angeboten wer-
den. 
Die Modernisierung des Außenauftritts des FÖV ist auch der Grund dafür, 
dass Sie diesen Jahresbericht als Doppeljahrgang in Händen halten. Weitere 
Neuerungen sind in der Entwicklung begriffen. Auf Ihre Anregungen sind wir 
gespannt. 
Weitere Informationen finden Sie im Internet unter www.foev-speyer.de 
 
Ich wünsche Ihnen viel Freude beim Lesen! 
 
Prof. Dr. Jan Ziekow 




2.  Grundlagen des Forschungsinstituts 
2.1  Leitbild 
Selbstverständnis 
Das Deutsche Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung ist ein Maßstäbe 
setzendes Kompetenzzentrum deutscher, europäischer und internationaler 
verwaltungswissenschaftlicher Forschung. Es ist Mitglied der Wissenschafts-
gemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz.  
Verwaltungswissenschaftliche, rechtswissenschaftliche, wirtschaftswissen-
schaftliche, politikwissenschaftliche, soziologische und geschichtswissen-
schaftliche Ansätze stellen einen multidisziplinären Zugriff auf sämtliche Be-
reiche des Verwaltungshandelns unter den Bedingungen der Mehrebenenpo-
litik sicher. Der umfassende Zugang wird dadurch unterstützt, dass dem For-
schungsinstitut Mitglieder aus scientific communities verschiedener Nationa-
litäten angehören.  
Forschung, Beratung und Transfer 
Gemäß seinem Motto  
Forschung über und für die öffentliche Verwaltung 
nimmt das Forschungsinstitut als ein maßgebender Akteur an den internati-
onalen verwaltungswissenschaftlichen Diskursen teil und reagiert in beson-
derem Maße auf aus der Verwaltungspraxis ableitbare Forschungsbedarfe. 
Die am FÖV durchgeführten Forschungskonzepte sind multidisziplinär ange-
legt. Das Forschungsinstitut orientiert sich am Ziel eines ausgewogenen Ver-
hältnisses aus grundlagen- und anwendungsorientierter Forschung. Die Be-
ratung in Fragen der Verwaltungspolitik erfolgt durch die Serviceelemente 
des FÖV.  
Das Forschungsinstitut publiziert seine Forschungsergebnisse und stellt 
den Transfer in die Praxis sicher. 
Personalorientierung, Gleichstellung und Familienfreundlichkeit 
Das Forschungsinstitut versteht sich als Motor der Rekrutierung und Ausbil-




Im Dienste einer konsequenten Nachwuchsförderung nimmt das For-
schungsinstitut eine auf hohe Qualität aufbauende Personalauswahl vor und 
fördert die wissenschaftliche Weiterqualifikation. 
Das Forschungsinstitut fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung beste-
hender Nachteile hin. Es beachtet bei allen Vorschlägen und Entscheidungen 
die geschlechtsspezifischen Auswirkungen (Gender Mainstreaming). 
Besonderen Wert legt das Forschungsinstitut auf die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf, die bei allen Entscheidungen von den Führungskräften be-
rücksichtigt wird. Das Forschungsinstitut unterstützt dabei ein partner-
schaftliches Familienmodell, nach dem insbesondere für Partnerinnen und 
Partner, für Kinder oder nahe Angehörige Verantwortung bei Erziehung 
und/oder Pflege getragen wird. 
2.2  Grundlagen und Organisation des Forschungsinstituts 
Das Deutsche Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung Speyer1 wurde 
mit Wirkung vom 1. Januar 1976 durch Landesverordnung des Ministerpräsi-
denten des Landes Rheinland-Pfalz vom 31. Mai 1976 (GVBl. 1976, S. 184) 
als Nachfolger des seit 1962 bestehenden Forschungsinstituts der Hoch-
schule errichtet. 
Das Deutsche Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung versteht sich 
als ein Maßstäbe setzendes Kompetenzzentrum deutscher und europäischer 
verwaltungswissenschaftlicher Forschung. Es ist Mitglied der Leibniz-Gemein-
schaft (WGL). Ihm obliegt die Forschung im Bereich der Verwaltungswissen-
schaften (Verwaltungsforschung), insbesondere im Rahmen fächerübergrei-
fender Forschungsvorhaben, unter besonderer Berücksichtigung der prakti-
schen Aufgaben und Bedürfnisse der öffentlichen Verwaltung. 
Das FÖV zeichnet sich durch eine besondere Interdisziplinarität im Be-
reich der deutschen, europäischen und internationalen Verwaltungsfor-
schung aus. Verwaltungswissenschaftliche, rechtswissenschaftliche, wirt-
schaftswissenschaftliche, politikwissenschaftliche, psychologische, soziolo-
gische und geschichtswissenschaftliche Ansätze sowie Methoden der Ver-
waltungsinformatik erlauben einen multidisziplinären Zugriff auf sämtliche 
                                               
1 Durch das Erste Gesetz zur Änderung des Verwaltungshochschulgesetzes vom 
19.10.2005 (GVBl. Rheinland-Pfalz 2005, S. 488) wurde das Forschungsinstitut in 




Bereiche des Verwaltungshandelns unter den Bedingungen der Mehrebenen-
politik. Die am FÖV durchgeführten Projekte sollen multidisziplinär angelegt 
sein. Der umfassende Zugang wird dadurch unterstützt, dass dem For-
schungsinstitut Ordentliche Mitglieder aus verschiedenen nationalen scienti-
fic communities angehören. Diese sorgen für die Diffusion der Forschungser-
gebnisse des FÖV in ihre nationalen Forschungszusammenhänge und liefern 
Anregungen aus diesen für die künftige Forschungsarbeit des FÖV. Ein inter-
nationales Netzwerk von Korrespondierenden Mitgliedern sorgt überdies für 
einen Austausch mit den Nachbarwissenschaften und anderen nationalen 
communities. 
Das Forschungsinstitut strebt gemäß seinem Motto 
Forschung über und für die öffentliche Verwaltung 
danach, eine international herausgehobene Position im Bereich der Verwal-
tungsforschung einzunehmen. Es reagiert andererseits in besonderem Maße 
auf Forschungsbedarfe aus der Verwaltungspraxis und zielt dabei darauf ab, 
standardsetzende Methoden für die Gestaltung und Evaluierung von Verwal-
tungsorganisation und Verwaltungshandeln zu entwickeln. Dabei erfolgt die 
Weitergabe praxisnaher Erkenntnisse an die Verwaltung auch durch die Ser-
viceelemente des FÖV. 
Die Rechtsstellung des FÖV ist im Gesetz über die Deutsche Hochschule 
für Verwaltungswissenschaften Speyer (DHVG) näher geregelt. Das Institut 
wurde mit Wirkung vom 1. Januar 1976 durch Landesverordnung des Minis-
terpräsidenten des Landes Rheinland-Pfalz vom 31. Mai 1976 (GVBl. 1976, 
S. 184) als Nachfolger des seit 1962 bestehenden Forschungsinstituts der 
Hochschule errichtet. Derzeit ist das Landesgesetz über die Deutsche Hoch-
schule für Verwaltungswissenschaften Speyer (Verwaltungshochschulgesetz – 
DHVG) in der Fassung vom 19. November 2010 (GVBl. 2010, S. 503, Nr. 223-
20) in Kraft. Das Forschungsinstitut ist Regelungsgegenstand der §§ 67-70 des 
Verwaltungshochschulgesetzes. Die Neufassung der Landesverordnung 
(GVBl. Rh.-Pf. 2006, S. 16-18), die die Tätigkeit des Instituts im Einzelnen re-
gelt, ist am 14. Juli 2012 (GVBl. Rh.-Pf. 2012, 213) in Kraft getreten. Die Insti-
tutsordnung vom 7. Dezember 2004 verkündet im Staatsanzeiger für Rhein-
land-Pfalz am 17. Januar 2005, S. 16 ff. regelt die satzungsmäßigen Aufgaben 
des Forschungsinstituts. 
Das Institut hat derzeit die Rechtsform einer rechtsfähigen Anstalt des 
öffentlichen Rechts im Ressortbereich des Ministeriums für Bildung, Wissen-




im Rahmen der Ausführungsvereinbarung zu Art. 2 Abs. 1 Nr. 5 der Rahmen-
vereinbarung zwischen Bund und Ländern über die gemeinsame Förderung 
der Forschung nach Art. 91 b GG von den Vertragsschließenden gemein-
schaftlich finanziert. Die Einnahmen und Ausgaben des Instituts sind in ei-
nem selbständigen Kapitel des Haushaltsplans des Landes Rheinland-Pfalz – 
Einzelplan Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur 
– veranschlagt.  
Organe des Instituts, das der Leibniz-Gemeinschaft angehört, sind der Di-
rektor/die Direktorin, der Institutsvorstand, der Institutsverwaltungsrat und 
der Wissenschaftliche Beirat. Der Institutsvorstand besteht aus vier Ordentli-
chen Mitgliedern. Die Mitglieder des Institutsvorstands werden für die Dauer 
von vier Jahren gewählt. Die Berufung des Direktors oder der Direktorin er-
folgt nach der Durchführung eines Auswahlverfahrens auf Vorschlag des In-
stitutsvorstands durch das für das Hochschulwesen zuständige Ministerium 
des Landes Rheinland-Pfalz. Die Berufung bedarf der Zustimmung des Insti-
tutsverwaltungsrates. Der Institutsverwaltungsrat besteht aus je drei Vertrete-
rinnen oder Vertretern des Landes Rheinland-Pfalz und des Bundes sowie je 
einer Vertreterin oder einem Vertreter der übrigen Bundesländer. Er dient ins-
besondere der Verbindung des Instituts mit der Verwaltungspraxis und vermit-
telt den wechselseitigen Austausch von Informationen zwischen Wissen-
schaft und Verwaltungspraxis. Der Wissenschaftliche Beirat besteht aus fünf, 
nicht dem FÖV angehörenden Wissenschaftlern aus dem In- und Ausland. 
Dem Beirat obliegt die wissenschaftliche Begleitung der Forschungsleistung 
und die Unterstützung von Evaluierungen des Instituts sowie die Durchfüh-
rung von Zwischenevaluationen im Rahmen der Programmbudgetierung.2 
Das Institut stellt einen jährlichen Arbeitsplan und ein mittelfristiges For-
schungsprogramm auf, aus dem sich die Forschungsschwerpunkte sowie der 
für die Durchführung erforderliche personelle, finanzielle und zeitliche Auf-
wand ergeben. Das Forschungsprogramm wird vom Institut im Zusammenwir-
ken mit dem Wissenschaftlichen Beirat erarbeitet und ist jährlich fortzuschrei-
ben. Mit dem mittelfristigen Forschungsprogramm wird ein Planungsabschnitt 
von fünf Jahren beschrieben, wobei der jährliche Arbeitsplan den ersten Teil 
des Programms darstellt. Dieser wird durch den Verwaltungsrat des FÖV er-
örtert (§ 6 Abs. 1 Satz 2 der Landesverordnung). Die Forschungsplanung des 
FÖV ist auch Teil seines Programmbudgets. 
                                               
2  Vgl. die „Mindestanforderungen an Programmbudgets und Handreichung für die Er-
stellung von Programmbudgets in Einrichtungen der Wissenschaftsgemeinschaft Gott-




2.3  Mitglieder des Forschungsinstituts 
Das Forschungsinstitut hat Ordentliche und Korrespondierende Mitglieder. 
Zu Ordentlichen Mitgliedern kann der Institutsvorstand für die Dauer von 
fünf Jahren auf dem Gebiet der Verwaltungsforschung ausgewiesene Wissen-
schaftler aus dem In- und Ausland berufen. Voraussetzung der Berufung ist 
die Vorlage eines individuellen Forschungsplans, der sich in das Forschungs-
programm des Instituts einfügt. Für jüngere Nachwuchswissenschaftlerinnen 
und -wissenschaftler wurde mit der Associate Membership eine weitere Form 
der Mitgliedschaft eingeführt. 
2.3.1  Ordentliche Mitglieder 
Ordentliche Mitglieder des Forschungsinstituts sind folgende Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler: 
Univ.-Prof. Dr. Hans Herbert von Arnim  
Univ.-Prof. Dr. Hartmut Bauer (Potsdam)  
Univ.-Prof. Dr. Michael W. Bauer 
Univ.-Prof. Dr. Eberhard Bohne  
Univ.-Prof. Dr. Gisela Färber  
Univ.-Prof. Dr. Rudolf Fisch  
Univ.-Prof. Dr. Stefan Fisch  
Univ.-Prof. Dr. Oscar W. Gabriel (Stuttgart) 
Univ.-Prof. Dr. Hermann Hill  
Univ.-Prof. Dr. Dorothea Jansen  
em. Univ.-Prof. Dr. Helmut Klages  
Univ.-Prof. Dr. Andreas Knorr  
Univ.-Prof. Dr. Thomas König (Mannheim)  
Univ.-Prof. Dr. Georg Krücken (Kassel)  
Univ.-Prof. Dr. Sabine Kuhlmann (Potsdam) 
Univ.-Prof. Dr. Siegfried Magiera  
Univ.-Prof. Dr. Mario Martini  




Univ.-Prof. Dr. Michèle Morner 
Univ.-Prof. Dr. Holger Mühlenkamp  
Univ.-Prof. Dr. Dr. h.c. Rainer Pitschas  
Apl. Prof. Dr. Ulrich Schmoch 
Univ.-Prof. Dr. Dr. h.c. Karl-Peter Sommermann  
Univ.-Prof. Dr. Ulrich Stelkens  
Univ.-Prof. Dr. Hans-Heinrich Trute (Hamburg)  
Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Weiß  
Univ.-Prof. Dr. Joachim Wieland  
Univ.-Prof. Dr. Bernd W. Wirtz  
Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow  
2.3.2  Korrespondierende Mitglieder 
Korrespondierende Mitglieder des Instituts wirken beratend und unterstüt-
zend bei den Forschungsprojekten mit und sind Teil eines wissenschaftlichen 
Netzwerks, das die Forschungskooperation des Instituts unterstützt. Zur Zeit 
gehören dem Forschungsinstitut 12 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler als Korrespondierende Mitglieder an:  
Prof. Dr. Peter Becker, Wien (Österreich) 
em. Univ.-Prof. Dr. Carl Böhret, Speyer  
Prof. Dr. Geert Bouckaert, Leuven (Belgien) 
Prof. Dr. Ernst Buschor, Zürich (Schweiz) 
Univ.-Prof. Dr. Constance Grewe, Straßburg (Frankreich) 
em. Univ.-Prof. Dr. Dr. Klaus König, Speyer 
Prof. Dr. María Jesús Montoro Chiner, Barcelona (Spanien) 
Univ.-Prof. Dr. Dres. h.c. Hans-Jürgen Papier, Karlsruhe 
em. Univ.-Prof. Dr. Christoph Reichard, Potsdam  
Univ.-Prof. Dr. Thorsten Siegel, Berlin 
em. Univ.-Prof. Dr. Hellmut Wollmann, Berlin 




2.3.3  Associate Members 
Prof. Dr. Thorsten Beckers 
Privatdozentin Dr. Cristina Fraenkel-Haeberle 
Privatdozentin Dr. Rahel Schomaker 
2.3.4  Ehrenmitglieder 
Das Forschungsinstitut kann Persönlichkeiten, die sich besonders um das 
Institut verdient gemacht haben, zu Ehrenmitgliedern ernennen.  
Univ.-Prof. Dr. Gerd Roellecke (1927-2011) war emeritier-
ter Professor für öffentliches Recht und Rechtsphiloso-
phie. Er hat Nationalökonomie und Rechtswissenschaft 
studiert, war Redakteur einer juristischen Fachzeit-
schrift, Assistent, wissenschaftlicher Mitarbeiter beim 
Bundesverfassungsgericht und wurde 1969 an die Uni-
versität Mannheim berufen. Er war Vorsitzender des Wis-
senschaftlichen Beirats des FÖV von 1995 bis 2001. 
2002 wurde er zum Ehrenmitglied des FÖV ernannt und 
bekam zugleich die Ehrenmedaille des FÖV verliehen. 
 
Der Vorsitz von Herrn Univ.-Prof. Dr. Hans Peter Bull im 
Wissenschaftlichen Beirat des Forschungsinstituts en-
dete zum 23. Januar 2005. Herr Bull studierte von 1956 
bis 1960 Rechtswissenschaft in Hamburg, Marburg und 
an der FU Berlin und promovierte 1963. Nach seiner Ha-
bilitation im Jahre 1972 war er von 1973 bis 1978 Pro-
fessor für Öffentliches Recht an der Universität Ham-
burg. Danach übernahm er die Funktion des Bundesbe-
auftragten für den Datenschutz. Zwischen 1983 und 
1988 war er erneut Professor für Öffentliches Recht an der Universität Ham-
burg, um von 1988 bis 1995 dann das Amt des Innenministers des Landes 
Schleswig–Holstein zu übernehmen. 1996 kehrte er an die Universität Ham-
burg zurück und übernahm dort das Seminar für Verwaltungslehre als Ge-
schäftsführender Direktor. Er wurde 2000 zum Mitglied des Wissenschaftli-
chen Beirats des FÖV berufen und übernahm 2001 den Vorsitz von Herrn 
Univ.-Prof. Dr. Gerd Roellecke. Die Ehrenmitgliedschaft und die Ehrenmedaille 





2.4  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
2.4.1  Forschungsreferentinnen und -referenten 
Die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bearbeiten die am 
Institut durchgeführten Forschungsprojekte: 
Dipl.-Volkswirtin Dr. rer. oec. Kira Baranova  
Dr. rer. publ. Christian Bauer, M.A., Mag. rer. publ. 
Dr. Nadja Braun Binder, MBA 
Assessor Dr. phil. Matthias Damm 
Assessor Maximilian Demper 
Tyko Dirksmeyer, M.A. 
Privatdozentin Dr. Cristina Fraenkel-Haeberle 
Assessorin Saskia Fritzsche 
Ursula Giesen-Winkler, M.A. 
Vincent Göttel, Master of Science 
Assessor iur. Thomas Hammer (beurlaubt bis 30.6.2015) 
Privatdozent Dr. rer. soc. Hans-Willy Hohn  
Dr. rer. pol. Tim Jäkel  
Dr. rer. pol. Silke I. Keil 
Außerplanmäßiger Professor Dr. Christian Koch  
Assessor René Kubach 
Benjamin Kühl, Ref. iur. 
Jesse Paul Lehrke, PhD 
Dipl.-Betriebswirtin (FH) Alexandra Lessau  
Dipl.-Verwaltungswissenschaftler Bernd Luig, Mag. rer. publ. (Mannheim) 
Burkhard Margies, M.A. 
Dr. rer. publ. Kai Masser, M.A., Mag. rer. publ. 
Assessor Michael Mirschberger 
Manuel Misgeld, Mag. rer. soc. oec. 
Axel Piesker, M.A.  




Dipl.-Volkswirt Marco Salm  
Privatdozentin Dr. phil. Rahel Schomaker  
Dr. phil. Dorothea Steffen, M.A. 
Dipl.-Kaufmann Marc-Julian Thomas 
Jonas Werner, Master of Science 
Dipl.-Volkswirtin Hanna Willwacher 
Privatdozent Dr. rer. publ. Alexander Windoffer  
Markus Wojtczak, M.A. 
Dr. iur. Johanna Wolff  
Dipl.-Volkswirt Wolf-Eckhard Wormser 
Dipl.-Volkswirt Dirk Zeitz  
2.4.2  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Institutsleitung 
Geschäftsführerin 
Regierungsdirektorin Dr. iur. Margrit Seckelmann, M.A. 
Stellvertretender Geschäftsführer 
Dipl.-Kaufmann Andreas Jug 
Mitarbeiter der Geschäftsführung 
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Geschäftsführung 























2.5  Organe des Forschungsinstituts 
2.5.1  Direktorium 
Der Direktor bzw. die Direktorin ist für Leitbild und Forschungsprogramm des 
Forschungsinstituts zuständig, die er oder sie dem Institutsvorstand zur Be-
schlussfassung vorschlägt, vertritt das Institut nach außen und führt die lau-
fenden Verwaltungsgeschäfte. Unterstützt wird er oder sie hierbei durch die 
Geschäftsführerin oder den Geschäftsführer, den Sachbearbeiter oder die 
Sachbearbeiterin und das Institutssekretariat. Zum Direktor hat das Ministe-
rium für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur des Landes Rhein-
land-Pfalz nach Durchführung eines Findungsverfahrens im Mai 2013 Univ.-
Prof. Dr. Jan Ziekow ernannt, zu seiner Stellvertreterin Univ.-Prof. Dr. 
Dorothea Jansen.  
2.5.2  Institutsvorstand 
Der Institutsvorstand besteht gemäß § 1 Abs. 1 der Institutsordnung aus fünf 
bis zehn Ordentlichen Mitgliedern und mindestens zwei wissenschaftlichen 
Mitarbeitern. Die Vorstandsmitglieder werden aus der jeweiligen Gruppe des 
Forschungsinstituts für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Mitglieder des In-
stitutsvorstands für die Dauer der Wahlperiode 2013 bis 2018 sind:  
Univ.-Prof. Dr. Dorothea Jansen 
Univ.-Prof. Dr. Andreas Knorr 
Univ.-Prof. Dr. Dr. h.c. Karl-Peter Sommermann 




2.5.3  Institutsverwaltungsrat 
Der Institutsverwaltungsrat dient der Verbindung des Instituts mit der Ver-
waltungspraxis. Er setzt sich aus je drei Vertretern des Landes Rheinland-
Pfalz und des Bundes sowie je einem Vertreter der übrigen Bundesländer zu-
sammen. Ihm gehören an: 
Staatssekretärin Vera Reiß, Vorsitzende (Rheinland-Pfalz)  
Staatssekretärin Beate Reich, Stellvertretende Vorsitzende   
(Rheinland-Pfalz) 
Vizepräsident des Bundesrechnungshofes Christian Ahrendt (Bund) 
Ministerialrat Dr. Heribert Schmitz (Bund) 
Ministerialdirektorin Beate Lohmann (Bund) 
Ministerialdirigent Dr. Reinhard Klee (Baden-Württemberg)  
Ministerialdirigent Peter Pathe (Bayern)  
Kirsten Dreher (Berlin) 
Silke Rinner (Brandenburg) 
Senatsdirektorin Dr. Anke Saebetzki (Bremen)  
Leitender Regierungsdirektor Christoph Lucks (Hamburg)  
Ministerialdirigent Günter Hefner (Hessen)  
Ministerialdirigent Dr. Joachim Krech (Mecklenburg-Vorpommern) 
Ltd. Ministerialrat Friedhelm Meier (Niedersachsen)  
Ministerialrat Godehard Elsner (Nordrhein-Westfalen) 
Regierungsdirektorin Simone Schneider (Rheinland-Pfalz) 
Ministerialrat Peter Schunath (Saarland)  
Ministerialdirigent Helmut Arens (Sachsen) 
Ministerialdirigent Christian Parschat (Sachsen-Anhalt)  
Ministerialrat Wilfried Adamzik (Schleswig-Holstein )  




2.5.4  Wissenschaftlicher Beirat 
Dem Wissenschaftlichen Beirat obliegt die wissenschaftliche Begleitung des 
Instituts. Er unterstützt nach § 5 Abs. 1 S. 2 der Landesverordnung über das 
FÖV Evaluierungen des Instituts. Dem fünfköpfigen Wissenschaftlichen Bei-
rat gehören folgende Mitglieder an:  
Univ.-Prof. Dr. Janbernd Oebbecke (Universität Münster) (Vorsitzender) 
Univ.-Prof. Dr. Arthur Benz (TU Darmstadt)  
Prof. Tony Bovaird (Instititute of Local Government Studies, School of Gov-
ernment and Society, University of Birmingham) 
Univ.-Prof. Dr. Antoinette Weibel (Universität St. Gallen)  






3.  Forschungstätigkeit 
Die Institutsforschung vollzieht sich in Projektverbünden. Diese bearbeiten 
die folgenden Themenfelder: 
1. Leistungsvergleich und Benchmarking im Öffentlichen Sektor; 
2. Public Private Partnerships; 
3. Der Staat im Web 2.0 – Herausforderungen eines Collaborative Govern-
ment im 21. Jahrhundert; 
4. Denationalisierung der öffentlichen Verwaltung. 
Die Projektverbünde sind an die Stelle der Sektionen getreten, um die Insti-
tutsforschung stärker intern zu vernetzen. Die Forschungsprojekte, die bis-
lang im Rahmen der Sektionen durchgeführt wurden, werden noch beendet. 
Diese Projekte werden im Abschnitt „Weitere Projekte“ dargestellt. 
3.1  Projektverbünde 
1. Projektverbund „Leistungsvergleich und Benchmarking im Öf-
fentlichen Sektor“ 
Laufzeit: seit 01.11.2010  
Leistungsmessung, Leistungsvergleich und Benchmarking sind im in-
ternationalen Kontext zu einem vorrangigen Tagesordnungspunkt bei 
der Modernisierung des öffentlichen Sektors geworden. Es kann mit-
hin von einem europäischen, wenn nicht globalen Trend des Perfor-
mance Measurement ausgegangen werden, der sich weiter verstärken 
wird und bei dem Leistungsvergleiche und Benchmarking eine zuneh-
mend wichtige Rolle spielen. Im nationalen Kontext kommt der 
Grundgesetzänderung im Rahmen der Föderalismusreform II des Jah-
res 2009 besondere Bedeutung zu, mit der Leistungsvergleiche erst-
mals einen verfassungsrechtlichen Status erhalten haben. 
Es gibt bislang keine Studien, die sich aus interdisziplinärer Perspek-
tive mit der Systematisierung, international und intra-föderal verglei-
chenden Analyse sowie Wirkungsabschätzung von Leistungsverglei-
chen befasst haben. Vor diesem Hintergrund befasst sich der Projekt-
verbund aus Sicht unterschiedlicher verwaltungswissenschaftlich ori-
entierter Teildisziplinen und durch deren Integration mit den recht-




tellen Methoden, Anwendungsformen und Auswirkungen von Leis-
tungsvergleich und Benchmarking im nationalen sowie internationa-
len Kontext.  
Der Projektverbund setzt sich aus den vier Teildisziplinen Politikwis-
senschaft, Rechtswissenschaft, Wirtschaftswissenschaft und Soziolo-
gie zusammen.  
Ziel des Verbunds ist es einerseits, fördernde und hemmende Fakto-
ren von Leistungsvergleichen und Benchmarking zu identifizieren. 
Dabei werden sowohl rechtlich-normative als auch politisch-instituti-
onelle, organisationsstrukturelle und nicht zuletzt ökonomisch-fiska-
lische Aspekte berücksichtigt. Des Weiteren strebt der Verbund an, 
die (methodische) Qualität verschiedener Typen, Verfahren und In-
strumente von Performanzmessung und -vergleich zu untersuchen. 
Darüber hinaus sollen die Projektergebnisse Aufschluss über Nut-
zungsformen und Nutzungsbedingungen von Vergleichsinformatio-
nen in Politik und Verwaltung geben. Ein wichtiger evaluativer Beitrag 
des Verbunds wird zudem darin gesehen, empirische Evidenz über Er-
gebnisse, Effekte und weiterreichende Auswirkungen dieses Refor-
mansatzes zu schaffen und die Frage zu beantworten, ob und wie in 
öffentlichen Organisationen aus Leistungsinformationen produktiv o-
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1/1. Kuhlmann/Jäkel: „Benchmarking in der öffentlichen Verwaltung: 
ein europäischer Ländervergleich“, Teilprojekt 1 des Projektver-
bundes „Leistungsvergleich und Benchmarking im Öffentlichen 
Sektor“ 
Laufzeit: 1.11.2010 bis 31.12.2014  
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Leistungsvergleiche sind ein verbreitetes Instrument zur Modernisie-
rung der öffentlichen Verwaltung. Trotzdem fehlt es an länderverglei-
chenden Studien über unterschiedliche Verfahren von Leistungsver-
gleichen, ihre (methodische) Qualität und ihre Wirkungen. Vor die-
sem Hintergrund untersucht das Forschungsprojekt den Einsatz von 
Leistungsvergleichen auf der kommunalen Ebene in Deutschland, der 
Schweiz, Schweden und England; vier Länder, die markante Unter-
schiede in ihren Verwaltungs- und Kommunalsystemen aufweisen. 
Folgende Fragestellungen werden untersucht: 
1. Welche Ansätze von Leistungsvergleichen gibt es auf der kom-
munalen Ebene in Deutschland, der Schweiz, England und 
Schweden? Was sind Unterschiede und Gemeinsamkeiten und 
wie können diese erklärt werden? 
2. Welchen Nutzen und welche Nebenwirkungen haben unter-
schiedliche Formen von Leistungsvergleichen? 
3. Welche Faktoren beeinflussen die Vergleichsbereitschaft einer 
einzelnen Kommune? 
Das Projekt identifiziert Antriebs- und Bremskräfte für den Einsatz 
von Benchmarking und liefert empirische Evidenz über die Nutzung 
von Vergleichsinformationen in Politik und Verwaltung. Analysiert 
werden zum einen die Vorteile, die verschiedene Formen von Leis-
tungsvergleichen für Politik und Verwaltung in Städte und Gemein-
den bieten können. Zum anderen werden auch die unerwünschten 





1/2. Wieland/Hammer: „Rechtliche Normierung und Regulierung von 
Leistungsvergleichen im Bundesstaat“, Teilprojekt 2 des Projektver-
bundes „Leistungsvergleich und Benchmarking im Öffentlichen 
Sektor“ 
Laufzeit: 1.1.2011 bis 31.12.2014  
unterbrochen für die Zeit vom 1.1.2013 bis 
30.06.2015 
Wiederaufnahme am 1.7.2015 bis 30.06.2017 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Das Forschungsprojekt beschäftigt sich mit der Normierung und Re-
gulierung von Leistungsvergleichen im Bundesstaat. Mit der Födera-
lismusreform II hat die Vorschrift des Art. 91d GG Eingang in das 
Grundgesetz gefunden. Sie regelt, dass der Bund und die Länder zur 
Feststellung und Förderung der Leistungsfähigkeit ihrer Verwaltun-
gen Vergleichsstudien durchführen und deren Ergebnisse veröffentli-
chen können. Aus einer verfassungsrechtlichen Sicht fordert insbe-
sondere der in Art. 91d GG angesprochene Leistungsvergleich im 
Bundesstaat - gemeint sind Leistungsvergleiche, die innerhalb der 
Bundesverwaltung, zwischen Landesverwaltungen sowie zwischen 
Behörden der Bundes- und Landesverwaltung durchgeführt werden - 
eine nähere Betrachtung heraus, sind doch in diesem Zusammenhang 
Konflikte zwischen verschiedenen Grundprinzipien der Verfassung zu 
erwarten. Bereits die wenig konkrete Formulierung des Art. 91d GG 
lässt es als naheliegend erscheinen, dass sich im Prozess der Verfas-
sungsänderung divergierende Meinungen von Bund und Ländern ge-
genüberstanden. Hier kollidieren Wettbewerbsföderalismus und ko-
operativer Föderalismus. Zur besseren Handhabbarkeit von Leis-
tungsvergleichen im Bundesstaat ist es notwendig, die verfassungs-
rechtlichen Anforderungen unter besonderer Berücksichtigung des 
Art. 91d GG herauszuarbeiten und daraus Regeln für die Normierung 





1/3. Färber/Zeitz:  „Benchmarking als Instrument besserer Rechtsetzung 
im föderalen Mehrebenenstaat“, Teilprojekt 3 des Projektver-
bundes „Leistungsvergleich und Benchmarking im Öffentlichen 
Sektor“ 
Laufzeit:   6.11.2012 bis 5.11.2014 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Das Projekt untersucht den Einsatz des Benchmarking-Instruments 
für eine bessere Rechtsetzung im deutschen Exekutivföderalismus. 
Bislang verabschiedete der Bund Gesetze und Verordnungen, die von 
den Ländern in eigener Verantwortung vollzogen werden, ohne sich 
systematisch um die Effizienz und Effektivität seiner Regulierungen 
zu kümmern. Selbst bei Evaluationsstudien gab es nur selten Analysen 
über die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit unterschiedlicher Voll-
zugslösungen, weil die Fiktion des einheitlichen Verwaltungsvollzu-
ges gewahrt werden musste. Projekte der Geschäftsstelle Bürokratie-
abbau und des Nationalen Normenkontrollrates mit den Ländern und 
Kommunen zeigen indes, welche Differenzen hier vorliegen und in 
welchem Ausmaß knappe Ressourcen der Normadressaten ineffizient 
verwendet werden.  
Das Projekt hat zum Ziel zu untersuchen, welche Unterschiede zwi-
schen den Ländern beim Vollzug von Bundesrecht festzustellen sind, 
ob diese mit dem Instrumentarium des Standardkosten-Modells  
sachgerecht quantifiziert werden können bzw. ob dieses weiterentwi-
ckelt werden muss und welche Auswirkungen ein Vollzugs-Benchmar-
king für Qualität und Effizienz des Gesetzesvollzugs auf Länderebene 
sowie für die Qualität der Gesetzgebung des Bundes haben 
würde/könnte. 
Am Ende des Projektes sollen Vorschläge erarbeitet sein, wie in Er-
gänzung der Ex-ante-Gesetzesfolgenabschätzung ein Benchmarking 
für den Vollzug von Bundesrecht methodisch und institutionell ge-
staltet werden könnte. 
Veröffentlichungen und Vorträge des Projektsverbundes 2012 und 2013 
Barnekow, Sven/Jansen, Dorothea, Municipal utilities and the promotion of local energy 
efficiency projects, in: Jansen, Dorothea/Ostertag, Katrin/Walz, Rainer (Hrsg.), Sustaina-
bility Innovations in the Electricity Sector, Heidelberg 2012, S. 27–40; Grande Edgar/Jan-
sen, Dorothea/Jarren, Ottfried/Rip, Arie/Schimank, Uwe/Weingart, Peter, Einleitung zu 




Grande Edgar/Jansen, Dorothea/Jarren, Ottfried/Rip, Arie/Schimank, Uwe/Weingart, Pe-
ter (Hrsg.), Neue Governance der Wissenschaft, Science studies, 1. Aufl., Bielefeld 2013, 
S. 15–25; Grande Edgar/Jansen, Dorothea/Jarren, Ottfried/Rip, Arie/Schimank, Uwe/Wein-
gart, Peter (Hrsg.), Neue Governance der Wissenschaft, Science studies, 1. Aufl., Bielefeld 
2013; Hammer, Thomas, Leistungsvergleiche im Bundesstaat und föderale Kompetenzver-
teilung - Zugleich eine Bestimmung von Anwendungsbereich und Regelungsgehalt des 
Art. 91d GG, in: Deutsches Verwaltungsblatt (DVBl.) 127 (2012), S. 525–532; Jäkel, Tim, 
Wer vergleicht seine Leistung, wenn er hohe Schulden hat? Empirische Evidenz aus den 
deutschen kreisfreien Städten, FÖV Discussion Papers 74, Speyer, 2013; Jäkel, Tim/Kuhl-
mann, Sabine, Kann man von der Schweiz lernen? Leistungsvergleiche kommunaler Finanz-
kennzahlen in föderalen Ländern, in: Verwaltung & Management (VM) 18 (2012), S. 131–
135; Jäkel, Tim/Kuhlmann, Sabine, Lernen von den Besten? Steuerung und Nutzung von 
Leistungsvergleichen in europäischen Verwaltungen, in: Kropp, Sabine/Kuhlmann, Sabine 
(Hrsg.), Wissen und Expertise in Politik und Verwaltung, Sonderheft 1, der moderne staat 
– Zeitschrift für Public Policy, Recht und Management, Opladen 2013, S. 141–160; Jansen, 
Dorothea, Local utilities under the EU Emission Trading Scheme: Innovation impacts on 
electricity generation portfolios, in: Jansen, Dorothea/Ostertag, Katrin/Walz, Rainer 
(Hrsg.), Sustainability Innovations in the Electricity Sector, Heidelberg 2012, S. 83–96; 
Jansen, Dorothea/Heidler, Richard, Shareholding and Cooperation among Local Utilities - 
Driving Factors and Effects, in: Jansen, Dorothea/Ostertag, Katrin/Walz, Rainer (Hrsg.), 
Sustainability Innovations in the Electricity Sector, Heidelberg 2012, S. 57–82; Jansen, 
Dorothea/Ostertag, Katrin/Walz, Rainer, Preface, in: Jansen, Dorothea/Ostertag, Kat-
rin/Walz, Rainer (Hrsg.), Sustainability Innovations in the Electricity Sector, Heidelberg 
2012, S. v–vii; Jansen, Dorothea/Ostertag, Katrin/Walz, Rainer (Hrsg.), Sustainability In-
novations in the Electricity Sector, Heidelberg 2012; Kropp, Sabine, Föderale Ordnung und 
Volksgesetzgebung, in: Baus, Ralf Thomas/Montag, Tobias (Hrsg.), Perspektiven und 
Grenzen „direkter Demokratie“, Sankt Augustin, Berlin 2012, S. 79–93; Kropp, Sabine, 
Runderneuerung der repräsentativen Demokratie im Bundesstaat oder: Welche Lehren 
ziehen wir aus Stuttgart 21?, in: Keil, Silke I./Thaidigsmann, S. Isabell (Hrsg.), Zivile Bür-
gergesellschaft und Demokratie, Wiesbaden 2013, S. 469–485; Kropp, Sabine/Kuhlmann, 
Sabine, Wissen und Expertise in Politik und Verwaltung – eine einleitende Zusammenfas-
sung, in: Kropp, Sabine/Kuhlmann, Sabine (Hrsg.), Wissen und Expertise in Politik und Ver-
waltung. Sonderheft 1, der moderne staat – Zeitschrift für Public Policy, Recht und Ma-
nagement, Opladen 2013; Kuhlmann, Sabine, Verwaltungsmodernisierung durch Bench-
marking und Leistungsvergleich: Potenziale und Fallstricke, in: Wegweiser GmbH Berlin 
Research & Strategy (Hrsg.), Jahrbuch zur Verwaltungsmodernisierung Deutschland 2012, 
Berlin 2012, S. 18 f; Kuhlmann, Sabine/Jäkel, Tim, Competing, Collaborating or Controlling? 
Benchmarking-Regimes in European Local Governments from a Comparative Perspective, 
in: Public Money and Management (PMM) 33 (2013), S. 269–276; Kuhlmann, Sabine/Jäkel, 
Tim, Why does performance benchmarking vary? Evidence from European local govern-
ment, in: Grace, Clive (Hrsg.), Benchmarking for Improvement, 2013, S. 42–44; Kuhlmann, 
Sabine/Wollmann, Hellmut, Verwaltung und Verwaltungsreformen in Europa, Berlin 2013; 
Ostertag, Katrin/Glienke, Nele/Rogge, Karoline/Jansen, Dorothea/Stoll, Ulrike/Barnekow, 
Sven, Local utilities, liberalisation and the EU Emission Trading Scheme: Innovation im-
pacts on electricity generation portfolios, in: Jansen, Dorothea/Ostertag, Katrin/Walz, 




96; Zeitz, Dirk, Betrachtung der Einfacher-zu-Projekte unter dem Blickwinkel eines 
Vollzugsbenchmarking, FÖV Discussion Papers 76, Speyer 2013;  
Benz, Arthur/Kropp Sabine, Föderalismus zwischen Demokratie und Autokratie – Verein-
barkeiten und Sollbruchstellen. Deutsche Vereinigung für Politische Wissenschaft 
(DVPW), Tübingen, 24.-28.09.2012; Färber, Gisela, Art 91d GG: Was bewirken Leistungs-
vergleiche zwischen den Ländern? Kann die Arbeit der australischen Commonwealth Pro-
ductivity Commission als Vorbild dienen? Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Ju-
ristinnen und Juristen Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf, 25.03.2013; Färber, Gisela, Die 
Rolle des Nationalen Normenkontrollrates bei der Verbesserung der Rechtsetzung. Semi-
nar "Gute Rechtsetzung", Speyer, 24.05.2013; Jäkel, Tim, Réforme de la fiscalité locale en 
Allemagne, Strasbourg (France), 06.06.2012; Jäkel, Tim, Is fiscal stress a driver or an obsta-
cle for the use of relative performance information in local public administration? Empiri-
cal evidence from German local government, Speyer, 20.07.2012; Jäkel, Tim, International 
Perspectives on Benchmarking in Public Administration, Hannover, 13.09.2012; Jäkel, Tim, 
Benchmarking und Leistungsvergleiche von Kommunen in Deutschland - Arten, Vorteile 
und Nebenwirkungen, Peking (China), 22.10.2012; Jäkel, Tim, New trends of municipal ad-
ministrative reforms in Germany: The case of performance benchmarking, Nanning 
(China), 24.10.2012; Jäkel, Tim, Financial crisis and the use of relative performance infor-
mation in local public administration: Empirical evidence from German municipalities. In-
ternational Graduate Conference ‘Crisis and Governance in Europe’: Implications for 
State, Market and Society, Speyer, 18.04.2013; Jäkel, Tim, Benchmarking in der öffen-
tlichen Verwaltung: ein europäischer Ländervergleich. Vortrag im Fachgespräch „Bench-
marking als Beitrag zur Nachhaltigkeit, Eschborn, 24.09.2013; Jansen, Dorothea, Aufgaben 
des Kanzlers im 21. Jahrhundert – Thesen zur Hochschugovernance. Die Rolle des Kanzlers 
im Hochschulwesen – Erfahrungen und Perspektiven aus Deutschland, Budapest (Un-
garn), 24.04.2013; Kropp, Sabine, Vereinbarkeit von kooperativem Föderalismus und 
Volksgesetzgebung: Was lehrt uns „Stuttgart 21“?, Budapest (Ungarn), 15.05.2012; Kropp, 
Sabine, Hierarchie und Netzwerke in den russischen Regionen. Governance unter den Bed-
ingungen eines semi-autoritären Systems, Lüneburg, 16.10.2012; Kuhlmann, Sabine, 
Benchmarking in the Public Sector, Florence (Italy), August 2012; Kuhlmann, Sabine, Com-
peting, Collaborating or Controlling? Benchmarking-Regimes in European Local Govern-
ments from a Comparative Perspective, Berlin, 25.10.2012; Kuhlmann, Sabine, Lokalsys-
teme und -reformen in Europa: Modelle und Entwicklungspfade im Vergleich. Kolloquium 
Think&Drink, Berlin, Januar 2013; Kuhlmann, Sabine, The Local Public Sector Reforms: an 
International Comparison. Vortrag anlässlich des kick off-meetings der gleichnamigen 
COST Action IS 1207, Brüssel (Belgien), 28.03.2013; Kuhlmann, Sabine, New Public Man-
agement in Germany: the Case of Local Government. Besuch einer Delegation Schwe-
discher Kommunalpolitiker, Potsdam, 27.06.2013; Kuhlmann, Sabine, Decentralisation and 
Local Governance in EU Countries: A Comparative Perspective. Summer School "Federal-
ism, Decentralisation and Local Governance: Strengthening Citizen-Centered Political and 
Administrative Systems", Berlin, 30.09.2013; Kuhlmann, Sabine, Local Public Sector Re-
forms: An International Comparison. PhD Training School, Paris (France), 30.09.2013; 
Kuhlmann, Sabine/Bogumil, Jörg/Grohs, Stephan, Reforming public administration in multi-
level-systems: an evaluation of performance changes in European local governments. Ger-




tal Affairs (SPEA), Speyer, 19.-20.07.2012; Kuhlmann, Sabine/Jäkel, Tim, Competing, Col-
laborating or Controlling? Benchmarking-Regimes in European Local Governments from a 
Comparative Perspective. EGPA, Bergen (Norway), 05.-08.09.2012; Zeitz, Dirk, Benchmar-
king als Instrument besserer Rechtsetzung im föderalen Mehrebenenstaat (Vollzugs-
benchmarking). Auf dem Weg zum anomischen Recht? Rechtsetzung zwischen Republika-
nismus, Demokratie und Gouvernementalismus, Hamburg, 15.11.2013. 
 
2. Projektverbund „Public Private Partnerships“ 
Laufzeit:  seit 1.1.2013 
Der Projektverbund „Public Private Partnership“ nähert sich dem 
Thema mit einem interdisziplinären und methodisch komplementä-
ren Ansatz, besteht doch ein erheblicher Nachholbedarf in Hinblick 
auf Verständnis und Erklärung von PPP sowie der konkreten Bedin-
gungen, unter denen PPP Effizienzgewinne oder Effizienzverluste – 
im engeren projektbezogenen wie im weiteren, auf ein organisationa-
les Lernen der staatlichen und kommunalen Verwaltungen abheben-
den Sinne – erwarten lassen. Sowohl Fragen der institutionellen 
Governance der PPP-Einheiten als auch bezüglich der nachgeschalte-
ten Organisationen sowie deren Mitglieder sind hier betroffen.  
Ein weiterer Ansatzpunkt ist das Problem der systematischen Beurtei-
lung der Vorteilhaftigkeit einer PPP gegenüber einer Bereitstellung 
durch den öffentlichen Sektor sowie die zentrale Frage, in welcher 
Weise die mit PPPs gemachten Erfahrungen von den kommunalen 
und staatlichen (Kern-)Verwaltungen verarbeitet und in Regelkreis-
läufe eingespeist werden. 
Die die Disziplinen integrierende Kernfrage ist der Umgang der Ver-
waltung mit dem Instrument Public-Private Partnership: sowohl ex 
ante mit Blick auf die Entscheidung zugunsten einer PPP (Vorausset-
zungen; Einbettung in die Gesamtstrategie; wirtschaftliche Vorteil-
haftigkeit) sowie die konkrete Auswahl eines aus Verwaltungssicht 
geeigneten Vertragsmodells (PPP-Typ mit Blick auf Risikoteilung und 
anfallende Transaktionskosten; Ausschreibungsmodi) als auch ex post 
im laufenden „PPP-Betrieb“ (Kontrolle; Verlängerung, Nachverhand-
lungen und Wiederausschreibung; Auswirkung auf die Verwaltungs-
kompetenz und die Bewertung des Aufgabenbestands).  
Ein weiteres erklärtes Ziel des Verbunds ist es, die ex ante und ex post 
bestehenden Risiken und (institutionellen) Voraussetzungen aufzu-
decken und mit Blick auf das entsprechende Verwaltungshandeln zu 




bestehende Expertise der Projektleiter sowie Projektmitarbeiter nut-
zend, die Ausarbeitung eines normativen Kriterienkatalogs für die 
Vorbereitung (Wirtschaftlichkeitsuntersuchung) sowie den zukünfti-
gen Einsatz von PPPs in der Praxis (Rahmenbedingungen, Einbettung 
in Gesamtstrategien und Lernprozesse, Vertragsgestaltung) erfolgen. 
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2/1. Knorr/Schomaker: „Transaktionskosten und Risikoverteilung im 
Rahmen von Public Private Partnerships“, Teilprojekt 2 des Projekt-
verbundes „Public Private Partnerships“ 
Laufzeit: 1.1.2013 bis 31.12.2015  
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Das Teilprojekt „Transaktionskosten und Risikoverteilung im Rahmen 
von Public Private Partnerships“ widmet sich der Frage nach Rolle und 
Relevanz von Transaktionskosten und Aspekten der Risikoteilung in 
PPPs aus verschiedenen Blickwinkeln. Transaktionskosten sind oft-
mals nur schwerlich und ex post zu quantifizieren und somit kaum 
entscheidungsrelevant bei der Entscheidung für oder gegen die Im-
plementierung von PPPs, obgleich sie aufgrund ihrer Zusammenset-
zung und Auftretenswahrscheinlichkeit durchaus gewissen Regelmä-
ßigkeiten unterliegen und damit durchaus über eine diskretionäre 
Einzelfallbetrachtung hinaus nicht nur Gegenstand wissenschaftli-
cher Analyse, sondern auch konkreter Optimierung sein können. 
Auch die effiziente Teilung von Risiken zwischen privaten und öffent-
lichen Akteuren ist aus ökonomischer Sicht sowohl für das Verständ-
nis der Effizienz des gesamten PPP-Projektes als auch mit Blick auf 
Absicherungsmechanismen relevant. Einerseits wird die Rolle dieser 
Aspekte ex ante für das Zustandekommen von PPPs analysiert, ande-
rerseits wird mit Blick auf die ex post festzustellende Effizienz von 
PPPs untersucht, wie an dieser Stelle Optimierung stattfinden kann. 
Auch werden im Projektrahmen sich hieraus konkret ergebende 
Handlungsempfehlungen einerseits für die Entscheidungsträger in 
der öffentlichen Verwaltung, andererseits für den Prozess der Ver-
tragsgestaltung erarbeitet. 
2/2. Mühlenkamp/Werner: „Wirtschaftlichkeit und Wirtschaflichkeits-
untersuchungen bei Public Private Partnerships“, Teilprojekt 1 des 
Projektverbundes „Public Private Partnerships“ 
Laufzeit: 1.7.2013 bis 30.6.2016  
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Entscheidungen zugunsten von PPP-Projekten werden regelmäßig 
mit der überlegenen Wirtschaftlichkeit von PPP im Vergleich zur kon-
ventionellen Beschaffung begründet. Der Wirtschaftlichkeitsver-





Allerdings existiert für Deutschland kein belastbarer empirischer Be-
fund zu tatsächlichen Effizienzvorteilen von PPP. Es existieren viel-
mehr klare Hinweise dafür, dass die Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen für den sog. Wirtschaftlichkeitsnachweis von PPP häufig mit me-
thodischen Mängeln behaftet sind und nicht selten zur unsachgemä-
ßen Bevorzugung von PPP führen. 
Der Fokus dieses Teilprojekts ist die ökonomische Analyse der Wirt-
schaftlichkeit von vertraglichen PPP. Ein erster Ansatzpunkt ist ange-
sichts des unzureichenden empirischen Befundes eine systematische 
Aufarbeitung internationaler und nationaler Ergebnisse zur Wirt-
schaftlichkeit von PPP. Verbunden damit ist eine Analyse der Praxis 
von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP. 
Aufbauend auf festgestellten Defiziten sollen dann Verbesserungs-
vorschläge zum Ablauf und zur Methodik von Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchungen entwickelt werden. Ein letztes Ziel ist die Erarbeitung 
von Empfehlungen zur Vermeidung von haushaltsrechtlichen und fi-
nanzstatistischen Fehlanreizen unter Berücksichtigung gewonnener 
Erkenntnisse über die derzeitige Praxis. 
2/3. Ziekow/C. Bauer: „Public Private Partnerships als strategische 
Option der öffentlichen Verwaltung“, Teilprojekt 3 des Projekt-
verbundes „Public Private Partnerships“ 
Laufzeit: 1.3.2014 – 28.2.2017 
Die Ausgangshypothese des Projekts ist, dass es bislang kaum gelun-
gen ist, die Wahrnehmung von PPPs als strategische Option in der öf-
fentlichen Verwaltung zu verankern. Die Prüfung von PPPs als Alter-
native zu herkömmlichen Beschaffungsansätzen ist vermutlich ganz 
überwiegend mit Blick auf haushalterische Überlegungen in Entschei-
dungsstrukturen und -verfahren der Verwaltung eingebettet. Daraus 
ergibt sich die weitere Hypothese, dass Prozesse des Lernens der Ver-
waltung aus der Kooperation mit privatwirtschaftlicher Handlungsra-
tionalität und im Vergleich mit dieser nur unzureichend ausgebildet 
sind. Vor diesem Hintergrund ist es Ziel des Projekts, evaluierend zu 
untersuchen, wie die unterschiedlichen Verwaltungsorganisationen 




PPPs reagieren und inwieweit die Ausgangshypothesen auf sie zutref-
fen. Folgende Untersuchungsfragen stehen hierbei im Mittelpunkt: 
1. Sind Public Private Partnerships und wenn ja in welcher Weise in 
eine aufgabenbezogene Gesamtstrategie der öffentlichen Ver-
waltung eingebettet? Wenn nein: Welche Motive haben zur Ein-
gehung von PPPs geführt? 
2. In welcher Weise werden PPPs in aufgabenkritischen Bewertun-
gen als Handlungsoption berücksichtigt? 
3. Ist ein Vergleich mit anderen strategischen Handlungsoptionen, 
z. B. der Eingehung öffentlich-öffentlicher Kooperationen oder 
der Modernisierung der die betreffende Aufgabe erfüllenden 
Einheit der öffentlichen Verwaltung, vorgenommen worden? 
Wer war der „Treiber“: die „Politik“ oder die „Verwaltung“? 
4. Haben die Erfahrungen von öffentlicher Hand und Privaten in 
PPPs tatsächlich zur Zusammenführung von unterschiedlichen 
Logiken in Netzwerkstrukturen geführt (Hofmeister/Borchert 
2004: 224)? 
5. Welche Auswirkungen haben die institutionellen Rahmenbedin-
gungen auf das Akteursverhalten innerhalb von PPPs? 
6. Führen PPPs zu einem Kompetenzaufbau oder zu einem Kompe-
tenzverlust der Kernverwaltung? 
7. Sind Konsequenzen aus der Durchführung von PPPs für Aufbau-
organisation, Personalbestand und -qualifizierung sowie Ge-
schäftsprozesse der Verwaltungen feststellbar? 
8. In welcher Weise werden die aus PPPs gewonnenen Erfahrungen 
von Politik und Verwaltung reflektiert und in Lernprozesse über-
führt 
9. Welche Rahmenbedingungen beeinflussen das Nachsteuern und 
das Lernen? 
Veröffentlichung und Vorträge des Projektverbundes 2012 und 2013 
Mühlenkamp, Holger/Sossong, Peter, Einredefrei gestellte Verpflichtungen aus Public Pri-
vate Partnerships (PPP) in der doppischen Rechnungslegung der Gebietskörperschaften – 
Systemgeleitete handelsrechtliche Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) o-
der prinzipienloses „Cookbook Accounting?, in: Der Konzern 11 (2013), S. 280–286. 
Knorr, Andreas, Why have most road infrastructure PPP Projects failed in Germany? 13th 
Conference of the World Conference on Transport Research Society (WCTR), Rio de 




megaprojects – why so often? Two case studies from Germany. 2013 International Con-
gress of IIAS, Manama (Bahrain), 07.06.2013. 
3. Projektverbund „Der Staat im Web 2.0 – Herausforderungen eines 
Collaborative Government im 21. Jahrhundert“ 
Laufzeit:  seit 1.4.2013 
Das Internet hat insbesondere durch das Web 2.0 und soziale Medien 
weitreichende Veränderungen in der Gesellschaft und der innerge-
sellschaftlichen Kommunikation hervorgerufen. Diese Veränderungs-
kraft macht auch vor dem Staat nicht halt, der darauf mit der Entwick-
lung von kooperativen E-Governance-Strukturen und -Prozessen rea-
giert, die durch das Angebot von E-Government-Diensten, die Bereit-
stellung von Open Data und durch Prozesse eines Collaborative 
Government geprägt sind. Als wissenschaftlicher Begleiter dieses 
Prozesses versteht sich der interdisziplinäre Forschungsverbund »Der 
Staat im Web 2.0 – Herausforderungen eines Collaborative Govern-
ment im 21. Jahrhundert«. 
Nicht zuletzt mangels gesamtheitlichen Ansatzes konnte die Wissen-
schaft mit dem gesellschaftlichen Wandlungsprozess, den das Inter-
net in Gang gesetzt hat, bisher nicht Schritt halten. Dies zeigt sich im 
Bereich der Wirtschaftswissenschaften an der geringen Anzahl von 
empirisch validierten Erklärungsmodellen zu Wirkungsbeziehungen 
in Web 2.0- und E-Governance-Diensten. In der Rechtswissenschaft 
fehlt es – abgesehen von einzelnen Aufsätzen – an einer intensiveren 
Auseinandersetzung mit öffentlich-rechtlich betriebenen Bewertung-
sportalen sowie an einer wissenschaftlichen Begleitung des kommu-
nalen E-Governments. Ebenso steckt die verwaltungswissenschaftli-
che Forschung hinsichtlich des gewandelten Staatsverständnisses 
und der veränderten Bürgerrolle in den Kinderschuhen. Es fehlt an 
konzeptionellen Vorstellungen und wissenschaftlich evaluierten Pra-
xiserfahrungen. 
Der Forschungsverbund hat es sich vor diesem Hintergrund zur Auf-
gabe gemacht, die fördernden und hemmenden Faktoren von kolla-
borativen E-Governance-Strukturen und –prozessen im Web 2.0 zu 
identifizieren und die Voraussetzungen für effektive und effiziente E-
Government-Services, und E-Interaktionsformen sowie deren Rege-
lungen übergreifend zu untersuchen. Ihm geht es dabei um die evalu-
ative Begleitung der Chancen, Risiken und Auswirkungen der neuarti-




und normativer Ansätze. Ausgehend von diesem Ziel hat der Projekt-
verbund damit begonnen, die wirtschaftswissenschaftlichen, rechts-
wissenschaftlichen und verwaltungswissenschaftlichen Zugänge im 
Wege der Verbundforschung miteinander zu verschmelzen. Bürger-
orientierte Web 2.0-Dienste, staatliches Informationshandeln im Web 
2.0, die Gestaltung der (neuen) Möglichkeiten des Staates zur Inter-
aktion mit dem Bürger, deren Erwartungshaltungen und die mehr-
wertschaffende Organisation kollaborativer Aktivitäten im E-Govern-
ment stehen dabei im Mittelpunkt der Betrachtung. Die involvierten 
Wissenschaftler Professor Dr. Hermann Hill, Professor Dr. Mario Mar-
tini, Professor Dr. Michèle Morner und Professor Dr. Bernd Wirtz wäh-
len in dem Verbund einen akteursbezogenen Ansatz, der zwischen E-
Government-Anbietern und -nachfragern sowie den verschiedenen 
Interaktionsformen differenziert. Der Mehrwert dieser interdiszipli-
nären Herangehensweise gegenüber nicht verknüpften Forschungs-
disziplinen liegt darin, Möglichkeiten der wechselseitigen Ergänzung 
und Befruchtung der Einzeldisziplinen zur Gestaltung von Web 2.0-
Services aufzuzeigen. Denn ökonomische Handlungs(ir)rationalitäten 
beeinflussen die rechtliche Rechtfertigung und verwaltungswissen-
schaftliche Analyse von staatlichen Handlungen einerseits und die Er-
wartungen der Nutzer andererseits. Umgekehrt steuern rechtliche 
Rahmenbedingungen und verwaltungswissenschaftliche Zielsetzun-
gen die Eckdaten der Akzeptanz von Web 2.0-Angeboten des Staates. 
Diese hängen wiederum von den organisatorischen Rahmenbedin-
gungen für Kooperationsbereitschaft und intrinsische Motivation der 
Akteure ab. Der Verbund befreit die Betrachtungen von ihren diszip-
linären Verengungen. Dadurch entstehen Synergieeffekte für die 
Analyse von Web 2.0-Angeboten, die bisher auf dem Gebiet des Staa-
tes noch nicht erschlossen wurden. Der Verbund beantwortet damit 
als Kernfragen,  
 welche neuen Handlungs- und Governanceformen staatlicher 
Verwaltungstätigkeit im E-Government zu identifizieren sind, 
die das Wissen und die Erwartungen der Nutzer einbeziehen, 
 wie diese Handlungs- und Governanceformen durch Web 2.0-
Angebote abgebildet und mehrwertschaffend gestaltet werden 
können, 
 in welchen Schritten diese Web 2.0-Angebote implementiert 
werden können, 




 was zugunsten einer gemeinwohlorientierten Gestaltung zu be-
rücksichtigen ist,  
 welche rechtlichen, organisatorischen und technischen Hürden 
dabei bestehen und  
 wie diese Aspekte in einer sachgerechten Operationalisierung 
und Implementierung zusammengeführt werden können. 
Dadurch entsteht die Grundlage, um die übergreifenden Frage zu be-
antworten, wie 
 effektive und effiziente Gov 2.0-Angebote,  
 effektive und effiziente rechtliche Regelungen,  
 die neue Rolle des Staates und deren verwaltungspraktische Um-
setzung, 
 effektive und effiziente konsensuale Steuerungen und dezent-
rale Organisationsformen 
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3/1. Wirtz/Göttel/Thomas:  „Bürgerorientierte Web 2.0-Services“, Teil-
projekt 1 des Projektverbundes „Der Staat im Web 2.0 – Heraus-
forderungen eines Collaborative Government im 21. Jahrhundert“ 
Laufzeit:  1.4.2013 bis 31.3.2016 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Die Bereitstellung innovativer Web 2.0-Services durch Regierung und 
Verwaltung hat in letzter Zeit in Forschung und Praxis eine überra-
gende Wichtigkeit erhalten. Bislang sind innerhalb der Forschung je-
doch nur wenige komplex-empirische Arbeiten, die sich mit der The-
matik befassen, verfügbar. Auch im internationalen Vergleich ist 
hierzu noch ein erheblicher Forschungsbedarf vorhanden. Daher be-
fasst sich das Forschungsprojekt »Bürgerorientierte Web 2.0-Ser-
vices« in diesem Kontext mit dem Nutzungsverhalten der Bürger hin-
sichtlich innovativer Web 2.0-Services im E-Government. In diesem 
Rahmen werden die Wirkungsbeziehungen einzelner Gov 2.0-Ange-
bote bezüglich der Nutzerwahrnehmung, der Nutzerbedürfnisse so-
wie des Nutzerverhaltens analysiert. Der Erfolg innovativer Web 2.0-
Services hängt dabei maßgeblich von den Nutzungsverhaltensweisen, 
von der wahrgenommenen Qualität aus Nutzerperspektive und von 
der Serviceakzeptanz ab. In diesem Zusammenhang stellt die Akzep-
tanz eine notwendige Bedingung dar, da sie gemäß der Unified Theory 
of Acceptance and Use of Technology die grundlegenden Einflussfak-
toren der Nutzungsintention determiniert. Als hinreichende Bedin-
gung werden in diesem Kontext die Erfolgsfaktoren der Gov 2.0-An-
gebote angeführt, die innerhalb des Forschungsprojektes identifiziert 
werden sollen. Schließlich werden die identifizierten Erfolgsfaktoren 




der Akzeptanz innerhalb eines Strukturgleichungsmodells unter-
sucht.  
3/2. Martini/Fritzsche/Kühl: „Staatliches Informationshandeln im Web 
2.0“, Teilprojekt 2 des Projektverbundes „Der Staat im Web 2.0 – 
Herausforderungen eines Collaborative Government im 21. Jahr-
hundert“ 
Laufzeit: 1.4.2013 bis 30.6.2015 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Das Forschungsprojekt »Staatliches Informationshandeln im Web 
2.0« untersucht den Rechtsrahmen neuartiger, partizipativ-kollabora-
tiver Handlungsformen hoheitlicher Verwaltung im Web 2.0, nament-
lich von kommunalen Anliegenmanagement-Portalen, öffentlich-
rechtlichen Bewertungsplattformen, E-Petitonen und Online-Konsul-
tationen u.a. (im Folgenden »Gov 2.0-Angebote«).  
Während des ersten Projektjahres  stand zum einen die grundrechts-
dogmatische Untersuchung  Web 2.0-gestützter Typen staatlichen In-
formationshandelns wie Online-Informationsregister und staatlich 
betriebene oder geförderte Online-Bewertungsplattformen im Fokus.  
Zum anderen haben sich die Projektbearbeiter schwerpunktmäßig 
mit den datenschutz-, wettbewerbs- und vergaberechtlichen Rah-
menbedingungen für die Integration privater Social-Media- und Geo-
datendiensten in behördliche Online-Angebote auseinandergesetzt. 
Die zweiten Projektphase widmet sich insbesondere  verfassungs-
rechtlichen, demokratietheoretischen und rechtlich-qualitativen As-
pekten der Ausgestaltung von partizipativ-kollaborativer Online-An-
geboten der öffentlichen Verwaltung. Dabei finden angesichts der ak-
tuellen Entwicklungen des Forschungsfeldes auch indirekte Formen 
der Bürgerpartizipation im Wege des Big Data-basierten Crowdsour-
cings durch Hoheitsträger Berücksichtigung. In der Abschlussphase 
des Projekts werden insbesondere der interdisziplinäre Austausch mit 
den anderen Verbundprojekten bzw. die Verarbeitung der daraus her-
vorgehenden Erkenntnisse, sowie die Fertigstellung der zu den Pro-




3/3. Morner/Misgeld/Wojtczak:  „Public Value durch E-Governance: Die 
Organisation kollaborativer Aktivitäten im Staat“, Teilprojekt 4 des 
Projektverbundes „Der Staat im Web 2.0 – Herausforderungen 
eines Collaborative Government im 21. Jahrhundert“ 
Laufzeit: 1.4.2013 bis 31.1.2016 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Das Teilprojekt untersucht, wie Staat und Bürger über internetba-
sierte soziale Medien so zusammenarbeiten können, dass ein öffent-
licher Mehrwert entsteht. Hintergrund ist eine fortschreitende sozio-
technische Entwicklung: Web 2.0-Anwendungen ermöglichen den 
Nutzern sich auszutauschen und interaktiv in einem wissensintensi-
ven Entscheidungsprozess zusammenzuarbeiten (Kollaboration). Das 
Projekt zielt darauf, eine effektive und effiziente Steuerung (Gover-
nance) von kollaborativen Web 2.0 Anwendungen zu erarbeiten.  
Insbesondere eine Selbststeuerung, das heißt eine dezentrale, wech-
selseitige Abstimmung der Beteiligten, kann einen positiven Beitrag 
leisten. Diese erlaubt, individuelle Vorbehalte zu überwinden, um ge-
meinsam komplexe Probleme handhaben zu können. Mit Regeln und 
Weisungen (verfahrens-) sowie ökonomischen Kennzahlen (ergebnis-
basierter Steuerungsmechanismus) kann ein Steuerungsmix entste-
hen. Abhängig von motivationalen und kognitiven Voraussetzungen 
lassen sich damit kollaborative Aktivitäten effizient und effektiv ge-
stalten. 
Mit einem multivariaten, gemischt-methodischen Vorgehen lässt sich 
die Frage beantworten, ob die vermuteten Zusammenhänge in der 
Praxis existieren. Darauf aufbauend sind Handlungsempfehlungen für 
die Praxis abzuleiten. 
Das Ergebnis bildet ein Modell kollaborativer E-Governance, welches 
zeigt, wie sich kollaborative Aktivitäten der Verwaltung unter der 
Nutzung von Web 2.0 so organisieren lassen, dass Public Value ent-
steht.  
Veröffentlichung und Vorträge des Projektverbundes 2012 und 2013 
Hill, Hermann, Die Vermessung des virtuellen Raums –eine Zwischenbilanz, in: Hill, Her-
mann/Schliesky, Utz (Hrsg.), Die Vermessung des virtuellen Raums, E-Volution des 
Rechts- und Verwaltuungssystems, Bd. 3, Baden-Baden 2012, S. 349–370; Hill, Hermann 
(Hrsg.), Informationelle Staatlichkeit, Verwaltungsressourcen und Verwaltungsstruktu-




cebook, Google & Co. : Chancen und Risiken, Baden-Baden 2013; Martini, Mario, Der Di-
gitale Nachlass und die Herausforderung postmortalen Persönlichkeitsschutzes im Inter-
net, in: JuristenZeitung (JZ) 67 (2012), S. 1145–1155; Martini, Mario, Finden statt suchen? 
Der Pflege-TÜV und risikoorientierte Suchfunktionen als casus belli, Teil 1, in: Neue Zeit-
schrift für Sozialrecht (NZS) 21 (2012), S. 201–204; Martini, Mario/Albert, Alexandra, Fin-
den statt suchen? Der Pflege-TÜV und risikoorientierte Suchfunktionen als casus belli, Teil 
2, in: Neue Zeitschrift für Sozialrecht (NZS) 21 (2012), S. 247–253; Martini, Mario/Fritz-
sche, Saskia, Zwischen Öffentlichkeitsauftrag und Gesetzesbindung: Zum Dilemma deut-
scher Behörden bei der Einbindung privater Social-Media-Werkzeuge und Geodaten-
dienste in ihre Internetangebote, in: Verwaltungsarchiv (VerwArch) 104 (2013), S. 449–
485; Martini, Mario/Kühl, Benjamin, Der informierende Staat als Katalysator der Meinungs-
bildung im digitalen Zeitalter, in: Die Öffentliche Verwaltung (DÖV) 66 (2013), S. 573–
584; Morner, Michèle/Misgeld, Manuel/Walther, Axel, Public Corporate Governance Kodi-
zes als Allheilmittel? Wege zur effektiven Kontrolle und Steuerung von öffentlichen Un-
ternehmen, in: BOARD Zeitschrift für Aufsichtsräte in Deutschland (2013), S. 188–192. 
Martini, Mario, Der digitale Nachlass, Kiel, 28.04.2012; Martini, Mario, Online-Partizipa-
tion als Aktivierungsinstrument gegen den Rückzug in die Privatheit? Gesprächskreis "E-
Volution des Rechts- und Verwaltungssystems, Kiel, 17.01.2013; Morner, Michèle/Misgeld, 
Manuel, Herausforderungen bei der Steuerung von Veränderungsprozessen in der öffent-
lichen Verwaltung Unter besonderer Berücksichtigung des Personal‐ und Führungsverhal-
tens. Deutsche Sektion des IIAS. Jahrestagung, Brühl, 28.10.2013; Morner, Michèle/Mis-
geld Manuel, Governing Public Value: How to Foster Knowledge-intensive Collaboration 
in the Public Sector. International Research Society for Public Management (IRSPM). Sev-
enteenth Annual Conference, Prague (Czech Republic), 10.04.2013; Morner, Michèle/Mis-
geld Manuel, Governing wicked problems: The role of self-organizing governance in fos-
tering the problem-solving capabilities of public sector organizations. European Group for 






4. Projektverbund „Denationalisierung der öffentlichen Verwal-
tung“ 
Laufzeit:  seit 1.10.2013 
Die „Denationalisierung der öffentlichen Verwaltung“ äußert sich in 
einer Vielzahl von Phänomenen. Ihnen ist gemeinsam, dass die Wahr-
nehmung oder Steuerung exekutiver Aufgaben durch überstaatliche 
Ebenen oder in transnationaler Zusammenarbeit erfolgen. Die Dena-
tionalisierung erfasst somit die vielfach beschriebenen Erscheinungs-
formen einer Europäisierung der öffentlichen Verwaltungen und ihrer 
Rechtsgrundlagen ebenso wie die die nationalen Verwaltungen ver-
ändernden Vorgaben aus der Sphäre des Völkerrechts und anderer 
Formen der internationalen Koordinierung jenseits der Europäischen 
Union und des Europarats.  
Sowohl in der Politik- und Verwaltungswissenschaft als auch in der 
Rechtswissenschaft sind die Untersuchungen, die sich mit Europäisie-
rungsphänomenen auseinandersetzen, mittlerweile Legion. Dennoch 
fehlt es bislang an einer vertieften ebenen- und staatenübergreifen-
den Analyse der Voraussetzungen, Instrumente und Verfahren, die 
eine wirksame Implementierung des überstaatlichen Rechts ermögli-
chen sollen.  Ziel des Projektverbundes ist es, aufbauend auf den vor-
handenen Erkenntnissen zu Wirkungsweise, Eigenheiten und Verän-
derungen innerhalb der europäischen Verwaltungsarchitektur die in-
stitutionellen und prozeduralen Implementierungsvoraussetzungen 
zu untersuchen. Dies schließt ebenenspezifische und ebenenüber-
greifende Analysen ebenso ein wie vergleichende Untersuchungen. In 
der Zusammenschau will der Projektverbund neben der Offenlegung 
interdependenter Entwicklungstendenzen strukturelle Defizite bei 
der Implementierung überstaatlicher Vorgaben und zwischenstaatli-
cher Koordination identifizieren, um gegebenenfalls auch präskriptive 
Aussagen treffen zu können. 
In zunächst vier Teilprojekten werden die Implementierung unionaler 
und anderer überstaatlicher Vorgaben unter Aspekten der implemen-
tationsrelevanten Reaktionsmuster und Anpassungsstrategien der 
europäischen Staaten im Vergleich (national vergleichende Perspek-
tive), der Leistungs- und Anschlussfähigkeit der Handlungsformen 
der EU-Eigenverwaltung (unionale Perspektive), der vertikalen Ko-
operation bei der Implementierung des Unionsrechts und der Unions-




plementierung internationaler Verpflichtungen durch gemischte Fo-
ren im Außenverhältnis (ebenenverbindende internationale Perspek-
tive) betrachtet. 
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4/1. Sommermann/Fraenkel-Haeberle: „Europäisierung und Internatio-
nalisierung der nationalen Verwaltungen im Vergleich“, Teilprojekt 
1 des Projektverbundes „Denationalisierung der öffentlichen 
Verwaltung“ 
Laufzeit: 1.10.2013 bis 30.9.2016 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Die nationalen Verwaltungssysteme stehen bei der Implementierung 
des Unionsrechts unter einem steigenden Anpassungsdruck. Wurde 
das Verwaltungshandeln zunächst zunehmend durch materiell-recht-
liche Vorgaben des europäischen Unionsrechts und des Völkerrechts 
determiniert, so findet seit den achtziger Jahren des 20. Jahrhunderts 
verstärkt eine Transformation des Verwaltungsverfahrens und der 
Verwaltungsorganisation der europäischen Staaten durch überstaat-
liche Impulse statt. Dennoch ist nach wie vor ein unterschieffdlicher 
Grad an Implementierung in den Mitgliedstaaten festzustellen. Das 
Projekt hat zunächst Strukturanalysen ausgewählter europäischer 
Staaten im Hinblick auf die unterschiedlichen Ansätze und Effekte der 
Implementierung des EU-Rechts zum Gegenstand. Ins Auge gefasst 
werden im Hinblick auf ihre prägende Bedeutung für die EU Deutsch-
land, Frankreich, Italien und das Vereinigte Königreich. Die Untersu-
chungsschritte werden im Abgleich mit den Forschungsansätzen der 
anderen Partner des Projektverbundes vorgenommen. Neben Er-
kenntnissen über die Reaktionsmuster und Anpassungsstrategien der 
Staaten sind nähere Aussagen zu den Implementationsvoraussetzun-
gen und zum Grad der Konvergenz der nationalen Verwal-
tungs(rechts)systeme zu erwarten. Im Rahmen eines internationalen 
Symposiums soll die Perspektive auf einen größeren Kreis von Staa-
ten erweitert werden. Ein wichtiger Ertrag des Projekts könnte im Üb-





4/2. Stelkens/MIrschberger: „Handlungsformen der EU-Eigenverwal-
tung beim direkten Vollzug des EU-Rechts (und im Europäischen 
Verwaltungsverbund)“, Teilprojekt 2 des Projektverbundes „Dena-
tionalisierung der öffentlichen Verwaltung“ 
Laufzeit: 1.1.2014 bis 31.12.2016 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Teilaspekt der "Denationalisierung" der Verwaltung innerhalb der EU 
ist auch, dass vielfältige Verwaltungsaufgaben nicht mehr von den 
mitgliedstaatlichen Verwaltungen, sondern von Trägern der EU-
Eigenverwaltung - also von supranationalen Verwaltungsträgern - 
wahrgenommen werden. Sowohl der Ablauf von Entscheidungspro-
zessen der EU-Eigenverwaltung bis zum Ergehen einer konkreten 
Maßnahme als auch die Frage ihrer Verbindlichkeit, ihrer Wirkungen 
und der hiergegen gegebene Rechtsschutz erscheinen als derzeit 
rechtlich wenig konturiert. Zwar besteht eine vielfältige Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs insbesondere zur Einordnung 
von Maßnahmen der EU-Eigenverwaltung in das Klagesystem der 
heutigen Art. 263 ff. AEUV. Dieses reine Rechtsprechungsrecht geht 
aber naturgemäß nur von Fall zu Fall vor und erscheint insoweit eher 
durch Einzelbausteine geprägt, denn durch ein vollständig zu einem 
Gesamtbild zusammengefügtes Mosaik. Das Forschungsprojekt soll 
aufbauend auf den wissenschaftlichen Vorarbeiten von Projektleiter 
und -bearbeiter dazu beitragen ausgehend von der deutschen Lehre 
der Handlungsformen der Verwaltung eine mögliche Kategorisierung 
der Handlungsformen der EU-Verwaltung im weiten Sinne vorzuneh-
men und ein System für die Einteilung und rechtliche Behandlung von 




4/3. Weiß/Demper: „Politikimplementierung im internationalen Kon-
text in gemischten Foren: Mechanismen zur Abstimmung zwischen 
Kommission und Mitgliedstaaten bei der Umsetzung internatio-
naler Harmonisierungsverpflichtungen: Funktionsweisen und Defi-
zite“, Teilprojekt 4 des Projektverbundes „Denationalisierung der 
öffentlichen Verwaltung“ 
Laufzeit: 1.1.2014 bis 31.12.2016 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Die EU und ihre Mitgliedstaaten sind infolge gemischter Abkommen 
Mitglieder in Internationalen Organisationen, die auf internationaler 
Ebene eine Angleichung und Abstimmung von Regelwerken beabsich-
tigen. Die EU und ihre Mitgliedstaaten haben sich daher auf völker-
rechtlicher Ebene zu Harmonisierungen verpflichtet. In Konkretisie-
rung und erster Umsetzung der völkerrechtlichen Pflichten formulie-
ren die Staaten in den Gremien dieser Organisationen daher verbind-
liche oder rechtlich unverbindliche, faktisch aber durch ihre Vorbild-
wirkung maßgebliche Vorgaben, die die einschlägige nationale Regel-
setzung vorprägen. Die EU und die Mitgliedstaaten sind in diesen 
Gremien vertreten und müssen für ihre Mitwirkung in den Gremien 
nicht zuletzt infolge unionsrechtlicher Treueverpflichtungen ein ein-
heitliches, abgestimmtes Auftreten organisieren, um ihre Interessen 
bestmöglich einzubringen.  
Wenig erforscht ist die Kooperation von EU-Institutionen und mit-
gliedstaatlicher Exekutive in diesem Bereich der Implementierung 
dieser völkerrechtlichen Pflichten. Das Projekt wird daher die Mecha-
nismen zur Abstimmung zwischen Kommission und Mitgliedstaaten 
bei der Umsetzung internationaler Harmonisierungsverpflichtungen 
im Hinblick auf Funktionsweisen und Defizite grundlegend untersu-
chen. Insbesondere werden formelle Vereinbarungen zur Koordinie-
rung von EU und Mitgliedstaaten, die unterschiedliche Formen an-
nehmen, gesammelt, analysiert und unter Einbezug der konkreten Ab-
stimmungsprozesse aus der Praxis bewertet. 
Veröffentlichung und Vorträge des Projektverbundes 2012 und 2013 
Sommermann, Karl-Peter, Erkenntnisinteressen der Rechtsvergleichung im Verwaltungs-
recht, in: Gamper, Anna/Verschraegen, Bea (Hrsg.), Rechtsvergleichung als juristische 
Auslegungsmethode, Bd. 1, Wien 2013, S. 195–210; Sommermann, Karl-Peter, Towards a 




(2013), S. 1–30; Stelkens, Ulrich, Kommentierung der § 27a, § 35 bis § 39, § 41, § 42a, der 
europarechtlichen Abschnitte der §§ 54 bis § 62 sowie eines einleitenden Teils zum Euro-
päischen Verwaltungsrecht, Europäisierung des Verwaltungsrecht und Internationalem 
Verwaltungsrecht, in: Stelkens, Paul/Bonk, Heinz Joachim/Kallerhoff, Dieter/Neumann, 
Werner/Sachs, Michael/Schmitz, Heribert/Stelkens, Ulrich (Hrsg.), Verwaltungsverfah-
rensgesetz (Kommentag), 8. Aufl., München 2014; Stelkens, Ulrich/Schröder, Hanna, EU 
Public Contract Litigation, in: Trybus, Martin/Caranta, Roberto/Edelstam, Gunilla (Hrsg.), 
EU public contract law. Public procurement and beyond, Bruxelles 2013, S. 443–460; 
Stelkens, Ulrich/Schröder, Hanna, The Substantive Law applicable to EU Public Contracts, 
in: Trybus, Martin/Caranta, Roberto/Edelstam, Gunilla (Hrsg.), EU public contract law. 
Public procurement and beyond, Bruxelles 2013, S. 396–416; Weiß, Wolfgang, § 10 Ver-
tragliche Handelspolitik der EU, in: Arnauld, Andreas von (Hrsg.), Enzyklopädie Europa-
recht, Baden-Baden 2014, S. 515–586. 
Bauer, Michael W., Nijmegen Annulment Cases against the European Commission: Re-
sistance in the EU implementation process. Europeanization Colloquium, Nijmegen (The 
Netherlands), Dezember 2013; Stelkens, Ulrich, Enjeux et Perspectives du Partenariat Euro-
méditerranéen de l’Union Européenne à la lumière des changements des Etats partenaires 
arabes. Premier forum maroco-allemand "Développement du droit administratif à travers 
le Conseil de l’Europe dans les pays en transformation de l'Europe de l'Est: Expériences 
utiles pour le développement du droit administratif dans les États du Maghreb?“, Casa-
blanca (Maroc); Stelkens, Ulrich, Model Rules on EU Administrative Procedures – 1st ten-
tative Draft 2013 – Book IV – Contracts. ReNEUAL conference: “Administrative Proce-






3.2  Zentrum für verwaltungswissenschaftliche Politikberatung (ZvP) 
Das Zentrum für verwaltungswissenschaftliche Politikberatung (ZvP) bündelt 
seit 2010 die unterschiedlichen Beratungseinheiten und -angebote des FÖV 
unter einem gemeinsamen Dach. Die unter diesem Dach vereinten Bera-
tungseinheiten widmen sich der Bearbeitung von Forschungsaufträgen und 
Gutachten aus Verwaltung und Politik.  
In 2012 und 2013 abgeschlossene Drittmittelprojekte:  
– Reform des kommunalen Finanzausgleichs in Thüringen. Gutachten im 
Auftrag des Finanzministeriums des Freistaats Thüringen, Projektlei-
tung: Gisela Färber/Joachim Wieland; Projektbearbeitung: Marco Salm/Jo-
hanna Wolff/Dirk Zeitz (09/2011-04/2012). 
– Überprüfung der Auswirkungen des Landesgesetzes zur Förderung von 
Wohnraum und Stabilisierung von Quartiersstrukturen (Landeswohn-
raum-förderungsgesetz – LWoFG), Ministerium für Finanzen und Wirt-
schaft Baden-Württemberg, Projektleitung: Jan Ziekow, Projektbearbei-
tung: Corinna Sicko/Dirk Zeitz (06/2011-09/2012). 
– Gutachten zur Reform der Kommunal- und Verwaltungsreform Bran-
denburg, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Brandenburger Land-
tag, Projekt-leitung: Sabine Kuhlmann; Projektbearbeitung: Philipp Rich-
ter/Christian Schwab/Dirk Zeitz (06/2012-08/2012). 
– Evaluierung des Einheitlichen Ansprechpartners Baden-Württemberg, 
Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg, Projekt-
leitung: Jan Ziekow; Projektbearbeitung: Axel Piesker/Marco Salm/Co-
rinna Sicko (06/2012-11/2012). 
Neben der Durchführung von Projekten im Bereich der Auftragsforschung für 
Bund, Länder und Gemeinden, ist das ZvP auch im Bereich der internationa-
len Regierungsberatung aktiv. Im Jahr 2012 wurden im Auftrag der GIZ ver-
schiedene Vortragsreisen im Rahmen des „Sino-German Economic Structural 




1. Färber /Salm:  „Gesetzesfolgenabschätzung unter der Genderper-
spektive am Beispiel des Faktorverfahrens nach §39f EstG“ 
Laufzeit: 1.01.2013 bis 28.02.2013 
Finanzierung: Bundesministerium für Familie, Frauen, Senioren und Ju-
gend 
Gegenstand dieser Gesetzesfolgenabschätzung war der jeweilige Erfül-
lungsaufwand der verschiedenen Lohnsteuerverfahren zusammenver-
anlagter Ehegatten, der im Zusammenhang mit der Lohnsteuerklassen-
kombination (III/V, IV/IV sowie dem Faktorverfahren) anfällt. 
Hierbei wurde insbesondere das in der Kritik stehende Ehegattensplit-
ting untersucht: Bei der Lohnsteuerklassenkombination III/V wird der 
gesamte Splittingvorteil aufgrund des doppelten Grundfreibetrags dem 
„Erstverdiener“ zugeschrieben, während die ZweitverdienerIn ab dem 
ersten Euro mit hohen Grenzsteuersätzen belegt wird. Die überpropor-
tionale Besteuerung des Zweitverdieners bzw. Steuerbegünstigung des 
Erstverdieners müsste durch einen paarinternen Ausgleich – der weitge-
hend unbekannt ist! – abgegolten werden. 
In Anlehnung an das Standardkostenmodell wurde daher ein genderdif-
ferenzierter Erfüllungsaufwand ermittelt, wobei auch die Normadressa-
ten Arbeitgeber und Finanzverwaltung berücksichtigt wurden.  
Die Ergebnisse zeigen, dass die Lohnsteuerkartenkombination III/V 
kostspielige und die Gleichheit der Geschlechter verletzende Gesetzes-
folgen verursacht: „ZweitverdienerInnen“ – die 90% der Lohnsteuer-
klasse V ausmachen – werden nicht nur durch zu höhere Grenzsteuers-
ätze sondern auch durch höhere Bürokratiekosten belegt. Das seit 2010 
Anwendung findende Faktorverfahren (§ 39f EStG) beseitigt diese 
Nachteile und wurde als bürokratieärmstes Verfahren identifiziert. Fol-




2. Färber /Salm /Schwab:  „Evaluation des Verwaltungsmodernisie-
rungsprozesses CHANGE² der Stadt Mannheim“ 
Laufzeit: 1.01.2013 – 31.12.2013 
Finanzierung: Stadt Mannheim 
Die Stadt Mannheim hat im Jahr 2008 einen Verwaltungsmodernisie-
rungsprozess begonnen, mit dem Ziel, bis zum Jahr 2013 „eine der mo-
dernsten Stadtverwaltungen Deutschlands“ zu werden. Dieser wurde 
prozessbegleitend im Abschlussjahr 2013 einer externen Evaluation 
durch das FÖV unterzogen.  
Das Forschungsdesign basierte auf einem evaluativen Drei-Schritt-Ver-
fahren nach Kuhlmann/Wollmann (Institutionen-Evaluation, Perfor-
manz-Evaluation und Outcome-Evaluation). Die Evaluation basierte auf 
21 leitfadenbasierten Experteninterviews und der Konzipierung spezifi-
scher Fragensets für die Mitarbeiterbefragung in Mannheim. Die Ergeb-
nisse des Mannheimer Modernisierungsprozesses wurden im Weiteren 
durch Vergleichskriterien „verwaltungswissenschaftlichen Reformlite-
ratur“ und „ Vergleichsstädte“ objektiviert.  
Die Ergebnisse der Evaluation sind vielschichtig aufgrund des umfassen-
den Reformprozesses, die wichtigsten Ergebnisse sind:  
 In Mannheim wurde bei der Implementierung des Neuen Steue-
rungsmodells den Problemlagen der Vergangenheit weitgehend 
Rechnung getragen. 
 Wichtige Teile des Reformprozesses stehen noch aus, z.B. das Schlie-
ßen des Managementkreislaufs.  
Trotz der umfassenden Maßnahmen im Bereich Kommunikation und Zu-
sammenarbeit besteht hier auch weiterhin ein großer Bedarf auf verwal-
tungsinterner vertikaler und horizontaler Ebene sowie im Verhältnis 
zwischen Politik und Verwaltung. 
Vorträge 2012 
Deutschland: 
– Färber, Gisela/Salm, Marco/Zeitz, Dirk: Präsentation erste Ergebnisse des 





– Färber, Gisela/Salm, Marco/Zeitz, Dirk: Präsentation der  Ergebnisse des 
Gutachtens“ Reform des kommunalen Finanzausgleichs in Thüringen“ 
vor der Arbeitsgruppe Kommunaler Finanzausgleich, 18.4.2012, Erfurt. 
– Salm, Marco/Hengstwerth, Stephanie, Objektivierung des kommunalen 
Finanzbedarfs durch das „Standardkosten-Modell“ – Ein Weg zur Schaf-
fung von Transparenz im deutschen Exekutivföderalismus?, 5. Workshop 
des Jahrbuchs für öffentliche Finanzen, 21.09.2012, Leipzig.  
– Sicko, Corinna/Zeitz, Dirk: Evaluierung des Landeswohnraumförderungs-
gesetzes Baden-Württemberg, FÖV-Forschungskolloquium, Speyer, De-
zember 2012. 
VR China: 
 Fisch, Stefan, Finances of communities and districts in Germany within 
the past 150 years – did they secure independence or did they create 
dilemmas? Sino-German Workshop „Local Finance and Local Fiscal 
Equalization, 21.3.2012, Hangzhou (China) 
 Färber, Gisela: „Kommunaler Finanzausgleich in Deutschland zwischen 
Gestaltungsvielfalt und ‚kollektiven’ Problemen“, bei einem Workshop 
der Chinese Academy of Governance und der DHV, Hangzhou, China, 
März 2012. 
 Salm, Marco/Hengstwerth, Stephanie: Gemeindesteuern in Deutschland 
– Überblick, Probleme, Reformansätze, Workshop kommunale Finan-
zen in der VR China und in Deutschland, Chinese Academy of Gover-
nance (CAC), Hangzou und Fuyang, China, März 2012. 
 Färber, Gisela: „Demographic Challenges for Social Security and Public 
Financing“, beim Symposium „Demographic Challenges and Social Co-
hesion“ der GIZ in Zusammenarbeit mit der National Population and 
Family Planning Commission, Peking, China, Mai 2012. 
 Wieland, Joachim: Municipal Indebtedness- Problems and Solutions, 
Konferenz „Verwaltungsreformen in China und Deutschland vor dem 
Hintergrund der Wirtschafts- und Finanzkrise“ der Chinese Academy 
of Governance CAG und der GIZ, 22.10.2012, Peking (China) 
 Ziekow, Jan: Public Participation on Infrastructural Projects- from Per-
sons Concerned Hearings to „Participation Governance”, Konferenz 
„Verwaltungsreformen in China und Deutschland vor dem Hintergrund 
der Wirtschafts- und Finanzkrise“ der Chinese Academy of Governance 




 Färber, Gisela: Consequences of the Financial and Economic Crisis for 
the Public Administration in Germany, Konferenz „Verwaltungsrefor-
men in China und Deutschland vor dem Hintergrund der Wirtschafts- 
und Finanzkrise“ der Chinese Academy of Governance CAG und der 
GIZ, 22.10.2012, Peking (China) 
 Jäkel, Tim: Benchmarking of Municipalities in Germany- Types, Advan-
tages and Side Effects, Konferenz „Verwaltungsreformen in China und 
Deutschland vor dem Hintergrund der Wirtschafts- und Finanzkrise“ 
der Chinese Academy of Governance CAG und der GIZ, 22.10.2012, 
Peking (China)      
 Zeitz, Dirk: Ansätze zur Sicherung handlungsfähiger Verwaltung in 
schrumpfenden Regionen, „Sino-German Public Policy Dialogue“ Clos-
ing Conference: Administrative Structures: A Comparison between 
China and Germany against the Background of the Financial Crisis, Chi-
nese Society of Administrative Reform (CSOAR), 22. Oktober 2012, 
Peking (China). 
 Färber, Gisela: „Consequences of the Financial and Economic Crisis for 
the Public Administration” an der Guangxi Provincial School of Admin-
istration, Nanning (China), Oktober 2012. 
 Schwarting, Gunnar/Zeitz, Dirk: Ansätze zur Sicherung einer handlungs-
fähigen Verwaltung, Seminar im Rahmen eines Experteneinsatzes im 
Auftrag der GIZ im Rahmen des Economic & Structural Reform Pro-
gramme, Party School of Guangxi Zhuang Autonomous Region Com-
mittee of CPC, Nanning (China), Oktober 2012. 
 Färber, Gisela: „Female participation in government and political af-
fairs” an der Guangxi Provincial School of Administration, Nanning 
(China), Oktober 2012. 
Publikationen 2012 
– Färber, Gisela/Wieland, Joachim/Salm Marco/Wolff, Johanna/Zeitz, Dirk: 
Reform des kommunalen Finanzausgleichs in Thüringen. Gutachten im 
Auftrag des Finanzministeriums des Freistaats Thüringen, Speyerer For-
schungsberichte Nr. 271, Speyer, Dezember 2012. 
– Kuhlmann, Sabine/Richter, Philipp/Schwab, Christian/Zeitz, Dirk: Kommu-
nal- und Verwaltungsreform: Optionen zur Neugestaltung der Gemein-





– Ziekow, Jan/Sicko, Corinna/Zeitz, Dirk: Überprüfung der Auswirkungen 
des Landesgesetzes zur Förderung von Wohnraum und Stabilisierung 
von Quartiersstrukturen (Landeswohnraumförderungsgesetz – 







3.2.1  Institut für Gesetzesfolgenabschätzung und Evaluation 
Wiss. Leitung: Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow 
Referenten: Axel Piesker, M.A.   
Dipl.-Volkswirtin Hanna Willwacher 
 
Am 01.04.2009 nahm das Institut für Gesetzesfolgen-
abschätzung und Evaluation (InGFA) seinen Betrieb auf. 
Mit der Gründung von InGFA wurde in Speyer Neuland 
betreten, da bislang kein vergleichbares Institut in 
Deutschland existiert.  
Ziel von Gesetzesfolgenabschätzungen (GFA) ist die qualitative 
Verbesserung von Normen, womit im Idealfall eine Reduzierung des 
Normenbestandes verbunden ist. Es sollen sowohl Möglichkeiten des 
gänzlichen Verzichts auf gesetzliche Regelungen als auch Regelungs-
alternativen aufgezeigt werden. Weiterhin tragen GFAen dazu bei, die 
Transparenz, Verständlichkeit und Effizienz von Gesetzen zu verbessern. 
Mittelbar kann ihr Einsatz sowohl zu einer Steigerung der Akzeptanz 
gesetzlicher Regelung in der Bevölkerung als auch zu Kosteneinsparungen im 
öffentlichen und privaten Sektor führen.  
Darüber hinaus kennen viele Gesetze jüngeren Datums sog. Evaluations-
klauseln, die den Gesetzgeber zu einer Überprüfung seiner Arbeit innerhalb 
bestimmter Zeitintervalle zwingen.  
Unter der Leitung von Herrn Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow haben es sich die 
Mitarbeiter von InGFA - Herr Axel Piesker, Frau Dr. Corinna Sicko und Herr Dr. 
Alfred Debus - neben der Betreuung von Großprojekten (z.B. der begleitenden 
GFA der Kommunal- und Verwaltungsreform in Rheinland-Pfalz oder der 
Evaluation der Neuorgani-sation des Bundespolizei) zur Aufgabe gemacht, 
möglichst flexibel und kostengünstig einsetzbare GFA-Module zu entwickeln. 
Darüber hinaus wird InGFA Einrichtungen, die selbst Folgenabschätzungen 
und Evaluationen durchführen wollen, methodisch beraten. InGFA verfolgt 
damit im Wesentlichen folgende Ziele: 
 die Akquise und Durchführnung weiterer GFA- und Evaluationsprojekte  
 die Forcierung der Institutionalisierung der GFA,  
 die Entwicklung von Serviceelementen sowohl für Mitarbeiter und Ab-
geordnete der Landtage als auch für private Akteure und  
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Aktuelle Projekte  
 
1. Ziekow/Bauer/N.N.: „Evaluation und Weiterentwicklung der Ad-
ministration des EU-Emissionshandels“  
Laufzeit: 1.11.2013 bis 31.12.2014  
Finanzierung: Umweltbundesamt 
Ziel des europäischen Emissionshandelssystems ist es, durch die Be-
grenzung der europaweiten Emissionsmengen und handelbare Emis-
sionsrechte den Ausstoß schädlicher Treibhausgase zu den gesamt-
wirtschaftlich niedrigsten Kosten zu reduzieren. Inzwischen befindet 
sich das europäische Emissionshandelssystem in der dritten Handels-
periode (2013-2020). Diese zeichnet sich durch eine stärkere Zentra-
lisierung aus. Die Mitwirkungs- und Entscheidungsbefugnisse der EU-
Kommission wurden bedeutend erweitert, so dass sich die Vollzugs-




EU-Kommission koordinieren oder ihre Zustimmung einholen müs-
sen.  
Ziel des Projektes ist es, Vollzugsprobleme zu identifizieren und zu 
analysieren, die sich im Rahmen der dritten Handelsperiode ergeben 
haben und einem effektiven, effizienten und EU-weit einheitlichem 
Vollzug entgegenstehen. Im Mittelpunkt stehen dabei insbesondere 
Probleme, die sich aus der neuen Aufgabenteilung zwischen EU-
Kommission und nationalen Vollzugsbehörden ergeben. Darüber hin-
aus sollen Handlungsoptionen aufgezeigt werden, die zu einer Ver-
besserung der Effektivität, Effizienz und Einheitlichkeit des Vollzugs 
führen können.  
Mit der Durchführung des Forschungsvorhabens hat das Umweltbun-
desamt das Institut für Gesetzesfolgenschätzung und Evaluation und 
das Öko-Institut beauftragt. Der Abschluss-bericht wird im November 
2014 vorgelegt. 
2. Ziekow/Piesker/Katz/N.N.: „Evaluation von Gesetzen zur Terro-
rismusbekämpfung“  
Laufzeit: 1.11.2013 bis 30.06.2015 
Finanzierung: Bundesministerium des Innern 
Artikel 9 des Gesetzes zur Änderung des Bundesverfassungsschutz-
gesetzes vom 7. Dezember 2011 sieht vor, dass die Bundesregierung 
die Anwendung der durch das Terrorismus-bekämpfungsgesetz, das 
Terrorismusbekämpfungsergänzungsgesetz und das Gesetz zur Än-
derung des Bundesverfassungsschutzgesetzes geschaffenen und ge-
änderten Vorschriften des Bundesverfassungsschutzgesetzes, des 
MAD-Gesetzes, des BND-Gesetzes und des Sicherheitsüberprüfungs-
gesetzes unter Einbeziehung eines oder mehrerer Sachverständigen 
evaluiert. Besonders zu berücksichtigen sind dabei die Häufigkeit und 
die Auswirkungen der mit den Eingriffsbefugnissen verbundenen 
Grundrechtseingriffe, die zudem in Beziehung zur Wirksamkeit der je-
weiligen Regelungen zu setzen sind. Zu den zu evaluierenden Rege-




tionsdiensteanbietern, Banken und Fluggesellschaften sowie weite-
ren Unternehmen und der Einsatz des IMSI-Catchers durch die Nach-
richtendienste.   
Mit Durchführung des Evaluationsvorhabens hat das Bundesministe-
rium des Innern das Institut für Gesetzesfolgenabschätzung und Eva-
luation in Speyer (InGFA) beauftragt. Der Abschlussbericht wird im 
März 2015 vorgelegt.  
Abgeschlossene Projekte (2012) 
Evaluation des Landesgesetzes zur Förderung von Wohnraum Stabilisierung 
von Quartiersstrukturen (Landeswohnraumförderungsgesetz – LWoFG) 
(Laufzeit: 05/2011-02/2012; Auftraggeber: Ministerium für Finanzen und 
Wirtschaft Baden-Württemberg) 
Erstellung eines Leitfadens zur Durchführung von ex-post-Gesetzesevaluati-
onen unter besonderer Berücksichtigung der datenschutzrechtlichen Folgen 
(Laufzeit 11/2010-02/2012; Auftraggeber: Bundesbeauftragte für den Da-
tenschutz und die Informationsfreiheit) 
Evaluation des Landesinformationsfreiheitsgesetzes Rheinland-Pfalz (LIFG 
RP) (Laufzeit 03/2009-03/2012; Auftraggeber: Ministerium des Innern, für 
Sport und Infrastruktur Rheinland-Pfalz) 
Evaluation des Gesetzes zur Regelung des Zugangs zu Informationen des 
Bundes – Informationsfreiheitsgesetz des Bundes (IFG) (Laufzeit: 03/2011-
03/2012; Auftraggeber: Deutscher Bundestag)   
Evaluation des Evaluation der Neuorganisation der Bundespolizei – Bundes-
polizeipräsidium (Laufzeit: 06/2011-09/2012; Auftraggeber: Bundesministe-
rium des Innern)   
Evaluation des Landegesetzes über die Einheitlichen Ansprechpartner in Ver-
waltungsangelegenheiten (EAP-Gesetz) und das Landesgesetz über die An-
wendung des europäischen Binneninformationssystems (IMI-Gesetz) (Lauf-






Abgeschlossene Projekte (2013) 
 
1. Ziekow/Piesker/Debus/Sicko/Katz: „Evaluation des Polizei- und 
Ordnungsbehördengesetzes Rheinland-Pfalz (POG)“  
Laufzeit: 1.11.2011 bis 30.11.2013 
Finanzierung: Ministerium des Innern, für Sport und Infrastruktur 
Rheinland-Pfalz 
Am 26. Januar 2011 hat der rheinland-pfälzische Landtag eine Novelle 
des Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes (POG) beschlossen. Ziel 
des Änderungsgesetzes ist die Schaffung eines modernen und effi-
zienten POG, um die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger weiterhin 
gewährleisten zu können. § 100 POG enthält eine erneute Evaluati-
onsverpflichtung, die vorsieht, dass die Landesregierung dem Landtag 
über die Wirksamkeit bestimmter eingriffsintensiver Maßnahmen be-
richtet. Hierzu gehören  
 die Datenerhebung durch den verdeckten Einsatz technischer 
Mittel in oder aus Wohnungen,  
 die Datenerhebung durch den Einsatz technischer Mittel zur 
Überwachung und Aufzeichnung der Telekommunikation,  
 Auskunft über die Telekommunikation,  
 Auskunft über Nutzungsdaten,  
 Datenerhebung durch den Einsatz technischer Mittel in informa-
tionstechnischen Systemen,  
 Funkzellenabfrage,  
 besondere Formen des Datenabgleichs.  
Das Institut für Gesetzesfolgenabschätzung und Evaluation Speyer 
wurde vom rheinland-pfälzischen Ministerium des Innern, für Sport 
und Infrastruktur mit der Durchführung der Evaluation beauftragt. 





2. Ziekow/Piesker/Salm/Sicko: „Evaluierung der Einheitlichen An-
sprechpartner nach EU-Dienstleistungsrichtlinie in Baden-Würt-
temberg“  
Laufzeit: 1.05.2012 bis 31.01.2013 
Finanzierung: Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Würt-
temberg 
Das Land Baden-Württemberg hat sich im Rahmen der Umsetzung 
der EU-Dienstleistungsrichtlinie (RL 2006/123/EG) für ein Koopera-
tionsmodell mit optionaler Beteiligung der Kommunen entschieden. 
Nach dem Gesetz nehmen damit alle Kammern (Industrie- und Han-
delskammern, Handwerkskammern, Rechtsanwaltskammern, Steuer-
beraterkammern sowie Architektenkammer, Ingenieurkammer und 
Landestierärztekammer) die Funktion eines EA wahr. Darüber hinaus 
können optional auch alle 44 Stadt- und Landkreise die Funktion des 
EA übernehmen. Von dieser Möglichkeit machen derzeit 29 Land- und 
9 Stadtkreise Gebrauch (Stand: 01. März 2012).  
§ 8 EAG BW sieht vor, dass die Landesregierung dem Landtag nach 
Ablauf von drei Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes über die Inan-
spruchnahme der Einheitlichen Ansprechpartner und die Auswirkun-
gen auf die Verfahren berichtet.  
Im Rahmen des Evaluationsvorhabens soll zum einen überprüft wer-
den, inwieweit die mit der Einrichtung des Einheitlichen Ansprech-
partners verbundenen Ziele erreicht wurden. Zum anderen sollen 
mögliche Optimierungspotenziale identifiziert und dem Auftraggeber 
konkrete Handlungsempfehlungen unter Einschluss eventueller 
Rechtsänderungen gegeben werden.  
Das Institut für Gesetzesfolgenabschätzung und Evaluation Speyer 
wurde vom baden-württembergischen Ministerium für Finanzen und 
Wirtschaft mit der Durchführung der Evaluation beauftragt. Der Ab-
schlussbericht wurde im Januar 2013 vorgelegt.  





Veröffentlichungen von InGFA 2012 und 2013: 
Debus, Alfred G., Gebühren für Informationen nach dem Informationsfreiheitsgesetz des 
Bundes – Aktuelle Probleme, Erhebungspraxis, Rechtsvergleich und Reformvorschlag, in: 
Deutsches Verwaltungsblatt (DVBl.), Bd. 128 (2013), S. 9–16; Debus, Alfred G., Transpa-
rente Sozialverwaltung – Auswirkungen des Gesetzes zur Regelung des Zugangs zu Infor-
mationen des Bundes (IFG) auf den sozialen Sektor, in: Neue Zeitschrift für Sozialrecht 
(NZS), Bd. 22 (2013), S. 927–934; Masser, Kai/Piesker Axel/Sicko, Corinna/Ziekow, Jan, Eva-
luation der Neuorganisation der Bundespolizei – Bundespolizeipräsidium, Speyer 2012; 
Musch, Elisabeth, Consultation Structures in German Immigrant Integration Politics: The 
National Integration Summit and the German Islam Conference, in: German Politics, Bd. 
21 (2012), S. 73–90; Piesker, Axel/Salm, Marco/Sicko, Corinna/Ziekow, Jan, Evaluierung der 
einheitlichen Ansprechpartner nach EU-Dienstleistungsrichtlinie in Baden-Württemberg, 
Speyer 2012; Piesker, Axel/Sicko, Corinna/Zeitz, Dirk/Ziekow, Jan, Evaluation des Landesge-
setzes über die Anwendung des europäischen Binnenmarktinformationssystems (IMI-
Gesetz), Speyer 2012; Piesker, Axel/Sicko, Corinna/Zeitz, Dirk/Ziekow, Jan, Evaluation des 
Landesgesetzes über die Einheitlichen Ansprechpartner in Verwaltungsangelegenheiten 
(EAP-Gesetz), Speyer 2012; Schunk, Florian, Organisation, in: Hill, Hermann (Hrsg.), Ver-
waltungsmodernisierung 2012. Gestalt und Gestaltung, Verwaltungsressourcen und Ver-
waltungsstrukturen, Bd. 21, Baden-Baden 2012, S. 51–74; Sicko, Corinna/Zeitz, Dirk/Zie-
kow, Jan, Überprüfung der Auswirkungen des Landesgesetzes zur Förderung von Wohn-
raum und Stabilisierung von Quartiersstrukturen (Landeswohnraumförderungsgesetz – 
LWoFG), Speyer 2012; Ziekow, Jan/Debus, Alfred/Musch, Elisabeth, Evaluation des Gesetzes 
zur Regelung des Zugangs zu Informationen des Bundes – Informationsfreiheitsgesetz des 
Bundes (IFG), Speyer 2012; Ziekow, Jan/Debus, Alfred/Musch, Elisabeth, Hat sich das Infor-
mationsfreiheitsgesetz bewährt? Die Evaluierung des IFG und Vorschläge zu seiner Wei-
terentwicklung, in: Dix, Alexander (Hrsg.), Informationsfreiheit und Informationsrecht, 
Berlin 2013, S. 1–32; Ziekow, Jan/Debus, Alfred/Piesker, Axel, Leitfaden zur Durchführung 
von ex-post-Gesetzesevaluationen unter besonderer Berücksichtigung der datenschutz-
rechtlichen Folgen im Auftrag des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit, Speyer 2012; Ziekow, Jan/Debus, Alfred G./Musch, Elisabeth, Bewährung 
und Fortentwicklung des Informationsfreiheitsrechts, Schriften zur Evaluationsforschung, 
Bd. 1, Baden-Baden 2013; Ziekow, Jan/Debus, Alfred G./Piesker, Axel, Planung und Durch-
führung von Gesetzesevaluationen, Schriften zur Evaluationsforschung, Bd. 2, Baden-Ba-
den 2013; Ziekow, Jan/Piesker, Axel/Salm, Marco/Sicko, Corinna, Evaluierung der einheitli-
chen Ansprechpartner nach EU- Dienstleistungsrichtlinie in Baden-Württemberg (Land-
tagsdrucksache 15/3241), Speyer 2013; Ziekow, Jan/Piesker, Axel/Sicko, Corinna, Abschied 
vom Arkanprinzip? Evaluation des Landesinformationsfreiheitsgesetzes Rheinland-Pfalz, 
Speyerer Forschungsberichte, Bd. 272, Speyer 2013; Ziekow, Jan/Sicko, Corinna/Piesker, 
Axel, Evaluation des Landesgesetzes über die Freiheit des Zugangs zu Informationen (Lan-
desinformationsfreiheitsgesetz - LIFG -), Speyer 2012. 
Debus, Alfed/Musch, Elisabeth, Die Evaluation des IFG, Berlin, 07.09.2012; Debus, Alfred G., 
Informationszugang bei Sozialversicherungsträgern – was die Evaluation des IFG zeigte. 
Thema: Datenschutz, Berlin, 24.04.2013; Sicko, Corinna, Erwartungen an unternehmens-
freundliche Verwaltungen aus verwaltungswissenschaftlicher Perspektive, Berlin, 




des rheinland-pfälzischen Landesinformationsfreiheitsgesetzes, Mainz, 12.06.2012; Zie-
kow, Jan, The Impact of Legislative Impact Assessment on Regulatory Reform in Germany, 
Seoul (South Korea), 23.08.2012. 
3.2.2  Zentrum für Verwaltungskommunikation 
Verwaltungseinrichtungen können ihren Kontakt mit Bürgerinnen, Bürgern 
und Unternehmen verbessern, wenn sie ihren Sprachstil so verändern, dass 
er allgemein verständlich und juristisch präzise zugleich ist. Das Zentrum für 
Verwaltungskommunikation unterstützt sie dabei: Mit Partnern auf allen 
Ebenen der Verwaltung verwirklicht es Projekte zur adressatengerechten Ge-
staltung einer zeitgemäßen und bürgernahen Verwaltungssprache. 
 
 Name Kontaktdaten 





















1. Fisch, R./(Margies)/Giesen-Winkler: „Nachhaltige Modernisie-
rung der Verwaltungskommunikation“ 
Laufzeit: 1.6.2007 bis 29.2.2008, 1.9.2008 bis 9.6.2015 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Gegenstand des Forschungsvorhabens sind die Ergebnisse und Wir-
kungen des Modernisierungsprojekts „Bürgernahe Verwaltungsspra-
che“ des Landesamts für Besoldung und Versorgung Nordrhein-West-
falen (LBV), das von Mitte 2004 bis 28.02.2007 am FÖV unter der 
Leitung von Univ.-Prof. Dr. Rudolf Fisch durchgeführt wurde.  
Die Orientierung an den Bedürfnissen des Adressaten wird als „Eck-
pfeiler der Staatsmodernisierung“ angesehen. Dabei nimmt die Qua-
lität des Zugangs der Bürger zu Verwaltungs-(dienst-)leistungen eine 
zentrale Rolle ein. Der Zugang des Bürgers zur Verwaltung und mehr 
noch der Zugang der Verwaltung zum Bürger ist in hohem Maße 
durch Schriftlichkeit gekennzeichnet, da Schriftlichkeit und Aktenmä-
ßigkeit aller Vorgänge zu den Grundprinzipien bürokratischer Orga-
nisation gehören. Adressatenbezogene Verwaltungsmodernisierung 
muss daher notwendigerweise auch am behördlichen Schriftverkehr 
ansetzen. 
Die Veränderung des „bürokratischen“ Sprachstils ist schon mehrfach 
Gegenstand von Reformprojekten gewesen. Diesen Projekten man-
gelt es jedoch in der Regel an einer aussagefähigen Erfolgskontrolle. 
Wissenschaft und Praxis artikulieren hier gleichermaßen großen Un-
tersuchungsbedarf, der mit dem aktuellen Projekt gestillt werden soll. 
Geplant sind Adressaten- und Mitarbeiterbefragungen, auch der 
Schriftverkehr des LBV wird ausgewertet. 
2. Fisch, R./Margies: „Optimierung von Bescheiden und Informati-
onsschreiben der Deutschen Rentenversicherung“  
Laufzeit:  1.4.2008 bis 30.11.2014 
Finanzierung: Deutsche Rentenversicherung Bund 
Ziel dieses Projekts ist, die Kundenorientierung der Deutschen Ren-
tenversicherung auch im Sprachstil ihrer Bescheide und Informations-
schreiben erkennbar zu machen. Die Beschäftigten der Deutschen 




verfassen, die gleichzeitig verlässliche Information bieten und recht-
licher Überprüfung standhalten können. Es wird ein kommunikatives 
Gesamtkonzept für die Deutsche Rentenversicherung entwickelt, das 
einen einheitlichen Stil sowie einheitliche Standards für Inhalt, Spra-
che, Struktur und Gestaltung von Bescheiden und Informationsschrei-
ben festgelegt. 
Wesentlich für das Projekt ist die aktive und weitreichende Einbin-
dung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Deutschen Rentenver-
sicherung. Dadurch sollen einerseits mögliche Vorbehalte gegen die 
Veränderung des lange geübten Sprachstils vermindert werden, ande-
rerseits sollen die Erfahrungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
aus dem Kontakt mit Versicherten und anderen Adressaten für das 
neue Kommunikationskonzept nutzbar gemacht werden. 
Im Rahmen des Projekts wird die auf Textbausteinen basierende Mas-
senkommunikation nach dem neuen Kommunikationskonzept über-
arbeitet. Die Wirkung der veränderten Texte auf die Adressaten wird 
laufend empirisch überprüft. Das neue Kommunikationskonzept wird 
in die Aus- und Fortbildung der Beschäftigten integriert. 
3. Ziekow/Margies/Kubach: „Novellierung des Landesgleichstel-
lungsgesetzes“ 
Laufzeit: 7.8.2012 bis 28.2.2014 
Finanzierung:  Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend 
und Frauen Rheinland-Pfalz 
Ein Gesetz in allgemein verständlicher Sprache schreiben – diese Auf-
gabe stellte das Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend 
und Frauen Rheinland-Pfalz (MIFKJF) dem Zentrum für Verwaltungs-
kommunikation. Das Landesgleichstellungsgesetz Rheinland-Pfalz 
(LGG) soll novelliert werden, um die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern im öffentlichen Dienst 
besser zu fördern. Außerdem soll das neue Gesetz so geschrieben 
sein, dass auch Gleichstellungsbeauftragte ohne juristische Ausbil-
dung es verstehen und für ihre tägliche Arbeit nutzen können. 
Ein Projektteam aus Vertretern des Ministeriums und Speyerer Bera-
tern setzte die verschiedenen politischen Ziele in gesetzliche Rege-
lungen um. Das Zentrum für Verwaltungskommunikation überprüfte 




es alternative Lösungen vor. Es formulierte einen rechtsförmlichen 
Gesetzestext in zeitgemäßer und allgemein verständlicher Sprache, 
der verschiedene Interessen rechtlich und sprachlich zum Ausgleich 
bringt. Außerdem unterstützten die Speyerer das Ministerium bei der 
Formulierung der Begründung zum Novellierungsentwurf. Novellie-
rungsentwurf und Begründung sind derzeit in der Ressortabstim-
mung des Ministeriums. 
4. Fisch, R./Dirksmeyer/Kubach: „Modernisierung von Bescheiden 
und Informationsschreiben des Landkreises Starnberg“  
Laufzeit: 7.5.2012 bis 31.5.2014 
Finanzierung: Landratsamt Starnberg 
Kann man jemanden freundlich zum "Idiotentest" einladen? Wie muss 
das Formular aussehen, mit dem die Eingliederungshilfe von den Be-
troffenen selbst erfolgreich beantragt werden kann? Wie kann ein 
Hinweisblatt so gestaltet werden, dass sich Eltern in den komplizier-
ten Regelungen zum Kindesunterhalt auch ohne Jurastudium zuver-
lässig orientieren können? 
Mit Fragen dieser Art hat sich das Landratsamt Starnberg an das Zent-
rum für Verwaltungskommunikation gewandt. Ausgehend von "Werk-
statt-Seminaren" haben die Speyerer Berater zusammen mit Beschäf-
tigten des Landratsamts Texte identifiziert, die in der täglichen Ver-
waltungspraxis vor Ort als schwierig oder problematisch wahrgenom-
men werden, und entwickeln in gemischten Redaktionsgruppen ge-
meinsam verständlichere und rechtssichere Neufassungen. Die neuen 
Texte können dann zur Orientierung für die Formulierung weiterer 
Schriftstücke des Landkreises Starnberg dienen. So wird der neuent-




tragen ihn auch über die Grenzen der bisher betrachteten Fachberei-
che Bürgerservice, Sozialwesen, Familie, Jugend und Sport hinaus. 
5. Fisch, R./Margies/Kubach:  „Qualitätssicherung der für das Bür-
gertelefon 115 relevantesten Dienstleistungsbeschreibungen im 
Service-Portal des Landes Berlin“ 
Laufzeit: 1.3.2014 bis 31.7.2014 
Finanzierung: Senatsverwaltung für Inneres und Sport des Landes 
Berlin 
Das Zentrum für Verwaltungskommunikation überarbeitet Beschrei-
bungen von Verwaltungsdienstleistungen für das Service-Portal des 
Landes Berlin. Es entstehen Beschreibungen, die nicht nur rechtssi-
cher, sondern auch allgemein verständlich sind. Im Service-Portal kön-
nen sich Berlinerinnen und Berliner über die Dienstleistungen der 
Verwaltung informieren, zum Beispiel um Behördengänge vorzube-
reiten. Die Texte verwendet auch das Bürgertelefon 115. 
Zur Überarbeitung wurden die Beschreibungen von 25 Dienstleistun-
gen ausgewählt, zu denen besonders oft Rückfragen beim Bürgertele-
fon gestellt werden: vom Bewohner-Parkausweis bis zur straßen-
rechtlichen Sondernutzungs-Erlaubnis für Baustellen, von der Na-
mensänderung bis zum Steuer-Freibetrag für Kinder über 18 Jahren. 
Dank bürgernaher und höflicher Sprache sind die neuen Texte sind 
leichter verständlich, ohne an Rechtssicherheit zu verlieren. 
In das Projekt eingebunden sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Berliner Landesverwaltung, die Dienstleistungsbeschreibungen für 
das Service-Portal verfassen. In einer Fortbildungsveranstaltung trai-
nierten sie ihr Sprachbewusstsein. Beim Verfassen verständlicher 
Texte unterstützt sie künftig ein speziell auf die Bedürfnisse des Ser-
vice-Portals abgestimmter Leitfaden. So kann im Berliner Service-Por-
tal ein allgemein verständlicher Sprachstil dauerhaft etabliert werden. 
Veröffentlichungen und Vorträge 2012 und 2013: 
Enfield, N. J./Dingemanse, M./Baranova, J./Blythe, J./Brown, P./Dirksmeyer, Tyko/Drew, 
P./Floyd, S./Gipper, S./Gisladottir, R. S./Hoymann, G./Kendrick, K./Levinson, S. C./Magyari, 
L./Manrique, E./Rossi, G./San Roque, L./Torreira, F., Huh? What? – A first survey in 21 lan-
guages, in: Hayashi, Makoto/Raymond, Geoffrey/Sidnell, Jack (Hrsg.), Conversational re-
pair and human understanding, Studies in interactional sociolinguistics, Bd. 30, 




Gruppendynamik und Organisationsberatung - Themenheft 44 (2013), S. 359–360; Fisch, 
Rudolf, Geleitwort, in: Eberhardt, Daniela (Hrsg.), Together is better?, Berlin 2013, S. V–
VII; Fisch, Rudolf (Hrsg.), Zeitschrift für Gruppendynamik und Organisationsberatung: The-
menheft „Kommunikation in Gruppen mit Unterstützung der neuen Techniken“, Ber-
lin/Heidelberg 2013; Fisch, Rudolf/Beck, Dieter, Ein Programm zur Stärkung sozialer Kom-
petenzen für Team- und Projektleitungen im öffentlichen Sektor, in: Eberhardt, Daniela 
(Hrsg.), Together is better?, Berlin 2013, S. 69–78;. 
Fisch, Rudolf, Wie führt man eine Universität?- Erfahrungen eines Rektors und Universi-
tätspräsidenten. Studiengang Wissenschaftsmanagement, Speyer, 15.02.2013; Fisch, Ru-
dolf, Verständliche Verwaltungssprache. Vorstellung vor Mitarbeitern des Job Centers 
Mannheim, Mannheim, 18.7.2013; Fisch, Rudolf, Municipal Management/Führung und 
Management in der kommunalen Verwaltung, Mannheim, 17.10.2013; Fisch, Rudolf, Wie 
können sich Nachwuchskräfte auf künftige Führungsaufgaben in der Stadtverwaltung vor-
bereiten?, Mannheim, 17.10.2013; Margies, Burkhard, Behördensprache - Klar und ver-
ständlich, Speyer, 17.04.2012; Margies, Burkhard, Verständliche Sprache für das SGB II. 
Vorstellung eines Projektkonzepts im Rahmen der Sitzung des, Berlin, 21.03.2013. 
3.2.3  Kompetenzzentrum Bürgerbeteiligung 
Das Verhältnis zwischen staatlichen Institutionen und Bürgern befindet sich 
seit längerem in einem Wandel, der in zahlreichen Staaten zu einer verstärk-
ten Einbeziehung von Bürgern in staatliche und kommunale Entscheidungs-
prozesse geführt hat. In Deutschland haben die Geschehnisse um den Stutt-
garter Hauptbahnhof einen zusätzlichen Impuls gesetzt, wenngleich die wis-
senschaftliche und politische Diskussion schon weit zurückgreift. Das FÖV 
verfügt seit Jahrzehnten über eine breite wissenschaftliche und praktische 
Expertise in vielen Bereichen, die derzeit unter dem Begriff „Bürgerbeteili-
gung“ zusammengefasst werden. Genannt seien nur die Bereiche repräsen-
tative Demokratie und Partizipation, formelle und informelle Bürgerbeteili-
gung in staatlichen Entscheidungsverfahren, Mediation, e-participation und 
–democracy, Bürgerhaushalte und Bürgerpanel. Das Kompetenzzentrum Bür-
gerbeteiligung hat es sich zum Ziel gesetzt, diese multidisziplinären Kompe-
tenzen zu bündeln, methodisch weiterzuentwickeln und innovative Lösungen 
für die Praxis anbieten zu können. 
Das Kompetenzzentrum Bürgerbeteiligung verbindet in einzigartiger 
Weise die beiden Schwerpunkte der Arbeit des FÖV, Forschung über die Ver-
waltung auf der einen Seite und praktischen Wissenstransfer auf der anderen 
Seite. Beispielhaft ist hier die Arbeit der beiden Mitglieder Jan Ziekow, Leiter 
des Kompetenzzentrums, und Oscar W. Gabriel (zusammen mit Christoph 
Ewen) zum „Runden Tisch“ Pumpspeicherwerk Atdorf, wo praktische Beteili-




werden. Empirische Forschung mit praktischer Beteiligung verbindet auch 
das von Helmut Klages geleitete Bürgerpanelprojekt. Das am FÖV mit vier 
mittelgroßen Pilotkommunen (Arnsberg, Herford, Speyer und Viernheim) 
entwickelte Bürgerpanel wird inzwischen seit über 10 Jahren in vielen Kom-
munen eingesetzt. Das Konzept, das auf repräsentativen Befragungen be-
ruht, und diese mit offenen Beteiligungsmöglichkeiten sowie einer fest ein-
gebundenen Bürgergruppe (Panel) verbindet, wurde inzwischen sowohl in 
kleinen Gemeinden, wie der Verbandsgemeinde Offenbach a.d. Queich, aber 
auch in Großstädten wie Leipzig und Hannover erfolgreich eingesetzt wor-
den. In Hannover konnte erstmals ein repräsentatives Online-Panel aufge-
baut werden. Als eine Art „Nebeneffekt“ werden laufend aktuelle Daten, die 
inzwischen in fünf Speyerer Forschungsberichte eingeflossen sind. Aktuell 
sind zwei weitere Forschungsberichte in Arbeit, die die kommunale Daseins-
vorsorge im Bereich Kultur sowie die Stand der Demokratie und Bürgerbetei-
ligung in den Kommunen aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger beleuchten. 
Helmut Klages gehört darüber hinaus zu den Initiatoren der bundesweit bei-
spielgebenden Heidelberger Beteiligungssatzung. 
Theoretische und praktische Aspekte der Bürgerbeteiligung sind auch ein 
Schwerpunkt der Arbeiten von H. Hill wie man z.B. an der von ihm zusammen 
mit D. Engels, Präsidenten des Bundesrechnungshofes herausgegebenen 
Reihe „Verwaltungsressourcen und Verwaltungsstrukturen“ erkennen kann. 
Nicht nur der Band mit dem Titel „Bürgerbeteiligung“, auch viele andere 
Bände der Reihe versammeln aktuelle Analysen und praktische Beispiele zum 
Thema Bürgerbeteiligung. Zusammen mit M. Martini und dem Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz Rheinland-Pfalz leitete H. Hill im Jahr 2013 die 
Tagung „2. Speyerer Forum zur digitalen Lebenswelt: Transparenz, Koopera-
tion, Partizipation. Die digitale Verwaltung neu denken“. M. Martini und H. 
Hill leiten (zusammen mit M. Morner und B. Wirtz) den interdisziplinären For-
schungsverbund »Der Staat im Web 2.0 – Herausforderungen einer Collabo-
rative Governance im 21. Jahrhundert«. Auch K. Masser beschäftigt sich seit 
langem mit dem Thema E-Partizipation, speziell im Zusammenhang mit kom-
munalen Bürgerhaushalten. Er bearbeitet darüber hinaus zusammen mit T. 
Ritter das von J. Ziekow geleitete Forschungsprojekt „Evaluation der Kommen-
tarfunktion des Beteiligungsportals des Landes Baden-Württemberg“, bei 
dem es um die Möglichkeit der Online-Partizipation (Online-Konsultation) 
von Bürgerinnen und Bürgern im Rahmen von Gesetzesentwürfen geht. 
Jan Ziekow ist nicht erst seit seinem Gutachten (Teil D) zum 69. Deutschen 
Juristentag zum Thema „Neue Formen der Bürgerbeteiligung? Planung und 




bekannt. So gehörte er auch zu den Sachverständigen einer Anhörung des 
Innenausschusses des Bundestages zum Thema „Beteiligung der Öffentlich-
keit bei der Planung von Großvorhaben“ am 18. Februar 2013 und gehört der 
Enquete-Kommission „Aktive Bürgerbeteiligung für eine starke Demokratie“ 
des Landtages Rheinland-Pfalz an. Er leitet weiterhin das aktuelle Projekt 
„Evaluation Verwaltungsvorschrift „Öffentlichkeitsbeteiligung“ Baden-Würt-
temberg“. 
Vervollständigt wird das Kompetenzzentrum durch die Schweizer Juristen 
Nadja Braun Binder, die sich u.a. mit den „Politischen Rechten“ in der Schweiz, 
dem Thema „e-voting“ und „Direkte Demokratie“ beschäftigt hat. 
Die staatliche Ebene (Gesetzgebung wie auch der Gesetzesvollzug auf der 
Ebene der Mittelbehörden) steht, wie zu sehen ist, ebenso im Focus der Ar-
beiten am Kompetenzzentrum Bürgerbeteiligung wie die Kommunen mit ih-
ren vielfältigen Beteiligungsinitiativen. 
 
 Name Kontaktdaten 
 
Univ.-Prof. Dr.  












1. Klages: „Regionales Bürgermonitoring in der Metropolregion 
Rhein-Neckar“ 
Laufzeit:  1.6.2007 bis 31.12.2015 
Finanzierung: Forschungsinstitut und Metroplregion Rhein-
Neckar GmbH 
Dieses Projekt integriert Bürgerbefragenen als Beteiligungsverfahren, 
die repräsentative Ergebnisse liefern und gleichzeitig alle interessier-




der Metropolregion Rhein-Neckar wird hierzu überregional alle zwei 
Jahre ein Bürgermonitoring durchgeführt. Das Projekt verfolgt das 
Ziel, die bisherige Lücke der auf Beteiligung angelegten Regionalent-
wicklung in der Metropolregion Rhein-Neckar zu schließen und nach 
der Einbindung funktionaler Akteure aus Politik, Wirtschaft, Wissen-
schaft und Verbänden nun auch die Bürger aktiv einzubinden und de-
ren Potenziale zu erschließen.  
Inhaltlich strukturiert sich das Bürgermonitoring in zwei Bereiche: 
Erstens die Wahrnehmung und Kenntnis der Region und die Identifi-
kationsmuster in der Region und zweitens der Bewertung der zentra-
len Arbeitsfelder der gemeinschaftlichen Regionalentwicklung durch 
die Bürger.  Die Ergebnisse des Bürgermonitoring bilden die Grund-
lage für Maßnahmen des Regionalmarketing und beteiligen Bürger 
somit an der Gestaltung der Metropolregion. Die Ergebnisse fließen 
somit unmittelbar in die Praxis der Regionalsteuerung ein und werden 
zu diesem Zweck zielbezogen ausgewertet und aufbereitet. Das Pro-
jekt leistet für andere Metropolregionen eine wichtige Vorreiterfunk-
tion, indem es das Beteiligungsmodell in der Praxis anwendet und Er-
fahrungen bezügl. Vorgehen und inhaltlichen Schwerpunkten zur Ver-
fügung stellt. 
2. Klages/Masser: „Realisationsbedingungen lokaler Bürgerpanels 
als Instrument und Motor der Bürgerbeteiligung Phase IV: Erpro-
bung der Tauglichkeit des „Speyerer Bürgerpanelkonzepts“ als 
Element beteiligungsintensiver Demokratie auf der lokalen Ebene 
– Eine konfliktausgleichende Alternative zu Bürgerbegehren und 
–entscheid“ 
Laufzeit: 1.7.2008 bis 31.5.2015 
Finanzierung: Beteiligte Projektkommunen 
Empirische Forschung mit praktischer Bürgerbeteiligung verbindet 
das von Helmut Klages geleitete Bürgerpanelprojekt (BP). Das am FÖV 
entwickelte BP wird seit über 10 Jahren in Kommunen eingesetzt. Das 
mit vier mittelgroßen Pilotstädten (Arnsberg, Herford, Speyer und 
Viernheim) entwickelte Konzept, das auf repräsentativen Befragun-
gen beruht und diese mit offenen Beteiligungsmöglichkeiten sowie 
einer fest eingebundenen Bürgergruppe (Panel) verbindet, wurde in-
zwischen sowohl in kleinen Gemeinden wie der Verbandsgemeinde 




Hannover erfolgreich eingesetzt. Mit Hannover konnte erstmals ein 
repräsentatives Online-Panel aufgebaut werden. Als eine Art „Neben-
effekt“ werden im BP laufend aktuelle Daten gewonnen, die in fünf 
Speyerer Forschungsberichte sowie weitere Monografien und Auf-
sätze eingeflossen sind. Aktuell sind zwei weitere Forschungsberichte 
in Arbeit, die die kommunale Daseinsvorsorge im Bereich Kultur so-
wie die Stand der Demokratie und Bürgerbeteiligung in den Kommu-
nen empirisch aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger beleuchten. Die 
Basis bilden jeweils Daten aus vier und mehr Kommunen. 
Kurzbeschreibung des BP unter:   
http://www.kas.de/wf/de/33.15642/ 
Online-Bürger-Panel Hannover:   
http://www.innovativeverwaltung.de/Thema/209/8216/Hannover-
baut-Buerger-Panel-fuer-Online-Befragungen-auf.html 
Speyerer Forschungsberichte 255, 261, 265, 268, 273,   
download: http://www.foev-speyer.de/publikationen/pubdb.asp?rei-
hen_id=1 
3. Ziekow:  „Mediation Geothermie“ (Beratungsprojekt)  
Laufzeit:  1.11.2011 bis 21.12.2013 
Finanzierung: Land Rheinland-Pfalz 
Seismische Ereignisse im Umfeld des Geothermiekraftwerks Landau 
hatten 2010 zu Verunsicherungen in der Bevölkerung geführt. Des-
halb entschloss sich die Landesregierung dazu, ein ergebnisoffenes 
Dialogverfahren zwischen Unternehmen und Bürgerinitiativen durch-
zuführen, in dem Prof. Dr. Jan Ziekow als unabhängiger Mediator ein-
gesetzt wurde. Vom 21.01.2011 bis zum  12.03.2012 wurden insge-
samt acht Sitzungen abgehalten, deren Ergebnisse am 21.05.2013 





4. Ziekow/Piesker:  „Neuartiger Öffentlichkeitsdialog in Verfahren 
mit Umweltprüfung am Beispiel bestimmter Vorhabentypen/Vor-
habeneigenschaften – Handreichung für Behörden und rechtliche 
Verankerung“  
Laufzeit: 1.5.2012 bis 30.4.2013 
Finanzierung: Umweltbundesamt 
Im Forschungsvorhaben wurde eine Handreichung erarbeitet, die Zu-
lassungsbehörden und die für die Aufstellung von öffentlichen Plänen 
zuständigen Stellen bei der Auswahl einer geeigneten Methode für 
den frühzeitigen Öffentlichkeitsdialog und dem rechtssicheren Um-
gang mit den Beteiligungsergebnissen unterstützt. Die Handreichung 
sollte dabei berücksichtigen, welche typischen Auswirkungen vor al-
lem von Vorhaben zur Energiewende ausgehen und für diese Vor-
schläge, die auf die örtlichen Bedingungen abzustellen sind, erarbei-
ten. 
5. Ziekow/Masser/Ritter: „Planungsleitfaden Bürgerbeteiligung“ 
Laufzeit: 10.7.2013 bis 10.12.2013 
Finanzierung: Staatsministerium Baden-Württemberg 
Die Verwaltungsvorschrift (VwV) Öffentlichkeitsbeteiligung und der 
„Leitfaden für eine neue Planungskultur“ in Baden-Württemberg ste-
hen im Kontext einer breiten Diskussion, die durch die Einfügung ei-
nes neuen, die „frühe Öffentlichkeitsbeteiligung“ betreffenden Ab-
satz 3 in das Verwaltungsverfahrensgesetz eine gesetzgeberische Re-
aktion gezeitigt hat. Ein in der neueren Diskussion als essentiell für 
die Ausgestaltung von Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung an-
gesehenes Element ist der Beginn der Beteiligung zu einem Zeitpunkt, 
zu dem die wesentlichen Entscheidungen, insbesondere solche über 
die Auswahl zwischen mehreren Verwirklichungsvarianten, noch 
nicht getroffen worden sind.3  
Im Rahmen des Projekts „Planungsleitfaden Bürgerbeteiligung“ wur-
den die (möglichen) Auswirkungen der VwV Öffentlichkeitsbeteili-
gung und dem dazugehörigen Planungsleitfaden auf die Arbeitsbelas-
tung der Regierungspräsidien (RP) in Baden-Württemberg ermittelt. 
                                               




Hierzu wurden zwei voneinander unabhängige Erhebungen mit unter-
schiedlichen Erhebungsmethoden durchgeführt: Eine flächende-
ckende Online-Befragung aller Abteilungs- und Referatsleiter sowie 
der Sachbearbeiter der vier RP BW. Die tatsächliche persönliche Ar-
beitsbelastung wurde durch mehrere unterschiedliche Instrumente 
(Fragestellungen) erhoben. Ergänzt wurde die Online-Abfrage durch 
Interviews mit ausgewählten Personen in den RP BW, die regelmäßig 
mit Maßnahmen der Bürgerbeteiligung zu tun haben.  
Um die Auswirkungen der VwV Öffentlichkeitsbeteiligung nach deren 
Inkrafttreten noch präziser bestimmen zu können, wurde das FÖV 
vom Staatsministerium Baden-Württemberg mit der „Evaluation der 
VwV Öffentlichkeitsbeteiligung“ beauftragt. Das Projekt ist am 
01.05.2014 gestartet (s.u.). 
6. Ziekow/Masser/Ritter: „Evaluation des Kommentieren-Bereichs 
des Beteiligungsportals (BP) des Landes Baden-Württemberg“ 
Laufzeit: 1.10.2013 bis 31.3.2015 
Finanzierung: Staatsministerium Baden-Württemberg 
Die Bürgerinnen und Bürger von Baden-Württemberg haben seit An-
fang März 2013 auf dem Beteiligungsportal (BP) (beteiligungspor-
tal.baden-wuerttemberg.de) die Möglichkeit, Kommentare zu Geset-
zesentwürfen der Landesregierung zu verfassen. Es obliegt den be-
troffenen Ressorts, wie sie mit den eingehenden Kommentaren um-
gehen.  
Im Rahmen der Evaluation des Kommentieren-Bereichs des BP ist 
eine Kosten-/Nutzenanalyse für die Ressorts das zentrale Element. 
Weitere wichtige Fragestellung sind, wie der Dialog zwischen Bürgern 
(Kommentare) und Stellungnahmen sowie eine eventuelle „Verbesse-
rung“ der Gesetzesentwürfe im politischen Raum bewertet werden 
und wie die Kommentatoren die Möglichkeit, Kommentare abzuge-
ben einschätzen und im Folgenden die Stellungnahme bewerten.  
Das vorgesehene Evaluationsvorhaben gliedert sich in drei deutlich 




Analyse (KNA) für die beteiligten Ressorts, eine Wirkungsanalyse be-
züglich des BP, allgemein und bei den Kommentatorinnen und Kom-
mentatoren sowie der Aufbau eines Monitoringsystems.  
Die Erhebungen zum Entwurf eines Umweltverwaltungsgesetzes für 
Baden-Württemberg, zu dem bis zum 31. Januar 2014 Kommentare 
abgeben werden konnte, laufen derzeit ebenso wie die Erhebungen 
zum Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen 
Krankheiten, das bis zum 16. Mai 2014 kommentiert werden konnte. 
7. Ziekow/Masser/Ritter: „Evaluation der Verwaltungsvorschrift 
Öffentlichkeitsbeteiligung“ 
Laufzeit: 1.5.2014 bis 30.4.2017 
Finanzierung: Staatsministerium Baden-Württemberg 
Am 27. Februar 2014 ist die von der Landesregierung erlassene Ver-
waltungsvorschrift zur Intensivierung der Öffentlichkeitsbeteiligung 
in Planungs- und Zulassungsverfahren (VwV Öffentlichkeitsbeteili-
gung) in Kraft getreten. Im Rahmen des Projekts „Planungsleitfaden 
Bürgerbeteiligung“ hat das Deutsche Forschungsinstitut für öffentli-
che Verwaltung (FÖV) 2013 bereits die (möglichen) Auswirkungen 
der Verwaltungsvorschrift (VwV) Öffentlichkeitsbeteiligung und dem 
dazugehörigen Planungsleitfaden auf die Arbeitsbelastung der Regie-
rungspräsidien (RP) in Baden-Württemberg ermittelt. Um die Auswir-
kungen der VwV Öffentlichkeitsbeteiligung nach deren Inkrafttreten 
noch präziser bestimmen zu können, wurde das FÖV vom Staatsmi-
nisterium Baden-Württemberg mit dem über drei Jahre laufenden 
Projekt beauftragt. 
Die Evaluation soll als begleitendes Monitoring mit Inkrafttreten der 
VwV durchgeführt werden. Alle (potentiell) relevanten Vorhaben sol-
len ab dem ersten „Bekanntwerden“ („aktenmäßige“ Erfassung) er-
fasst und in ihrem Verlauf (chronologisch) dokumentiert werden. 
Zeitlich unterschieden werden müssen drei Phasen (Standardablauf-
modell): Vor Beginn des förmlichen Verfahrens, nach Einleitung des 
förmlichen Verfahrens und nach Abschluss des förmlichen Verfahrens 
(z.B. bei Anfechtung von Entscheidungen). Die notwendigen Datener-
hebungen sollen so weit als möglich durch elektronische Eingabemas-
ken und Ankreuzlisten (z.B. Excel) erfolgen. Im Rahmen der Evaluation 




bendokumentationen) und qualitative Erhebungen (z.B. leitfadenge-
stützte Interviews, Case-Studies) sowie Fokusgruppengespräche (mit 
Betroffenen, Teilnehmern von Beteiligungs-Scopings, Verbänden 
etc.) durchgeführt. 
Veröffentlichungen und Vorträge 2012 und 2013: 
Daramus, Carmen, Bisherige Ergebnisse des Bürgermonitoring in der MRN (Ergebnisaus-
wahl im Überblick), Mannheim 2013; Hogan, K./Möser, A./Masser, Kai, Praxisbeispiel: On-
line-gestütztes Bürgerpanel in Hannover – 2.850 dauerhaft Beteiligte, in: Ley, Astrid 
(Hrsg.), Praxis Bürgerbeteiligung. Ein Methodenhandbuch, 2. neu bearb. Aufl. 2014; Kla-
ges, Helmut/Masser, Kai, Das Speyerer Bürgerpanel, in: Ley, Astrid (Hrsg.), Praxis Bürger-
beteiligung. Ein Methodenhandbuch, 2. neu bearb. Aufl. 2014; Masser, Kai, Bürgerumfrage: 
Wie finanzieren wir die Zukunft der Stadt Gießen, Dokumentation der Ergebnisse auf der 
Homepage der Stadt Gießen, online verfügbar unter http://www.giessen.de/in-
dex.phtml?La=1&sNavID=684.439&mNavID=684.439&ob-
ject=tx|684.9311.1&kat=&kuo=2&sub=0 (2012); Masser, Kai, Zwei Bürgerpanelbefragun-
gen mit der Universitätsstadt Tübingen: 1. "Wie finanzieren wir die Zukunft?" 2010; 2. 
"Kulturkonzeption der Universitätsstadt Tübingen" 2011 - Analyse der Präferenzstruktur 
der Daseinsvorsorge unter Hinzuziehung von Ergebnissen der Städte Leipzig und Ludwigs-
hafen, Speyer, Speyer 2012; Masser, Kai, Bürgerbeteiligung und Haushaltskonsolidierung 
- Experimentelle und empirische Erfahrungen zu einem schwierigen Verhältnis, in: Hill, 
Hermann (Hrsg.), Verwaltungskommunikation, Verwaltungsressourcen und Verwaltungs-
strukturen, Bd. 25, Baden-Baden 2013, S. 51–88; Masser, Kai, Zwei Bürgerpanelbefragun-
gen mit der Universitätsstadt Tübingen: Teil 2: Kulturkonzeption der Universitätsstadt Tü-
bingen, Speyerer Forschungsberichte, Bd. 273, Speyer 2013; Masser, Kai/Boje, Praxisbei-
spiel Gießen, in: Ley, Astrid (Hrsg.), Praxis Bürgerbeteiligung. Ein Methodenhandbuch, 
2. neu bearb. Aufl. 2014; Masser, Kai/Möser, A., Bürger-Panel Hannover, Beitrag Tagungs-
band 2. Speyerer Forum zur digitalen Lebenswelt, in: Hill, Hermann/Martini, Mario/Wag-
ner, Edgar (Hrsg.), Transparenz, Partizipation, Kollaboration, Verwaltungsressourcen und 
Verwaltungsstrukturen, Bd. 27, Baden-Baden 2014; Klages, Helmut, Beteiligungspotenzi-
ale in der „Zuschauerdemokratie“ – Wie lassen sie sich aktivieren?, in: Forum Wohnen und 
Stadtentwicklung 4 (2012), S. 155–161; Klages, Helmut, Kommunen müssen Leitlinien für 
Bürgerbeteiligung entwickeln, in: Newsletter "mitarbeiten" der Stiftung Mitarbeit (2012), 
S. 1 f.; Klages, Helmut, Was haben gewählte kommunale Mandatsträger/innen und Ange-
hörige kommunaler Verwaltungen von der Bürgerbeteiligung zu erwarten?, online verfüg-
bar unter http://www.netzwerk-buergerbeteiligung.de/themen-diskurse/stand-
punkte/(2012); Klages, Helmut, Evaluationsbericht auf der Grundlage einer Schlüsselper-
sonen-/Expertenbefragung zu den Leitlinien für mitgestaltende Bürgerbeteiligung der 
Stadt Heidelberg, internes Gutachten für die Stadtverwaltung Heidelberg, Speyer 2013; 
Klages, Helmut, Leitlinienentwicklung auf kommunaler Ebene in Baden−Württemberg, in: 
Alcatel−Lucent Stiftung für Kommunikationsforschung (Hrsg.), One Stop Europe – Ange-
wandte Bürgerbeteiligung, Essen 2013, S. 47–52; Klages, Helmut/Ulmer, Frank/Vetter, An-
gelika, Leitlinien für mitgestaltende Bürgerbeteiligung, in: Forum Wohnen und Stadtent-
wicklung 4 (2012), S. 106–110; Klages, Helmut/Vetter, Angelika, Bürgerbeteiligung auf 
kommunaler Ebene, Modernisierung des öffentlichen Sektors. Sonderband 43, Berlin 




verbindlich verankern!, online verfügbar unter http://www.netzwerk-buergerbeteili-
gung.de/themen-diskurse/standpunkte/ (2012); Klages, Helmut/Vetter, Angelika/Ulmer, 
Frank, Bürgerbeteiligung braucht Verstetigung und Verlässlichkeit: Gestaltungselemente 
einer dauerhaften und systematischen Bürgerbeteiligung in Städten und Gemeinden, in: 
Der moderne Staat (dms) 6 (2013), S. 253–271; Klages, Helmut/Vetter, Angelika/Ulmer, 
Frank, Neue Bürgerbeteiligungskonzepte bei den Kommunen im Kommen, in: engage-
ment−macht−stark. Magazin des Bundesnetzwerks Bürgerchaftliches Engagement 3 
(2013), S. 106–110; Masser, Kai, Bürgerhaushalte aus Sicht der Kritiker, Gastbeitrag zum 
Thema „Bürgerhaushalte in der Diskussion, online verfügbar unter http://www.buerger-
haushalt.org/article/b%C3%BCrgerhaushalte-aus-sicht-der-kritiker (2012); Masser, Kai, 
Bürgerbeteiligung in den Kommunen von Rheinland-Pfalz, in: Junkernheinrich, Martin/Lo-
rig, Wolfgang H. (Hrsg.), Kommunalreformen in Deutschland, Baden-Baden 2013, S. 311–
338; Masser, Kai, Bürgerhaushalte aus Sicht der Kritiker auf dem Online-Portal „bürger-
hauhalt.org“, 2013; Masser, Kai/Pistoia, Adriano/Nitzsche, Philipp, Bürgerbeteiligung und 
Web 2.0, Wiesbaden 2013. 
Klages, Helmut, Volksentscheid gelaufen - alles gut?, Berlin, 14.09.2012; Klages, Helmut, 
Kommunales Leitbild ‚Bürgerkommune’. Bundesnetzwerk bürgerschaftliches Engage-
ment; Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge, Berlin, 12.11.2012; Klages, 
Helmut, Leitlinienentwicklung auf kommunaler Ebene in Baden−Württemberg“, Tagung 
„One Stop Europe − Angewandte Bürgerbeteiligung. Internationale Hochschulkonferenz, 
Ludwigsburg, 18.04.2013; Klages, Helmut, Bürgerbeteiligung als Selbstverständlichkeit. 
Forum Bürgerbeteiligung, Loccum, 15.09.2013; Klages, Helmut, Ein neuer Schub der Bür-
gerbeteiligung in Deutschland. Arbeitstagung „Leitlinienstädte begegnen sich“, Heidel-
berg, 21.10.2013; Klages, Helmut, Demokratiereform und Verwaltungsmodernisierung. 
Bürgerhaushalte, Demokratiereform und moderne Verwaltung in den Kommunen, Jena, 
06.12.2013; Masser, Kai, Bürgerhaushalte als Sparhaushalte? Politik im Schatten der Schul-
denbremse – Herausforderungen für Bundesländer und Kommunen, Saarbrücken, 
22.02.2013; Masser, Kai, Bürger-Panel Hannover. 2. Speyerer Forum zur digitalen Lebens-
welt. Transparenz-Kooperation-Partizipation - Die digitale Verwaltung neu denken, 
Speyer, 11.04.2013; Masser, Kai, Evaluation von Rgierungsstellen in Südafrika. AKEV-
Tagung „Grenzüberschreitende Entwicklungszusammenarbeit“, Speyer, 18.04.2013; Mas-
ser, Kai, Open Government (in the United States and Germany). German University of Ad-
ministrative Sciences. Nigeria Development Forum (NDF 11), International Retreat United 
States and Germany, Speyer, 14.11.2013; Masser, Kai/Kubar, Alexey/Schimanke, Dieter, 
Building Up Centers for Administrative Services (CAS) in Ukraine. IASIA Working group 
IV: Local Governance and Development. 2013 IIAS-IASIA Joint Congress, Manama (Bah-
rain), 01.06.2013; Masser, Kai/Pistoia, A./Nitzsche, Philipp, Electronic Government - Web 
2.0 supported electronic participation (especially participatory budgeting) and trust in 




3.2.4  Wissenschaftliche Dokumentations- und Transferstelle für 
Verwaltungsmodernisierung in den Ländern (WiDuT) 
WiDuT: Ihr Partner für Verwaltungsmodernisierung 
Wiss. Leitung: Univ.-Prof. Dr. Hermann Hill  
Referentin: Dipl. Betriebswirtin (FH) Alexandra Lessau 
WiDuT ist eine Serviceeinheit des Deutschen Forschungs-
instituts für öffentliche Verwaltung (FÖV) am Kompetenz-
center für Verwaltungswissenschaften in Speyer und 
wurde 1996 auf Empfehlung der Verwaltungsmodernisie-
rungskommission Rheinand-Pfalz und auf Wunsch ver-
schiedener Landesverwaltungen eingerichtet. Wissen-
schaftlicher Leiter ist Univ.-Prof. Dr. Hermann Hill. Im Mittelpunkt der Tätig-
keit stehen Kooperationspartnerinnen und Kooperationspartner, insbeson-
dere die Beauftragten für Verwaltungsmodernisierung beim Bund und in den 
Ländern.  
Unser Leistungsspektrum: 
Transfer exzellenter Forschungsergebnisse in die Praxis 
Aufgrund der engen Verzahnung mit der Institutsforschung und der Nähe zur 
Deutschen Universität für Verwaltungswissenschaften profitieren unsere Ko-
operationspartnerInnen in den Ländern und beim Bund stets von neuesten 
Erkenntnissen der Forschung. 
Das Radar-Prinzip 
Mit einem fortlaufenden Radar-System beobachten wir das nationale und in-
ternationale Geschehen rund um das spannende Thema der Verwaltungsmo-
dernisierung. Durch umfangreiche Recherchen und intensive Dialoge mit Ex-
perten verschiedener Branchen und Länder sowie durch den Besuch von Kon-
gressen und Messen ist es uns möglich, neue Entwicklungen und Trends sehr 
frühzeitig zu erkennen und weiter zu geben. Zudem erhalten wir vertiefte Ein-
blicke in Erfahrungsberichte und Best-Practice-Beispiele. Während die Praxis 
mit der Realisierung aktueller Projekte beschäftigt ist, sehen wir unseren 




Schneller Zugriff auf Informationen 
Zeit ist aufgrund vieler Anforderungen aus dem Tagesgeschäft für unsere 
Kunden mehr denn je zu einem wertvollen Gut geworden. Deshalb ist es uns 
wichtig, bereitgestellte Informationen komprimiert und schnell erfassbar auf-
zubereiten und ihre Relevanz für eine zukunftsgerichtete Verwaltungsmoder-
nisierung aufzuzeigen. Dank moderner Technologien können diese fokussier-
ten und gebündelten Informationen orts- und zeitunabhängig abgerufen wer-
den. 
Verschiedenartige Informationskanäle bereichern die Sichtweise 
Unsere Informationskanäle und Kontakte unterscheiden sich in der Regel 
deutlich von denen der Praxis. Für unsere Kunden bedeutet dies, dass sie ihre 
Themen zielführend und ergänzend an den Ergebnissen der Forschung spie-
geln und aus einer weiteren Perspektive betrachten können. Unsere Kunden 
erhalten durch diese wissenschaftliche Einordnung und Reflektion einen Wis-
sensvorsprung sowie noch mehr Sicherheit bei der Bearbeitung ihrer Pro-
jekte. 
Effektiver Dialog und erfolgreiches Networking 
WiDuT bietet seinen Partnerinnen und Partnern in den Ländern und beim 
Bund eine einzigartige Plattform für einen effektiven Erfahrungs- und Wis-
sensaustausch untereinander bzw. mit Experten aus Wissenschaft und Praxis. 
Dabei können die Beteiligten die Wahl ihrer Kommunikationsmittel frei wäh-
len – von der Tagung vor Ort bis hin zum Einsatz eines Wikis oder Blogs oder 
der Einrichtung einer Webkonferenz. Alles ist möglich. Neben der themati-
schen Aufbereitung übernimmt WiDuT hierbei auf Wunsch gerne die Organi-
sations- bzw. Moderationsfunktion. 
Das Netzwerk und die Inhalte leben auch von der aktiven Mitgestaltung 
durch alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Unsere Ansprechpartnerinnen 
und Ansprechpartner vor Ort bereichern ihrerseits unsere wissenschaftliche 




Die Wünsche und Bedürfnisse unserer Kunden liegen uns am Herzen 
Die Wünsche und Bedürfnisse unserer Kunden stehen im Mittelpunkt unse-
rer Aktivitäten. Engagiert und unter Berücksichtigung moderner Technolo-
gien und Methoden erarbeiten wir in enger Zusammenarbeit mit unseren 
Kunden Problemzusammenhänge und Hintergründe, Empfehlungen und Lö-
sungshinweise bis hin zu maßgeschneiderten Modernisierungskonzepten. 
Wir arbeiten stetig an der Optimierung unserer Angebotspalette, die durch 
unsere Kunden jederzeit aktiv mitgestaltet werden kann.  
Interdisziplinäres und leistungsfähiges Expertenteam 
Das WiDuT-Team zeichnet sich durch eine interdisziplinäre Zusammenset-
zung aus. Auf diese Weise werden Arbeitsergebnisse durch die Betrachtung 
mit verschiedenen Blickwinkeln bereichert und der Blick über den eigenen 
Tellerrand gefördert. Durch kontinuierliche Weiterbildung, Besuche von Mes-
sen und Tagungen sowie direkten Dialog mit nationalen und internationalen 
Experten halten wir zudem unser Wissen stets aktuell. 
Eckpunkte 2012/2013: 
Umfrage zum Thema „Kompetenzentwicklung im öffentlichen Dienst“ 
Angesichts der sich ständig verändernden Rahmenbedingungen, ist die Fä-
higkeit zur Anpassung ein aktuelles und wichtiges Thema, auch und insbe-
sondere für die öffentliche Verwaltung. Für diese entstehen stetig neue Her-
ausforderungen, etwa durch immer wechselnde neue Aufgaben, die Einfüh-
rung modernster Informations- und Kommunikationstechniken, umfangrei-
che Entbürokratisierungsmaßnahmen, die demografische Entwicklung, die 
europäische Integration und letztlich auch die Globalisierung sowie die u.a. 
durch die Finanzkrise notwendig gewordenen Sparzwänge. Dies hat WiDuT 
zum Anlass genommen, im I. Quartal 2012 die zweite bundesweite anonymi-
sierte Online-Umfrage zum Thema „Kompetenzentwicklung im öffentlichen 
Dienst“ durchzuführen. In deren Mittelpunkt standen Abteilungsleiter der 
Ministerien des Bundes und der Länder. Insgesamt nahmen 270 Personen 
teil. 
Die Umfrage wurde mit dem Ziel durchgeführt, Hinweise auf mögliche 




halt und -erwerb zu ermitteln, sowie die damit verbundenen zukünftigen Be-
schäftigungs- und Handlungsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung heraus-
zuarbeiten. 
Neben der Veröffentlichung der Umfrageergebnisse in der Zeitschrift Per-
sonalwirtschaft, wurden diese auf der gut besuchten Fachmesse für Personal-
management „Personal Süd“ in Stuttgart präsentiert. 
Bundesweit auf Ebene der AbteilungsleiterInnen in Ministerien des Bun-
des und der Länder durchgeführte Online-Umfrage zum Thema „Digitalisie-
rung der öffentlichen Verwaltung“  
Regelmäßige Teilnahme an Sitzungen des Unterausschusses Allgemeine 
Verwaltung (UA AV) des AK VI der Innenministerkonferenz 
Pflege und Moderation des WiDuT-Portals (Wiki) als eine für die Ziel-
gruppe zeit- und ortsunabhängige Möglichkeit, sich zu Themen der öffentli-
chen Verwaltung auszutauschen und Verwaltungsmodernisierungsthemen 
effizient zu dokumentieren. 
Regelmäßige Publikation des WiDuT-Newsletters inForm 
Redaktionelle Bearbeitung des interaktiven WiDuT-Tagungskalenders  
Vorabankündigung: 2014 wird die neue Ausgabe der WiDuT-Dokumenta-
tion „Aktivitäten auf dem Gebiet der Staats- und Verwaltungsmodernisie-
rung in den Ländern und beim Bund 2011-2013“ erscheinen. Der Bericht be-
findet sich aktuell im Erstellungsprozess. 
Tagungsberichte 
Auch 2012 nahm WiDuT an verschiedenen Tagungen, Kongressen und Mes-
sen teil und berichtete anschließend über die jeweiligen Highlights.  
Referententätigkeiten 
Die WiDuT-MitarbeiterInnen waren im Jahr 2012 als Referenten unter ande-





WiDuT auf Sitzungen des UA AV vertreten 
Zudem nahm WiDuT auch 2012 wieder als Gast an den Sitzungen des Unter-
ausschusses „Allgemeine Verwaltungsorganisation“ des Arbeitskreises VI der 
Ständigen Konferenz der Innenminister und –senatoren der Länder teil.  
Mehr Informationen: http://foev.dhv-speyer.de/widut  
WiDuT: Verwaltung gemeinsam neu gestalten. 
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Jock, Christian, Finanzen und Haushalt, in: Hill, Hermann (Hrsg.), Verwaltungsmodernisie-
rung 2012. Gestalt und Gestaltung, Verwaltungsressourcen und Verwaltungsstrukturen, 
Bd. 21, Baden-Baden 2012, S. 9–50; Jock, Christian/Lessau, Alexandra, Aus dem Dornrös-
chenschlaf auf den Boden der Tatsachen, in: Verwaltung & Management (VM), Bd. 18 






3.3  Weitere Projekte 
3.3.1  Laufende Projekte 
1. Merten/Koch: „Grundrechte in Deutschland und Europa“ 
Laufzeit: 15.4.2004 bis 14.11.2004; 15.1.2005 bis 28.2.2015 
Finanzierung: Fritz Thyssen Stiftung 
Kooperationspartner: Univ.-Prof. Dr. Dres. h.c. Hans-Jürgen Papier 
Angesichts der sich in Erscheinungsbild und Selbstverständnis in ste-
tem Wandel begriffenen Staatsfunktionen kommt den Grundrechten 
zentrale steuernde und begrenzende Bedeutung für das Handeln der 
öffentlichen Verwaltung zu. In angemessenen Abständen bedarf es 
daher sorgfältiger und umfassender Vergewisserung über den Grund-
rechtsbestand in Deutschland und in den Verfassungsordnungen der 
europäischen Staaten. Das im Rahmen des Deutschen Forschungsin-
stituts für öffentliche Verwaltung, Speyer etablierte, zur Gänze dritt-
mittelfinanzierte Handbuch-Projekt erfasst die deutsche, die europä-
ische und die international-völkervertragsrechtlich verankerte Grund-
rechtssubstanz in rund 300 Einzelbeiträgen und bereitet sie systema-
tisch auf; die wechselseitigen Einflüsse, Entstehungs- und Wirkungs-
bedingungen eines „Jus Commune Europaeum“ werden sichtbar.  
Folgende Handbuch-Bände sind im Verlag C.F.Müller, Heidelberg, in 
der Herausgeberschaft von Detlef Merten und Hans-Jürgen Papier be-
reits erschienen: Band I: Entwicklung und Grundlagen (2004); Band II: 
Grundrechte in Deutschland – Allgemeine Lehren I (2006); Band III: 
Grundrechte in Deutschland – Allgemeine Lehren II (2009); Band IV: 
Grundrechte in Deutschland – Einzelgrundrechte I (2011); Band V: 
Grundrechte in Deutschland – Einzelgrundrechte II (2013; Band VI/1: 
Europäische Grund- und Menschenrechte (2010); Band VI/2: Europä-
ische Grundrechte II: Universelle Menschenrechte (2009); Band 
VII/1: Grundrechte in Österreich (2009) – die zweite Auflage ist für 
2014 in Vorbereitung; Band VII/2: Grundrechte in der Schweiz und in 
Liechtenstein (2007). Band VIII („Grundrechte in Deutschland“) zu 
den Grundrechten in deutschen Landesverfassungen sowie Folge-
bände zur Aufarbeitung der Grundrechte in West-, Nord- und Südeu-
ropa (Band IX) und der Grundrechte in Ostmitteleuropa und Osteu-





Veröffentlichungen und Vorträge 2012 und 2013 
Koch, Christian, Besprechung zu: Barta, Heinz, „Graeca non leguntur“? Zu den Ur-
sprüngen des europäischen Rechts im antiken Griechenland. Band I, in: Zeit-
schrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, Rom. Abt. (ZSStRom), Bd. 129 
(2012), S. 672–676; Koch, Christian, Besprechung zu: Symposion 2009. Vorträge 
zur griechischen und hellenistischen Rechtsgeschichte (Seggau, 25.–30. August 
2009), in: Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, Rom. Abt. 
(ZSStRom), Bd. 129 (2012), S. 687–697; Koch, Christian, Korruptionsprävention 
für den öffentlichen Dienst in Deutschland – Beiträge zur Sicherung des Vertrau-
ens in die Integrität staatlichen Handelns, in: Knorr, Andreas (Hrsg.), Antikorrup-
tionspolitik im deutsch-russischen Vergleich, Speyerer Arbeitshefte, Bd. 207, 
Speyer 2012, S. 46–63; Koch, Christian, Transparenz und Korruptionsprävention 
im Dritten Sektor, in: Knorr, Andreas (Hrsg.), Antikorruptionspolitik im deutsch-
russischen Vergleich, Speyerer Arbeitshefte, Bd. 207, Speyer 2012, S. 173–202; 
Koch, Christian, Kommentierungen zu: § 93 (Einzugsbereiche); § 48 (Schulaus-
schuss), § 85 (Kostenbeteiligung Schulverpflegung), in: Grumbach, Joachim/Bi-
ckenbach, Christian/Seckelmann, Margrit/Thews, Michael (Hrsg.), Schulgesetz 
Rheinland-Pfalz (SchulG), Kommentar mit Ausführungsbestimmungen, Lose-
blattausgabe, Wiesbaden 2013; Koch, Christian, New Public Management. Ma-
nagement von Kultur- und Non-Profit-Organisationen, Studienbrief MKN0430, 
4. Aufl., Kaiserslautern, 2013. 
Koch, Christian, Landesbeamtenrecht im Reformprozess: Zur Novellierung des 
Landesbeamtengesetzes Rheinland-Pfalz, Ludwigshafen, 01.03.2012; Koch, 
Christian, Korruptionsprävention für den öffentlichen Dienst in Deutschland – 
Beiträge zur Sicherung des Vertrauens in die Integrität staatlichen Handelns. 
DAAD, Khabarovsk (Russland), 24.04.2012; Koch, Christian, European Union and 
ESM. Some Aspects, Khabarovsk (Russland), 08./12.04.2013; Koch, Christian, Kor-
ruptionsbekämpfung: deutsche Erfahrungen. Fernöstliches Verwaltungsinstitut 
Khabarovsk, Khabarovsk (Russland), 4./5./9./11.04.2013; Koch, Christian, Staat, 
Macht, Rhetorik (Interpretationen zu Texten von Goethe, Schiller, Friedrich II von 
Preußen, R. Herzog, J. Gauck), Khabarovsk (Russland), 10.04.2013; Koch, Chris-
tian, Aktuelle Fragen des öffentlichen Dienstrechts. Verband der Fernmeldetech-
niker (VDFP). Bezirksvorständetagung, Landau/Pfalz, 19.04.2013; Koch, Christian, 
Transparenzgesetzgebung in Deutschland – das Beispiel Hamburg, Tjumen (Russ-
land), 23.04.2013; Koch, Christian, Rechtsstaatliche Grundlagen eines Öffentli-
chen Dienstes. Transformation der öffentlichen Verwaltung im Südkaukasus, Bi-




2. Ziekow/Windoffer: „Verfahren der Folgenbewertung als Instru-
ment der rechtlichen Sicherung von Nachhaltigkeit“ 
Laufzeit: 1.7.2007 bis 31.7.2014 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Trotz langjähriger Debatte und allseitigen politischen Bekenntnisses 
zum Leitbild nachhaltiger Entwicklung ermangelt dieses unverändert 
klarer Konturen; insbesondere bleiben mit Blick auf die Verwirkli-
chung der dem Nachhaltigkeitskonzept immanenten prozeduralen 
Zielsetzung einer Integration ökologischer, ökonomischer und sozia-
ler Belange die Potenziale von Verfahren der Folgenabschätzung 
staatlicher Entscheidungen unterbelichtet. Vor diesem Hintergrund 
sind zunächst die Essentialia des Nachhaltigkeitskonzepts herauszu-
arbeiten, dem eine inter- und intragenerative, eine ganzheitliche 
sachlich-inhaltliche sowie die o. g. prozedurale Komponente inne-
wohnt. Diese Wesensmerkmale sowie die abstrakte Verpflichtung der 
Staatsgewalten zur Durchführung von Folgenabschätzungen sind so-
dann im Unions- und Verfassungsrecht zu fundieren. Um den Stand 
der Implementierung nachhaltigkeitsorientierter Folgenabschätzun-
gen zu ermitteln, bedarf es einer breit angelegten Analyse des Rechts-
rahmens einschlägiger Verfahren im Bereich von Rechtsetzung, stra-
tegischer Planung und Vorhabenzulassung. Ausgehend von diesem 
Befund sind der verfassungsrechtlich gebotene und verwaltungswis-
senschaftlich-steuerungstheoretisch sinnvolle weitere prozedurale 
Regelungsbedarf aufzuzeigen und abstraktionsfähige Regelungsele-
mente in eine allgemeine Verfahrensordnung für nachhaltigkeitsori-
entierte Folgenabschätzungen der Legislative und Exekutive zu über-
führen. 
3. Wieland/(Kellner/Groh/Hellermann)Wolff: Kommunales Vermö-
gen: Kommunale Finanz- und Vermögensverwaltung unter 
Knappheitsbedingungen  
Laufzeit: 1.2.2008 bis 18.08.2014 (Unterbrechung wegen 
Mutterschutz und anschließender Elternzeit der Be-
arbeiterin: 15.4.2013 bis 2.6.2014)  
Finanzierung: Forschungsinstitut  
Hintergrund des Projekts ist die Feststellung, dass die angespannte 




internationalen Rechts (insb. GATS) in der Kommunalwirtschaft zu ei-
ner fortschreitenden Reduzierung des kommunalen Vermögensbe-
standes führen. Vor diesem Hintergrund sollen die Ursachen und die 
rechtliche Ausgangslage analysiert und das Kommunalvermögens-
recht dogmatisch fortentwickelt werden. Das geltende Normenpro-
gramm (insbesondere das kommunale Haushaltsrecht und die Ge-
meindeordnungen) kann, so die Arbeitshypothese, neue Formen des 
Umgangs mit Kommunalvermögen nicht immer sachgerecht erfassen 
und ist nur bedingt dazu geeignet, die kommunale Vermögensverwal-
tung und die Veräußerungsprozesse zu steuern.  
Dem Projekt liegt ein umfassender Vermögensbegriff zugrunde, der 
nicht nur Gebäude und Anlagen erfasst, sondern insbesondere auch 
die Gemeindefinanzen einschließt. Dies ist schon deshalb sachge-
recht, weil heute alle Bundesländer in ihrem Gemeindehaushaltsrecht 
die Doppik eingeführt haben (wenn auch teilweise nur optional). Be-
trachtet man die Grundzüge der Bilanzierung im Haushaltsrecht, be-
steht das zu bilanzierende Vermögen der Gemeinden auf der Aktiv-
seite aus dem Anlagevermögen – u.a. Sachanlagen wie Grundstücke, 
Infrastrukturanlagen und Denkmäler sowie Finanzanlagen wie Anteile 
an verbundenen Unternehmen oder Wertpapiere – und aus dem Um-
laufvermögen – u.a. Vorräte, Forderungen und liquide Mittel. 
Die krisenhafte Vermögenslage der Kommunen wirft vor allem die 
Frage auf, wie diese verbessert werden kann. Eine Verbesserung ist 
auch rechtlich geboten, denn aufgrund ihres Selbstverwaltungsrechts 
(Art. 28 Abs. 2 GG) steht der einzelnen Gemeinde ein eigener Gestal-
tungsspielraum zu, der wiederum eine entsprechende finanzielle Aus-
stattung voraussetzt. Um einen Beitrag zur Beantwortung der Frage 
zu leisten, wie die Vermögenslage der Kommunen verbessert werden 
kann, werden im Rahmen des Projekts entsprechende Konzepte und 
Maßnahmen aus der Praxis untersucht. Diese Konzepte und Maßnah-
men werden durch die kommunalen Spitzenverbände, durch die Poli-
tik, durch Stiftungen, Beratungsunternehmen und Rechtsanwalts-
kanzleien sowie nicht zuletzt durch einzelne kreative und experimen-
tierfreudige Gemeinden vorgeschlagen bzw. bereits praktiziert, ohne 
allerdings ausreichend rechtswissenschaftlich begleitet zu werden. 
Für konstruktive Vorschläge zur Verbesserung der Vermögenslage 
der Kommunen bieten sich zwar grundsätzlich sowohl die Einnahmen- 




der Einnahmenseite, denn auf dieser ist die Praxis besonders innova-
tiv. Die praktisch bedeutsame wirtschaftliche Betätigung, insbeson-
dere die wirtschaftliche Betätigung im Bereich der Energiewirtschaft, 
bildet wiederum einen Schwerpunkt des Projekts. 
Veröffentlichungen 2012 und 2013 
Wolff, Johanna, Grenze der Heimlichkeit – Nicht-öffentliche Schiedsverfahren mit 
Beteiligung der öffentlichen Hand am Maßstab des Verfassungsrechts, in: Neue 
Zeitschrift für Verwaltungsrecht (NVwZ), Bd. 31 (2012), S. 205–209; Wolff, Jo-
hanna, Parlamentarisches Budgetrecht und Wirksamkeit zivilrechtlicher Verträge 
– Der „EnBW-Fall“ als aktuelles Beispiel, in: Neue Juristische Wochenschrift 
(NJW), Bd. 27 (2012), S. 812–817; Wolff, Johanna, Rechtliche Rahmenbedingun-
gen kommunalwirtschaftlichen Handelns in der Energiewirtschaft, in: Schneider, 
Jens-Peter/Becker, Carsten/Blau, Carolin/Britz, Gabriele/Dessau, Christian/Es-
sig, Joachim/Fehling, Michael/Franke, Peter/Hermes, Georg/Jung, Chris-
tian/Lange, Heiko/Rodi, Michael/Ruge, Reinhard/Thole, Christian/Wyl, Christian 
de/Zenke, Ines (Hrsg.), Recht der Energiewirtschaft, 4. Aufl.,  München 2013, 
S. 179–221. 
4. Fisch, S./(Kutting)/Steffen: Staatliche Verwaltungsarchitektur 
der 1950er Jahre in der Bundesrepublik. Demokratische Bauten, 
demokratische Verwaltung, demokratische Menschen 
Laufzeit:  1.1.2010 bis 31.10.2014 (mit Unterbrechung) 
Finanzierung: Deutsche Forschungsgemeinschaft 
Ausgehend von der in den 1950er Jahren gehegten Überzeugung, 
dass Architektur und politisch-gesellschaftliche Ordnung in einem 
Wechselverhältnis stehen, soll in dem Projekt untersucht werden, von 
welchen Prozessen die Verwaltungsarchitektur in der junge Bundes-
republik wie bestimmt wurde und welche sie ihrerseits wie (mit-)be-
stimmte. Anhand ausgewählter Beispiele für Bauten für obere und 
oberste Bundesbehörden sollen Interaktions- und Kommunikations-
prozesse identifiziert und ihre Entwicklung verfolgt werden. Konkret 
soll gefragt werden: Wie beeinflusste die Bautätigkeit den Aufbau und 
die Entwicklung der Bauverwaltung und umgekehrt? Welche Vorstel-
lungen vom (Wieder-)Aufbau an sich und vom „Regierungsbauen“ im 
Besonderen, welche Ideen von der Verwaltung – von der konkreten 
Institution, ihren Aufgaben und Abläufen, aber auch von der Verwal-
tung als „staatlicher Funktion“ und ihrem Verhältnis zum „verwalte-
ten Bürger“ – spielten für die Entstehung der Bauten eine Rolle und 




waren Verwaltungsbauten auf der kommunalen Ebene verknüpft – sie 
entstanden ja nicht nur in einer spezifischen Umgebung, sondern 
prägten diese auch. Mit der Verbindung von Verwaltungs-, allgemei-
ner Geschichtswissenschaft und Architekturgeschichte sollen institu-
tionelle Entwicklungs- und Identitätsbildungsprozesse in der jungen 
Bundesrepublik analysiert und insbesondere Aussagen zum Selbstbild 
von Staat, Verwaltung und Stadt getroffen werden. 
5. Wieland/Braun Binder: Neue rechtliche Rahmenbedingungen 
(Teilprojekt des Kooperationsprojekts „Steuerpolitik in der EU im 
Umfeld neuer Fiskalinstitutionen und Abstimmungsverfahren“) 
Laufzeit: 1.5.2012 bis 30.04.2015  
Finanzierung: Leibniz-Gemeinschaft  
Das Teilprojekt „Neue rechtliche Rahmenbedingungen“ befasst sich 
mit der Frage, inwieweit der Vertrag von Lissabon und verschiedene 
andere fiskalische Innovationen die Ausgangslage für Harmonisie-
rungsentscheidungen im Bereich der direkten Steuern verändert ha-
ben. Zudem wird untersucht, in welche Richtung sich die EuGH-
Rechtsprechung im Bereich der direkten Steuern in den letzten Jahren 
entwickelt hat. Die Arbeit gliedert sich in drei Schwerpunkte: 
 Darstellung der rechtlichen Rahmenbedinungen nach dem Ver-
trag von Lissabon 
 Analyse der jüngsten EuGH-Rechtsprechung 
 Untersuchung von Forderungen nach Harmonisierung im Be-
reich der direkten Steuern 
Die Ergebnisse fließen in das Habilitationsvorhaben von Nadja Braun 
Binder ein und werden vorrangig in diesem Rahmen publiziert wer-
den. 
Im Jahr 2013 lag der Fokus auf der Analyse der EuGH-Rechtspre-
chung. Diese wurde ausgewertet und in verschiedenen Formaten, so-
wohl innerhalb des Pakt-Projekts als auch im Rahmen einer wissen-
schaftlichen Graduiertenkonferenz präsentiert, diskutiert und im An-
schluss daran vertieft. 
Im Jahr 2014 liegt der Schwerpunkt der Analyse auf der durch den 
Vertrag von Lissabon modifizierten primärrechtlichen Ausgangslage 




den Zwischenstand der Analyse wiederum in erster Linie mündlich im 
Rahmen von Workshops vorzustellen und zu diskutieren. 
Vorträge 2013 
Braun Binder, Nadja, Jüngste Entwicklungen in der Rechtsprechung des EuGH zur 
Rechtfertigung der Beschränkung der Grundfreiheiten im Bereich der direkten 
Steuern. Workshop, Mannheim, 19.02.2013; Braun Binder, Nadja, The view of the 
ECJ on the preservation of the allocation of the power to impose taxes between 
Member States. Crisis and Governance in Europe: Implications for State, Market 
and Society, Speyer, 19.04.2013; Braun Binder, Nadja, Die Aufteilung der Besteu-
erungsbefugnis zwischen den Mitgliedstaaten – jüngste EuGH-Rechtsprechung. 
Weiterbildung, Mannheim, 22.04.2013. 
6. König/Luig: Die neue strategische Situation nach Lissabon (Teil-
projekt des Kooperationsprojekts „Steuerpolitik in der EU im Um-
feld neuer Fiskalinstitutionen und Abstimmungsverfahren“) 
Laufzeit: 01.05.2012 bis 30.04.2015 
Finanzierung: Leibniz-Gemeinschaft 
Beim Teilprojekt „Die neue strategische Situation nach Lissabon“ han-
delt es sich um das Modul C des von der Leibniz-Gemeinschaft bewil-
ligten Pakt-Projekts zur „Steuerpolitik in der EU“. Neben dem polit-
ökonomisch ausgerichteten Modul C ist auch das Modul B „Neue 
rechtliche Rahmenbedingungen“ am FÖV angesiedelt. Im Modul C 
werden die Implikationen des Vertrages von Lissabon und der Staats-
schuldenkrise im Euroraum auf die Verhandlungs- und Entschei-
dungssituation in der EU-Steuerpolitik quantitativ untersucht. Im Jahr 
2013 erfolgte dazu eine Komplettierung der Datenbasis zu den 
Rechtsakten der EU für den Zeitraum bis einschließlich Dezember 
2012 sowie eine Ausdehnung der extrahierten Transpositionsmaß-
nahmen von den EU15- auf die EU27-Staaten. Im Mittelpunkt der 
Auswertung standen bislang die Wirkung der Interessenvielfalt im Rat 
auf die Art der EU-Gesetzgebung und die Wirkung von ministerieller 
Macht und nationalem Koalitionskonflikt auf die Transposition von 
Richtlinien. Die Beantwortung zentraler Forschungsfragen zu „logrol-
ling“ und „reform pressure“ soll künftig insbesondere durch eine Be-
trachtung der Veto-Suspension im Rat und einen Vergleich zwischen 
Kommissionsvorschlägen und Rechtsakten erleichtert werden. Ge-




(von der Gesetzgebung über die Transposition bis hin zur Rechts-
durchsetzung) in eine übergreifende Analyse strategischen Verhal-
tens. 
Veröffentlichung und Vorträge 2012 und 2013 
König, Thomas/Luig, Bernd, Party Ideology and Legislative Agendas: Estimating 
Contextual Policy Positions for the Study of EU Decision-Making, in: European 
Union Politics (EUP), Bd. 13 (2012), S. 604–625. 
Junge, Dirk/König, Thomas/Luig, Bernd, Legislative Gridlock and Bureaucratic Pol-
itics in the European Union. European Political Science Association (EPSA). 3rd 
Annual General Conference, Barcelona (Spain), 20.-22.06.2013; König, 
Thomas/Luig, Bernd, The Conditionality of Parliamentary Oversight: Ministerial 
Gatekeeping and Party Pivots in the Implementation Process of Directives. Euro-
pean Political Studies Association (EPSA), Berlin, 21.-23.06.2012; König, 
Thomas/Luig, Bernd, Ministerial Power and Oversight by Domestic Parliaments in 
the Implementation Process of EU Directives, Tampere (Finland), 13.-15.09.2012; 
König, Thomas/Luig, Bernd, Party Ideology and Legislative Agendas: Estimating 
Contextual Policy Positions for the Study of EU Decision-Making, Tampere (Fin-
land), 13.-15.09.2012; König, Thomas/Luig, Bernd, Strategic Gatekeeping and the 
Implementation of Globalized Policies in Parliamentary Democracies. European 
Political Science Association (EPSA). 3rd Annual General Conference, Barcelona 
(Spain), 20.-22.06.2013; Luig, Bernd, Gesetzgebung und Transposition im Poli-
tikfeld des ECOFIN-Rates: Eine Bestandsaufnahme bis 2009. Workshop „Steuer-
politik in der EU“, Mannheim, 19.02.2013; Luig, Bernd, Die strategische Umset-
zung von EU-Richtlinien zur Steuerpolitik. Workshop „Steuerpolitik in der EU“, 
Speyer, 25.10.2013. 
7. Martini/Damm/Kühl: Vereinheitlichung und Vereinfachung von 
Geodatenzugangsbestimmungen 
Laufzeit:  15.7.2012 bis 30.6.2014 
Finanzierung:  Bundesministerium des Innern 
Das vom Bundesministerium des Innern geförderte Drittmittelprojekt 
begann zum 15. Juli 2012.  
Dr. Matthias Damm absolvierte im Februar 2013 eine Hospitanz beim 
Bundesamt für Kartographie und Geodäsie in Frankfurt. Herr Prof. Dr. 
Martini, Dr. Matthias Damm und Herr Kühl nahmen darüber hinaus 
an mehreren Arbeitssitzungen im Bundesministerium des Innern teil. 
Auf diese Weise konnten die Projektbearbeiter aktiv an der Gestal-
tung verschiedener Normwerke und Nutzungsbedingungen für staat-




verschiedenen Tagungen im Bereich des Open Government und des 
Geoinformationswesens teil. 
Neben den angeführten Veröffentlichungen und den Planungen zur 
großen Tagung „Geodaten und Open Government – Perspektiven di-
gitaler Staatlichkeit“, welche am 20.2.2014 stattfand, war das Jahr 
2013 geprägt von einer intensiven Gutachtertätigkeit. Die Gutachten 
betrafen u.a. die noch zu entwickelnde Datenschutzgrund-VO, einen 
Behördenleitfaden für den Geodatenschutz (der mittlerweile vom 
BMI für alle Beamten angeboten wird), eine Begutachtung einer da-
tenschutzrechtlichen Selbstverpflichtung, Beantwortung von Fach-
fragen zu Lizenzen und Wettbewerbsfragen, und Auswirkungen des 
neuen § 14 EGovG im Geoinformationswesen. Außerdem klärten die 
Projektbearbeiter den Begriff der amtlichen Geodaten für das BMI 
und Fragen zu Immaterialgüterrechten an Geodaten. 
Veröffentlichung 2013: 
Martini, Mario/Damm, Matthias, Auf dem Weg zum Open Government: Zum Re-
gimewechsel im Geodatenrecht, in: Deutsches Verwaltungsblatt (DVBl.), Bd. 128 




8. Gabriel/Keil: „Dezentrale Beteiligung an der Planung und Finan-
zierung der Transformation des Energiesystems (DZ-ES)“ 
Laufzeit: 1.10.2013 – 31.08.2016 
Finanzierung: Bundesministerium für Bildung und Forschung über 
Forschungszentrum Jülich 
Das Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung Speyer führt im 
Projekt DZ-ES im Arbeitspaket 2 empirische Analysen der Akzeptanz-
wirkungen verschiedener Governance-Formen beim Übergang zu er-
neuerbaren Energien durch. Die Analyse bezieht die wichtigsten mit 
dem Governance-Konzept bezeichneten Regelungsstrukturen ein 
und fragt, welche Regelungsstrukturen die Bürgerschaft, die Energie-
konsumenten, die Entscheidungsträger und die Stakeholder (aus wel-
chen Gründen) wünschen, wie sie deren Vor- und Nachteile wahrneh-
men und gegeneinander abwägen und welche Handlungsdispositio-
nen sich aus diesen Wahrnehmungen ergeben. Zur Ermittlung der Ein-
stellungen und der Akzeptanz von Governancemodellen wird mit 
Hilfe standardisierter Fragebögen zum einen eine repräsentative Be-
völkerungsbefragung durchgeführt. Zum zweiten wird die Bevölke-
rung in Gemeinden befragt, die bei ihrer Strom- und Gaserzeugung 
unterschiedliche EE-Technologien einsetzen und diese weitgehend 
rekommunalisiert haben. Ergänzend werden zum dritten die Entschei-
der befragt. Mit Hilfe einschlägiger Verfahren der multivariaten Da-
tenanalysen werden Zusammenhänge aufgedeckt, die dazu dienen, 
dezentrale Beteiligungsverfahren zu generieren, die auf größtmögli-
che Akzeptanz stoßen, was wiederum die Bedingung für eine effektive 
und effiziente Durchführung der Energiewende ist. 
Veröffentlichungen 2012 und 2013 
Gabriel, Oscar W., Politische Partizipation, in: van Deth, Jan W./Tausendpfund, 
Markus (Hrsg.), Politik im Kontext, Dordrecht 2012, S. 381–411; Gabriel, Oscar 
W., Bürgerbeteiligung in Deutschland, in: politische bildung, Bd. 46 (2013), S. 22–
36; Keil, Silke I., Soziale Partizipation, in: van Deth, Jan W./Tausendpfund, Markus 




3.3.2  Abgeschlossene Projekte 
9. Krücken/Jüttemeier:  „Organisationswandel und Wissenschafts-
kultur – eine prozessbegleitende Analyse der KIT-Fusion“ 
Laufzeit: 15.07.2010 bis 14.07.2013 
Finanzierung:  Karlsruhe Institut für Technologie (KIT) 
Mit dem KIT wurde erstmals die institutionelle Innendifferenzierung 
des deutschen Wissenschaftssystem organisationsbezogen, d. h. 
durch eine Cross-Border-Fusion  überwunden. Anders als die Jülich 
Aachen Research Allianz (JARA), die eine strategische Kooperation 
der RWTH Aachen mit dem Forschungszentrum Jülich ist, oder das 
Berliner Institut für Gesundheitsforschung (BIG), das auf eine Teil-Fu-
sion der Charité mit dem Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Me-
dizin beruht, ist das KIT das Ergebnis einer Voll-Fusion einer Landes-
universität mit einem nationalen Forschungszentrum der Helmholtz-
Gemeinschaft. Die KIT-Fallstudie untersuchte nun die Effekte der Fu-
sion auf die Verwaltung (Schnittstelle I) einerseits und auf die Bezie-
hungen zwischen Verwaltung und Wissenschaft (Schnittstelle II) an-
dererseits. 
Die KIT-Fallstudie fand im Zeitraum 2011 bis 2013 unmittelbar am 
KIT statt. Die Analyse der KIT-Fusion basierte zum einen auf einer ei-
genständigen Primärdatenerhebung und zum anderen auf einer in-
haltsanalytischen Auswertung KIT-interner Dokumente zum Fusions-
prozess. Die Datenbasis der Dissertation besteht im Einzelnen aus: 
 51 leitfadengestütze Experteninterviews mit Wissenschaftlern, 
Mitarbeitern aus der Verwaltung sowie Mitgliedern des KIT-
Präsidiums; 
 KIT-Personaldaten für den Zeitraum 2004 bis 2010; 
 KIT-interne Dokumente zur Fusion, z. B. Zukunftskonzepte, Präsi-
diumsprotokolle, E-Mails; 
 KIT-Stellenausschreibungen für den Zeitraum 2004 bis 2010. 
Veröffentlichungen und Vorträge 2012 und 2013 
Jüttemeier, Michael, Bilanz der Fusion: Effekte der Fusion auf die Verwaltung des 
KIT. Bericht an das KIT-Präsidium (interner Bericht), Karlsruhe, 2013; Jüttemeier, 




tor im wissenschaftlichen Wettbewerb? Eine quantitative Analyse der Personal-
entwicklung an Universitäten der 3. Förderlinie der Exzellenz-Initiative, in: Hoch-
schulmanagement (HM), Bd. 8 (2013), S. 25–32; Jüttemeier, Michael/Rütz, Fabian, 
Analyse universitärer Governance-Strukturen: 11 internationale Universitäten im 
Vergleich. Bericht an das KIT-Präsidium., Karlsruhe 2012. 
Jüttemeier, Michael, Restrukturierung des Verwaltungspersonals am KIT. Eine 
Analyse der Stellenzeigen von 2004 bis 2010, Karlsruhe, 11.07.2012; Jüttemeier, 
Michael, Institutioneller Wandel durch Hybridisierung? Das Fallbeispiel KIT, Ber-
lin, 22.01.2013; Jüttemeier, Michael, Differenzierung oder Hybridisierung? Das 
Karlsruher Institut für Technologie (KIT) zwischen universitärer und außeruniver-
sitärer Governance. Gesellschaft für Hochschulforschung (GFHF), Berlin, 
18.03.2013; Jüttemeier, Michael/Rütz, Fabian, Personalentwicklung an den Uni-
versitäten und den ExzelIenz-Universitäten, Karlsruhe, 18.04.2012. 
10. Mühlenkamp/Glöckner: „Analyse und Evaluation des neuen dop-
pischen Haushaltsrechts“ 
Laufzeit: 1.6.2007 bis 31.8.2007 und von 1.9.2008 bis 
31.5.2012 (Laufzeit war vom 01.09.2007 bis 
31.08.2008 aufgrund des Drittmittel-Projekts 
„Rechtsvergleich kommunale Doppik“ ausgesetzt) 
Finanzierung:  Forschungsinstitut 
Ziel des Forschungsprojektes war es, nach Bestandaufnahme des 
neuen doppischen Haushaltsrechts auf kommunaler und staatlicher 
Ebene in den deutschen Ländern, ein konzeptionelles Fundament zu 
erarbeiten. Da es sich um eine ökonomische Materie handelt, wurden 
bei der Bearbeitung des Projektes insbesondere betriebs- und volks-
wirtschaftliche Konzepte, Methoden und Theorien angewendet. Die 
eigentlich ökonomische Materie ist jedoch in Form von rechtlichen 
Texten umgesetzt bzw. dargestellt worden. Deren Auslegung wiede-
rum (also die Erstellung der jährlichen Haushalte und Rechnungen) 
sowie das Zustandekommen der Gesetze, Verordnungen, Handrei-
chungen etc. weist eine politische Perspektive auf. Insofern bewegt 
sich das Projekt (ähnlich dem Handelsrecht) in einem interdisziplinä-
ren Feld zwischen Politik-, Rechts- und Wirtschaftswissenschaft.  
Die Vielfalt an bereits vorhandenen doppischen Regelungen wurde 
auf eine gemeinsame Basis gestellt. Ferner wurde letztlich ein Vor-
schlag zur Harmonisierung unterbreitet. Grundsätzliche Überlegun-
gen zu den tatsächlichen Informationsbedürfnissen einer öffentlichen 
Verwaltung wurden angestellt und die Notwendigkeit einer Unter-




resultierende öffentliche Spezifika erarbeitet. In einem letzten Schritt 
wurden die Entwicklungen im internationalen öffentlichen Haushalts- 
und Rechnungswesen sowie deren mögliche Einflüsse auf das Neue 
Öffentliche Rechnungswesen in Deutschland betrachtet. 
11. Krücken/Kloke: „Universitäre Lehre in Zeiten der Studienreform 
und Exzellenz-Initiative: Multiple Zielverfolgung auf der Ebene 
der Organisation und ihrer individuellen Akteure“ 
Laufzeit: 1.8.2009 bis 31.3.2012 
Finanzierung: Bundesministerium für Bildung und Forschung 
Das Projekt richtete den Fokus auf die Identifizierung jener struktu-
rellen und psychologischen Bedingungen, die einen effektiven Um-
gang mit den sich im Rahmen des „Bologna-Prozesses“ ergebenden 
Zielkonflikten begünstigen und insofern auch als Voraussetzungen 
für eine gelungene Studienreform gelten können. Besonderes Kenn-
zeichen des Projekts ist der interdisziplinäre Zugriff: Gestützt auf or-
ganisationssoziologische Ansätze einerseits und psychologische 
Handlungs- und Motivationsansätze andererseits wurde das Lehren-
gagement von NachwuchswissenschaftlerInnen als Funktion organi-
sationaler und personeller Bedingungen analysiert. Dabei wurden auf 
den Grad, in dem Steuerung als fremdbestimmt oder selbstbestimmt 
wahrgenommen wird, das Ausmaß der Innovationseignung und die 
Kompetenz, mit Ziel- und Rollenkonflikten produktiv umzugehen, be-
sonders eingegangen. Methodisch wurden vergleichende Fallstudien 
an acht Hochschulen durchgeführt worden. 
Neben der Beantwortung der Forschungsfragewurden aus den ge-
wonnen Erkenntnissen Ansätze zur Optimierung der gegenwärtigen 
Lehrsituation an den Hochschulen abgeleitet, die wir insbesondere 
über Weiterbildungsveranstaltungen und Handlungsempfehlungen 
an die Hochschulleitungen im Hochschulkontext verankern. Diese 
Handlungsempfehlungen zur Reform der universitären Lehre wurden 
unter Berücksichtigung der auf organisationaler und individueller 
Ebene relevanten Handlungsoptionen und -restriktionen sowie deren 
Wechselspiel formuliert. 
Veröffentlichungen und Vorträge 2012 
Krücken, Georg, Governance und Personalmanagement im Hochschulkontext – 
Zusammenfassung der ersten Paneldiskussion, in: Fred G. Becker/Georg Krü-




Kontextbedingungen und Reformen, Gütersloh 2012, S. 67-71; Krücken, 
Georg/Kloke, Katharina, Sind Universitäten noch lose gekoppelte Organisationen? 
Wahrnehmung und Umgang mit Zielkonflikten an deutschen Hochschulen aus 
der Organisationsperspektive unter besonderer Berücksichtigung der akademi-
schen Lehre, in: Fred Becker/Georg Krücken/Elke Wild (Hrsg.), Gute Lehre in der 
Hochschule. Wirkungen von Anreizen, Kontextbedingungen und Reformen. Gü-
tersloh 2012, S. 13-29; Kloke, Katharina/Krücken, Georg, Der Ball muss dezentral 
gefangen werden – Organisationssoziologische Überlegungen zu den Möglich-
keiten und Grenzen hochschulinterner Steuerungsprozesse am Beispiel der Qua-
litätssicherung in der Lehre, in: Uwe Wilkesmann/Christian Schmid (eds.), Hoch-
schule als Organisation, Wiesbaden 2012, S. 311-324; Krücken, Georg/Blümel, 
Albrecht/Kloke, Katharina; Wissen schafft Management? Konturen der Manageri-
alisierung im Hochschulbereich, in: Thomas Heinze/Georg Krücken (Hrsg.), Insti-
tutionelle Erneuerungsfähigkeit der Forschung, Wiesbaden 2012, S. 219-256; 
Krücken, Georg/ Kloke, Katharina / Blümel, Albrecht, Alternative Wege an die 
Spitze? Karrierechancen von Frauen im administrativen Hochschulmanagement, 
in: Sandra Beaufais/Anita Engels/Heike Kahlert (Hrsg.), Einfach Spitze? Frauen in 
der Spitzenforschung, Frankfurt a.M./New York 2012, S. 119-141; Krücken, 
Georg/ Wild, Elke, ConGo@universities: Conflicting Goals at universities. Univer-
sitäre Lehre in Zeiten der Studienreform und Exzellenz-Initiative: Multiple Ziel-
verfolgung auf der Ebene der Organisation und ihrer individuellen Akteure. Be-
funde, Endbericht, der an die an der Untersuchung teilnehmenden Universitäten 
gesendet wurde; Becker, Fred/ Krücken, Georg/Wild, Elke, Gute Lehre in der Hoch-
schule. Wirkungen von Anreizen, Kontextbedingungen und Reformen, Gütersloh 
2012. 
Krücken, Georg / Blümel, Albrecht / Kloke, Katharina, Vortrag “Occupational and 
Organizational Change in Higher Education Administration in Germany” gehal-
ten anlässlich der International Conference „Changing Conditions and Changing 
Approaches of Academic Work” am 5. Juni 2012 in Berlin; Blättel-Mink, Bir-
git/Merkator, Nadine/Kloke, Katharina/Krücken, Georg/Schneijderberg, Christian, 
Vortrag “Managing the academia in times of New Public Management – new pos-
sibilities for women?” gehalten anläßlich der 7th European Conference on Gender 
Equality in Higher Education am 30. August 2012 in Bergen; Kloke, Katharina, Vor-
trag „Möglichkeiten und Grenzen des Einflusses der Qualitätsentwickler auf 
hochschulinterne Steuerungs- und Entscheidungsprozesse“ gehalten im Rahmen 
des Sommerworkshops des AK Hochschulen der DeGEval am 15. Juni 2012 in 
Würzburg; Krücken, Georg, Vortrag „Professionalisierung im Hochschulmanage-
ment“ gehalten im Rahmen des Fachgesprächs „Neue Strukturen – neue Kompe-
tenzen. Gleichstellungsarbeit an Hochschulen im Wandel“ am 12.-13. November 
2012 in Bonn; Krücken, Georg, “Empowering Universities – Contemporary Trans-
formations and Unintended Consequences” Keynote Address SRHE Annual Re-
search Conference 2012 “What is Higher Education For? Shared and contested 




12. Wirtz/Mory/(Ullrich)/Piehler: „Kommunales e-Government: Er-
folgsfaktoren der Interaktion zwischen Stadtportalen und An-
spruchsgruppen“ 
Laufzeit: 1.10.2009 bis 31.3.2013 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
In vielen deutschen Kommunen sind mittlerweile e-Government-Lö-
sungen entstanden, die Teile oder den gesamten öffentlichen Aufga-
benkatalog der Verwaltung ins Internet transferieren, um der steigen-
den Interaktionsbereitschaft der Internetnutzer zu begegnen.  
Je nach der Art und insbesondere dem Umfang der angebotenen Leis-
tungen können verschiedene Interaktionsstufen unterschieden wer-
den. Generell teilt sich der Interaktiongrad zwischen Verwaltung und 
BürgerInnen in drei Stufen auf: 
– Information: Die BürgerInnen können nur Informationen abrufen. 
– Kommunikation: Die BürgerInnen können mit bestimmten Ver-
waltungsbereichen über das Internet in Kontakt treten. Die ei-
gentliche Abwicklung von Verfahren läuft aber dennoch physisch 
ab. 
– Transaktion: Kommunikation, Information und Verfahren zwi-
schen BürgerInnen und Verwaltungsstelle werden vollständig 
über das Internet abgewickelt. 
Ein grundlegendes Desideratum der geplanten Untersuchung zum 
Thema der Interaktion zwischen Kommunen und den Anspruchsgrup-
pen via e-Government-Portalen besteht in der Verfolgung des Postu-
lates der theoriegeleiteten Forschung sowie in der empirischen Über-
prüfung der Ergebnisse. Dieses erfordert, neben einem ausführlichen 
analytischen Rekurs auf bereits vorhandene relevante Theorien zur 
Problemstellung, auch die Entwicklung eines adäquaten Forschungs- 
bzw. Untersuchungsdesigns. Bedingt durch die geringe wissenschaft-
liche Auseinandersetzung mit diesem Thema, ist im Zuge der Arbeit 
eine wissenschaftliche Grundlage zu schaffen. 
Insgesamt kann hier festgehalten werden, dass durch eine Mischung 
von konfirmatorisch-deskriptiven und konfirmatorisch-explikativen 
Forschungsdesign – mit vorangehenden exploratorischen Elementen 
sowie einer Effizienz-Analyse zum Benchmarking – ein Höchstmaß an 




Der Ertrag für die wissenschaftliche Forschung ist dahingehend zu se-
hen, dass durch einen ganzheitlichen Forschungsansatz im e-Govern-
ment und im Speziellen der Interaktionsforschung ein wesentlicher 
Beitrag zum Verständnis der grundlegenden Erfolgsfaktoren vermit-
telt wurde.  
Auf gesellschaftlicher Ebene ist die in der Problemstellung geschil-
derte Zurückhaltung der BürgerInnen von erheblicher Bedeutung. Die 
Untersuchung zielte darauf ab, Erfolgsfaktoren der Interaktion der 
Anspruchsgruppen mit der öffentlichen Verwaltung genauer zu un-
tersuchen, um insbesondere Strategien zu entwickeln die eine bes-
sere allgemeine Nutzung ermöglichen. Die vorherrschenden Nut-
zungsbarrieren konnten so effizient abgebaut und das gesellschaftli-
che Potenzial von e-Government aufgezeigt werden. 
Vorträge 2012 
Mory, Linda, Konferenzbeitrag “eHealth in the Public Sector: An Empirical Analy-
sis of the Acceptance of Germany’s Electronic Health Card among Practitioners” 
anlässlich des „2012 International Congress of IIAS”; Wirtz, Bernd W./Piehler, 
R./Mory, Linda, Konferenzbeitrag “Succes Factors of egoverment portals” 
anlässlich der „2012 International Congress of IIAS”. 
13. Weiß/Limbach: „Einwirkung des WTO-Rechts auf nationale und 
europäische Gestaltungsspielräume: Zur „WTOisierung“ des Ver-
waltungsrechts, dargestellt am Beispiel der Zollverwaltung“ 
Laufzeit:  1.8.2008 bis 31.5.2013 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Das Forschungsprojekt „Einwirkung des WTO-Rechts auf nationale 
und europäische Gestaltungsspielräume: Zur "WTOisierung" des Ver-
waltungsrechts, dargestellt am Beispiel der Zollverwaltung“ beschäf-
tigt sich mit der WTO-rechtlichen und europarechtlichen Forderung 
nach Einheitlichkeit in der europäischen Zollverwaltung, die geeignet 
ist, dass dezentrale Vollzugskonzept im EU-Zollrecht (Exekutivförde-
ralismus) in Frage zu stellen. Trotz zentraler Rechtsetzung auf euro-
päischer Ebene erfolgt die Rechtsanwendung im dezentralen Vollzug 
durch die Mitgliedstaaten ohne Weisungsgebundenheit an die Euro-
päische Kommission. Zentrale Forschungsfrage ist daher die Sicher-
stellung der Einheitlichkeit der Rechtsanwendung in der europäi-
schen Zollverwaltung bei dezentralem Vollzug trotz zentraler Recht-




Zollrechtsreform. Tatsächlich hat die Reform, die eigentlich mit dem 
Modernisierten Zollkodex bis spätestens Juni 2013 zum größten Teil 
abgeschlossen werden sollte, in den letzten zwei Jahren nicht zuletzt 
wegen des Vertrags von Lissabon aber auch den Herausforderungen 
des e-Government bzw. des e-Zoll-Projektes große Umbrüche und 
Zeitverschiebungen erfahren. Die Reform wird voraussichtlich bis 
2020 andauern, obwohl der neue Unionszollkodex bereits ab 2016 
zur Anwendung gelangen soll. Der abschließende Forschungsbericht, 
der 2014 erscheinen wird, deckt insoweit die Entwicklungen bis zum 
31.12.2013 ab. 
Veröffentlichungen und Vorträge 2012 und 2013 
Weiß, Wolfgang, Außenwirtschaftsbeziehungen, in Weidenfeld/Wessels (Hrsg.), 
Jahrbuch der Europäischen Integration 2012, Baden-Baden 2012, S. 281-290; 
Weiß, Wolfgang, § 10 Vertragliche Handelspolitik der EU, in: von Arnauld (Hrsg), 
Europäische Außenbeziehungen, Enzyklopädie des Europarechts, Band 10, Ba-
den-Baden 2014, S. 515-586.; Weiß, Wolfgang, Common Commercial Policy in 
the European Constitutional Area: EU External Trade Competence and the Lis-
bon Decision of the German Federal Constitutional Court, in: Bungenberg/Herr-
mann (eds), Common Commercial Policy after Lisbon, Springer 2013, S. 29-47.  
Limbach, Kathrin, Vortrag „Einwirkung des WTO-Rechts auf nationale und euro-
päische Gestaltungsspielräume: Zur „WTOisierung“ der Zollverwaltung, Juristi-
sches Doktorandenseminar von Univ.-Prof. Dr. U. Stelkens/Deutsche Universität 
für Verwaltungswissenschaften, Speyer, 18.1.2013; Limbach, Kathrin, Vortrag 
„Einwirkung des WTO-Rechts auf nationale und europäische Gestaltungsspiel-
räume: Zur „WTOisierung“ der Zollverwaltung, Doktorandenseminar, Speyer, 
19.6.2013; Weiß, Wolfgang, Economic Integration and Domestic Regulatory Au-
tonomy – Identifying Impact Factors and Mechanisms for a growing impact of 
WTO law on domestic regulation: Lessons from the EU, Speyer, 19.7.2012.  
14. Stelkens/Schröder: „Europäisierung des Verwaltungsvertrags-
rechts“ 
Laufzeit: 1.11.2008 bis 31.8.2013 (Unterbrechung vom 1.7.2012 bis 
zum 31.12.2012) 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Obwohl die Europäische Union selbst vielfältig vertraglich handelt 
und das vertragliche Verwaltungshandeln der Mitgliedstaaten sowohl 
regelt als auch als taugliches Instrument zum Vollzug des Unions-




zeption des "Verwaltungsvertrags". Tatsächlich bestehen in den Mit-
gliedstaaten der EU insoweit ganz unterschiedliche Vorstellungen zur 
Rolle und Bedeutung des Verwaltungsvertrags. Völlig unklar ist auch, 
was für eine Konzeption des Verwaltungsvertrags dem EU-
Eigenverwaltungsrecht zu Grunde liegt. Speziell zur Europäisierung 
der "Durchführungsphase" von Verwaltungsverträgen, insbesondere 
hinsichtlich des Fehlerfolgenregimes, existieren bisher nur Ansätze 
eines Konzeptes. Im Rahmen des Forschungsprojekts wurde anhand 
einschlägiger deutscher, französischer und unionsrechtlicher Rechts-
quellen sowie Entscheidungen untersucht, ob die dem deutschen Ver-
waltungsvertragsrecht zu Grunde liegende Konzeption des Verwal-
tungsvertrags als gegenüber dem Verwaltungsakt "bürgerfreundli-
chere" Handlungsform, den europäischen Vorgaben für vertragliches 
Verwaltungshandeln gerecht wird. Diese scheinen eher dem französi-
schen Modell des Verwaltungsvertrags zu entsprechen, welches den 
Verwaltungsvertrag als eine "verwaltungsfreundliche" Variante des zi-
vilrechtlichen Vertrags versteht. Die Ergebnisse des Forschungspro-
jektes wurden anhand verschiedener Publikationen im In- und Aus-
land präsentiert und dokumentiert. 
www.foev-speyer.de/verwaltungsvertraege  
Veröffentlichungen und Vorträge 2012 und 2013 
Osella, Stefano/Schröder, Hanna, Integrity and efficiency in sustainable public 
contracts:Corruption, conflicts of interest, favoritism and inclusion of non-econo-
mic criteria in the award and execution of public contracts, Report on the work-
shop held in Turin, online verfügbar unter http://www.public-contracts.net/in-
halte/Report_Turin_2012.pdf (08.06.2012); Schröder, Hanna/Stelkens, Ulrich, EU 
Public Contracts - Contracts passed by EU Institutions in Administrative Matters, 
FÖV Discussion Papers 70, Speyer, 2012; Stelkens, Ulrich, Einarbeitung der For-
schungsergebnisse in den europarechtlichen Teil der Kommentierungen zu §§ 54 
ff, in: Stelkens, Ulrich/Bonk, Heinz-Joachim/Sachs, Michael (Hrsg.), Verwaltungs-
verfahrensgesetz : Kommentar, 8. Aufl., München 2012; Stelkens, Ulrich, "Pacta 
sunt servanda" im deutschen und französischen Verwaltungsvertragsrecht, in: 
Deutsches Verwaltungsblatt (DVBl.), Bd. 127 (2012), S. 609–615; Stelkens, Ulrich, 
L'amministrazione pubblica dei contratti in Germania, in: Sorace, Domenico 
(Hrsg.), Amministrazione pubblica dei contratti, Napoli 2013, S. 377–403. 
Stelkens, Ulrich/Mirschberger, Michael, L’exécution des contrats administratifs II. 
Workshop, Paris (France), 13.12.2013; Stelkens, Ulrich/Schröder, Hanna, L’exécu-
tion des Contrats Administratifs, Réseau „Contrats Publics dans la Globalisation 
Juridique. Colloque et Workshop, Lisbon (Portugal), 06.-08.06.2013;  Stelkens, 
Ulrich/Mirschberger, Michael, L’exécution des contrats administratifs II. Work-




des Contrats Administratifs, Réseau „Contrats Publics dans la Globalisation Ju-
ridique. Colloque et Workshop, Lisbon (Portugal), 06.-08.06.2013. 
15. Kropp/Buzogány/(Buche)/Häsing: „Rollenzuschreibungen, Heu-
ristiken und Interaktionsmuster von Ministerialbürokratien, Re-
gierungsmitgliedern und Abgeordneten in europäisierten Fach-
politiken“ 
Laufzeit: 1.7.2009 bis 31.3.2014 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Das Projekt verbindet zentrale Ansätze der Parlaments- und Verwal-
tungsforschung, indem es wechselseitige Rollenzuschreibungen und 
Interaktionsbeziehungen zwischen legislativen und exekutiven Akt-
euren in Deutschland, Ungarn und Schweden untersucht. In allen drei 
Ländern gibt es Arbeitsparlamente, jedoch unterscheiden sie sich hin-
sichtlich ihrer Rechts- und Verwaltungstradition. Im Rahmen der em-
pirischen Untersuchung werden die stärker europäisierten Politikfel-
der Umwelt und Wirtschaft sowie die kaum europäisierte Rentenpo-
litik herangezogen. Das Projekt leistet einen Beitrag zur Theoriebil-
dung, indem es die bislang vorherrschenden institutionentheoreti-
schen Erklärungen mit Elementen der Kognitionstheorie verzahnt. Es 
ist zu erwarten, dass sich unterschiedliche Rechts- und Verwaltungs-
traditionen der drei ausgewählten Länder pfadabhängig in den Inter-
aktionen zwischen Ministerialbeamten, Regierungsmitgliedern und 
Fachabgeordneten niederschlagen - ohne dass dabei jedoch die Mög-
lichkeit konvergenter Entwicklungen von vornherein ausgeschlossen 
wäre. Durch Europäisierung kann in Teilen der Verwaltung - mit grö-
ßeren Schwierigkeiten wohl in den Parlamenten - ebenso eine Diffu-
sion „europäisierter“ Rollenbilder entstehen. 
Veröffentlichungen und Vorträge 2012 und 2013 
Buche, Jonas, Europäisierung parlamentarischer Kontrolle im Norden Europas: Dä-
nemark, Finnland und Schweden im Vergleich, in: Eberbach-Born, Birgit/Kropp, 
Sabine/Stuchlik, Andrej/Zeh, Wolfgang (Hrsg.), Parlamentarische Kontrolle und 
Europäische Union, Studien zum Parlamentarismus, Bd. 19, Baden-Baden 2013, 
S. 365–394; Buzogány, Aron, Accelerating or back-pedalling? Public administra-
tion in post-accession Central and Eastern Europe, in: L'Europe en Formation, Bd. 
53 (2012), S. 89–102; Buzogány, Aron, Der Deutsche Bundestag im „Tal der Ah-
nungslosen“? Wissen und Expertise des Parlaments in europäisierten Fachpoliti-
ken, in: Kropp, Sabine/Kuhlmann, Sabine (Hrsg.), Wissen und Expertise in Politik 




Recht und Management, Opladen 2013, S. 161–182; Buzogány, Aron, Learning 
from the best? Interparliamentary networks and the scrutiny of EU decision-mak-
ing, in: Crum, Ben/Fossum, John Erik (Hrsg.), Practices of inter-parliamentary co-
ordination in international politics, ECPR Studies in European Political Science, 
Colchester, UK 2013, S. 17–32; Buzogány, Aron, Potemkin’sche Parlamente? Die 
Europagremien mittelosteuropäischer Staaten zwischen Schein und Sein, in: 
Eberbach-Born, Birgit/Kropp, Sabine/Stuchlik, Andrej/Zeh, Wolfgang (Hrsg.), Par-
lamentarische Kontrolle und Europäische Union, Studien zum Parlamentarismus, 
Bd. 19, Baden-Baden 2013, S. 397–418; Buzogány, Aron/Kropp, Sabine, Sisyphos 
und der Marmorblock: Parlament und Expertise in Zeiten der Eurokrise, in: Zeit-
schrift für Politikberatung – Policy Advice and Political Consulting, Bd. 6 (2013); 
Buzogány, Aron/Stuchlík, Andrej, Subsidiarität und Mitsprache. Nationale Parla-
mente nach Lissabon, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen (ZParl), Bd. 43 (2012), 
S. 340–361; Eberbach-Born, Birgit/Kropp, Sabine, Parlamentarische Kontrolle und 
Europäische Union: Chancen und Restriktionen nach dem Lissabon-Vertrag – ein-
leitende Überlegungen, in: Eberbach-Born, Birgit/Kropp, Sabine/Stuchlik, 
Andrej/Zeh, Wolfgang (Hrsg.), Parlamentarische Kontrolle und Europäische 
Union, Studien zum Parlamentarismus, Bd. 19, Baden-Baden 2013, S. 9–20; Eber-
bach-Born, Birgit/Kropp, Sabine/Stuchlik, Andrej/Zeh, Wolfgang (Hrsg.), Parlamen-
tarische Kontrolle und Europäische Union, Studien zum Parlamentarismus, Bd. 
19, Baden-Baden 2013; Kropp, Sabine, Europäisierung parlamentarisch-administ-
rativer Steuerungszusammenhänge: Konzeptionelle Überlegungen und empiri-
sche Befunde zum Deutschen Bundestag, in: Brummer, Klaus/Pehle, Heinrich 
(Hrsg.), Analysen nationaler und supranationaler Politik, Opladen/Berlin/Toronto 
2013, S. 131–144; Kropp, Sabine, Information und Kontrolle im Deutschen Bun-
destag. Exekutive und regierungstragende Fraktionen in europäisierten Fachpo-
litiken, in: Eberbach-Born, Birgit/Kropp, Sabine/Stuchlik, Andrej/Zeh, Wolfgang 
(Hrsg.), Parlamentarische Kontrolle und Europäische Union, Studien zum Parla-
mentarismus, Bd. 19, Baden-Baden 2013, S. 179–200; Kropp, Sabine/Buzogány, 
Aron/Buche, Jonas, Von den Schwierigkeiten, Zusammengehöriges zu vereinen. 
Parlamente und Ministerialbürokratien als Gegenstand der Europäisierungsfor-
schung, in: Politische Vierteljahresschrift (PVS), Bd. *Kropp, Sabine/Kuhlmann, 
Sabine (Hrsg.), Wissen und Expertise in Politik und Verwaltung. Sonderheft 1, der 
moderne staat – Zeitschrift für Public Policy, Recht und Management, Opladen 
2013. 
Buche, Jonas, Interaction between MPs and Civil Servants in Sweden - A fuzzy set 
QCA at the micro-level, Hamburg, 01./02.06.2012. Buzogány, Aron, Redefining 
parliamentary accountability in Europe, Oxfordshire (United Kingdom), 28.-
29.07.2012; Buzogány, Aron, The political economy of parliamentary Demoi-
cracy, Zurich (Switzerland), 01./02.11.2012; Kropp, Sabine, Federalism and subna-
tional parliaments – a delicate relationship?, Eisenstadt (Austria), 07.11.2012; 
Buzogány, Aron, Parliaments in the Wake of the Eurozone Crisis: The Case of the 
German Bundestag. Annual Conference, London (United Kingdom), 13.05.2013; 
Buzogány, Aron, Strengthening the Executive? Assessing the Institutional Impact 
of the Crisis. Workshop “Coping with Crisis: Europe’s Challenges and Strategies”, 
Mannheim, 03.06.2013; Häsing, Jens/Buzogány, Aron, Europäisierung des 




Umsetzung der Subsidiaritätskontrolle. Politik, Region(en) und Kultur in der ver-
gleichenden Politikwissenschaft, Leipzig, 09.10.2013. 
16. Färber/Baranova: „Fiskalische Äquivalenz und Steuerwettbewerb 
in föderalen Staaten“ 
Laufzeit: 1.8.2009 bis 31.5.2012 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Das Projekt befasste sich mit den Veränderungen von föderalen Steu-
ersystemen im Zuge der Globalisierung und der europäischen In-
tegration als Spezialfall der institutionell geordneten Öffnung natio-
naler Grenzen zur Einrichtung größerer Wirtschaftsräume. Fiskalische 
Äquivalenz wird dabei als das einzig wirksame Instrument angesehen, 
welches eine lokale, regionale oder auch nationale Bindung zwischen 
Nutzern von öffentlichen Gütern und Transferzahlungen, Zahlern der 
hierfür benötigten Steuern und ggf. auch (Sozialversicherungs-)Bei-
träge und politischen Entscheidungsträgern herstellt, die den ansons-
ten tendenziell ruinösen Wettbewerb um Besteuerungsbasen bei 
gleichzeitiger Nutzung öffentlicher Güter anderer Jurisdiktionen als 
interregionale Trittbrettfahrer wettbewerbskonform beschränkt. 
17. Bohne/Bauer, C.: „Untersuchung des Regulierungsverhaltens der 
Bundesnetzagentur und der Landesbehörden bei der Regulierung des 
Zugangs zu den Gasversorgungsnetzen“ 
Laufzeit: 1.5.2009 bis 30.4.2013 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Aus Sicht der EU-Kommission ist ein zentraler Grund für die schlep-
pende Entwicklung des Binnenmarkts für Energie, dass die EU-
Rechtsvorschriften in vielen Mitgliedstaaten nur mangelhaft umge-
setzt wurden. Die Ausgangshypothese des Projekts war, dass nicht die 
mangelnde Umsetzung des EU-Regulierungskonzepts für Regulie-
rungs- und Liberalisierungsmängel in Deutschland verantwortlich ist, 
sondern das Konzept selbst für einige Mängel verantwortlich ist. Es 
wurde vermutet, dass die positive Entwicklung des Wettbewerbs auf 




Konzepts im Rahmen des EnWG 2005 beruhen, sondern vor allem auf 
informalen Absprachen und Arrangements.  
Zur Überprüfung der Ausgangshypothese wurden 23 Experteninter-
views mit Vertretern von staatlichen und privaten Akteuren im Gas-
markt geführt sowie Dokumente zu Regulierungsentscheidungen und 
die Sekundärliteratur ausgewertet. 
Die positive Entwicklung des Wettbewerbs ist vor allem auf informale 
Handlungen und Absprachen zum Netzzugang sowie die Einführung 
eines Systems regulierter Selbstregulierung im Netzzugangsbereich 
zurückzuführen.  
Im durch die Anreizregulierung stärker formalisierten Bereich der 
Netzentgeltregulierung bestehen teilweise erhebliche Vollzugsprob-
leme. Sie trägt nicht zur Verbesserung des Liberalisierungsergebnis-
ses bei, da es nicht gelungen ist, über die Netzentgeltregulierung den 
Gaspreis abzusenken und der Regulierungsansatz zur Investitionszu-
rückhaltung bei den Netzbetreibern führt. 
Die praxisrelevanten Ergebnisse wurden im Februar 2014 Vertretern 
des BMWi, der BNetzA und von Netzbetreiber- und Netznutzerver-
bänden sowie weiteren Akteuren der Energiemärkte auf einem Sym-
posium in Berlin vorgestellt. 
Veröffentlichungen und Vortrag 2012 und 2013 
Bauer, Christian, Konsultationen als kooperatives Element im Regulierungspro-
zess, in: Zeitschrift für das gesamte Recht der Energiewirtschaft (EnWZ), Bd. 1 
(2012), S. 71–75; Bohne, Eberhard, Der informale Rechtsstaat am Beispiel der 
Energiewirtschaft, in: Franzius, Claudio/Lejeune, Stefanie/Lewinski, Kai von/Me-
ßerschmidt, Klaus/Michael, Gerhard/Rossi, Matthias/Schilling, Theodor/Wysk, 
Peter (Hrsg.), Beharren, Bewegen, Berlin 2013, S. 529–549. 
Bauer, Christian, Zur Informations- und Legitimationsbeschaffung von Regulie-
rungsbehörden durch (informale) Beteiligungsmöglichkeiten am Beispiel der 
Gasnetzzugangsregulierung. Deutsche Vereinigung für Politische Wissenschaft 




18. Bohne/Potapova: „Informales Staatshandeln in der sozial- und 
rechtswissenschaftlichen Diskussion“ 
Laufzeit: 1.7.2009 bis 14.9.2009  
 1.10.2012 bis 31.3.2014 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Die wissenschaftliche Diskussion zur Informalität ist unübersichtlich 
und vornehmlich disziplinär ausgerichtet. Der Zweck des Forschungs-
projekts war daher eine systematische Analyse der sozial- und rechts-
wissenschaftlichen Literatur zu Begriff, Erscheinungsweisen, theore-
tischen Grundlagen und Bewertungsmaßstäben informalen Staats-
handelns. Anknüpfend an die Ergebnisse der Literaturanalyse wurden 
die Begriffe des formalen und informalen Handelns präzisiert und auf 
eine dritte Kategorie des formlosen Handelns erweitert. Informalität 
erscheint in vielerlei Hinsicht für die Organisationen funktional. The-
matisiert wurden auch einige Dysfunktionalitäten von Informalität 
wie die Intransparenz, die Selektivität und die Korruption. Da es sich 
bei der öffentlichen Verwaltung um soziale Organisationen handelt, 
war der Rückgriff auf Organisationstheorien sinnvoll. Als ein theore-
tischer Ansatz zur Erklärung von Informalität erwies sich – neben der 
theoretischen Ansätze der formalen und informalen Organisation – 
die strukturell-funktionale Systemtheorie der Organisation als beson-
ders geeignet. Offen bleiben die Fragen nach der Kulturabhängigkeit 
der Informalität im Verwaltungshandeln. So waren die bisherigen 
Analysen fast ausschließlich auf westliche demokratische Verfas-
sungsstaaten begrenzt. Die zukünftige Forschung sollte die mögliche 
Kulturvariable formalen und informalen Verwaltungshandelns mehr 
in Fokus nehmen. Die Frage der möglichen Kulturabhängigkeit infor-
malen Verwaltungshandelns ist Gegenstand eines DFG-Antrags zur 
Gasnetzregulierung in Russland. 
Veröffentlichung und Vortrag 2012 und 2013 
Bohne, Eberhard/Potapova, Katerina, Formal and informal strategies of corruption 
fighting in Germany, in: Tyumen Oblast Duma/Tyumen State University (Hrsg.), 
Anti-Corruption State Policy: Formulation and Implementation in Russia and Ger-
many. Materials of the International Scientific Conference, Tyumen, April 22-23, 
2013, Tyumen 2013, S. 39-44. 
Bohne, Eberhard/Potapova, Katerina, A Comparative Perspective on Informal Gov-
ernance in Germany and Russia. Conference "Improving the Effectiveness of Pub-




19. Ziekow/Siegel: „Fehler im Vergabeverfahren“ 
Laufzeit:  1.11.2002 bis 31.7.2003; 1.1.2006 bis 30.9.2007;  
1.1.2009 bis 30.9.2009; 1.4.2012-14.3.2013 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
Das Recht der Vergabe öffentlicher Aufträge hat sich – wie kaum ein 
anderer Rechtsbereich – in jüngerer Zeit von einem Randgebiet zu ei-
nem zentralen Bereich politischer Aufmerksamkeit entwickelt. Ziel 
der Untersuchung war es, einen Beitrag zur Struktur und Einordnung 
neuer Verfahrenstypen zwischen privatem und öffentlichem Recht zu 
liefern. Das Projekt diente der normativ-rechtlichen Analyse aktueller 
Schnittstellen zwischen öffentlichen Stellen und privaten Akteuren. 
Zu den einzelnen Projektabschnitten wurden jeweils die erzielten For-
schungsergebnisse in den einschlägigen Fachzeitschriften publiziert. 
Sie sind darüber hinaus in einschlägige Monografien eingeflossen. Die 
gewonnenen Ergebnisse sind zudem in weitem Umfange in Recht-
sprechung und Literatur auf nationaler Ebene aufgegriffen worden. 
Veröffentlichungen und Vortrag 2012 und 2013 
Hufen, Friedhelm/Siegel, Thorsten, Fehler im Verwaltungsverfahren, 5. Aufl., Ba-
den-Baden 2013; Siegel, Thorsten, Entscheidungsanmerkung zum Urt. des EuGH 
v. 10.5.2010 – Rs. C-368/10 (Umweltschutz im Vergaberecht) -, in: Europäische 
Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (EuZW), Bd. 23 (2012), S. 599f.; Siegel, Thorsten, 
Europäisierung des Öffentlichen Rechts. Rahmenbedingungen und Schnittstellen 
zwischen dem Europarecht und dem nationalen (Verwaltungs-) Recht, Tübingen 
2012; Siegel, Thorsten, Entscheidungsanmerkung zum Urteil des EuGH v. 
13.12.2012 – Rs. C-465/11 (Bietereignung, Vorlageberechtigung an den EuGH), 
in: Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (EuZW), Bd. 24 (2013), S. 155–
156; Siegel, Thorsten, Wie fair ist das Vergaberecht? – Der faire Handel vor dem 
EuGH, in: Zeitschrift für das gesamte Vergaberecht (VergabeR), Bd. 13 (2013), S. 
370–376. 





20. Knorr/Schomaker: „Public Private Partnerships in der deutschen 
Siedlungswasserwirtschaft“ 
Laufzeit: 1.10.2009 bis 31.12.2012 
Finanzierung: Forschungsinstitut 
1.  Hintergrund  
Innerhalb der letzten Jahre hat mit Verspätung auch in der Siedlungs-
wasserwirtschaft ein verstärkter Einsatz von Public Private Part-
nerships (PPPs), stattgefunden.  
2.  Ziele/Forschungsfragen 
 Rolle der Modellwahl bzgl. Anreizverteilung und Informationsas-
ymmetrien 
 Rolle der besonderen Charakteristika der Siedlungswasserwirt-
schaft 
3.  Vorgehen 
In einem ersten Schritt erfolgte eine Systematisierung bestehender 
PPPs sowie eine ökonomische Analyse der Informations- und 
Anreizverteilung der beteiligten Akteure und eine Identifikation von 
relevanten Charakteristika der Siedlugnswasserwirtschaft. 
4.   Ergebnisse 
 Die Kostenwirkungen für die Endverbraucher sind nicht eindeutig 
bestimmbar: Insgesamt sind die Trinkwasserpreise in Deutschland 
hoch und z.T. steigend, dies scheint z.T. durch PPPs verstärkt zu 
werden. 
 Die dezentrale Ausrichtung der deutschen Siedlungswasserwirt-
schaft spiegelt sich in der Nutzung von PPPs wieder 
 Bzgl. der Risikoteilung sind PPPs zu bevorzugen, welche nicht er-
lauben vom privaten Vertragspartner zu verantwortende Investi-
tionsrisiken langfristig abwälzen können  
 Angesichts notwendiger (hoher) Investitionskosten sollte die Ver-
tragslaufzeit angemessen gestaltet sein, um dies abzubilden. 
 Die initiale Risikoverteilung sowie die Projektlänge bieten die 




Publikation und Vorträge 2012 und 2013 
Knorr, Andreas/Schomaker, Rahel/Nofz, Melanie, Korruption in Public Private Part-
nerships, I. Workshop des DAAD-Ostpartnerschaftenprojekts, in: Knorr, Andreas 
(Hrsg.), Antikorruptionspolitik im deutsch-russischen Vergleich, Speyerer Ar-
beitshefte, Bd. 207, Speyer 2012, S. 111–133; Huck, Volker/Schomaker, Rahel, In-
ternational Organizations and the Private Sector – Global Public-Private Part-
nerships for Global Public Goods?, in: Dirk Wentzel (Hrsg.), Internationale Orga-
nisationen. Ordnungspolitische Grundlagen, Perspektiven und Anwendungsbe-
reiche, Schriften zu Ordnungsfragen der Wirtschaft, Bd. 97, Stuttgart 2013, 
S. 233-254; Schomaker, Rahel, Corruption in PPPs, in: J. B. Auby, E. Breen and T. 
Perroud (Hrsg), Corruption and conflicts of interest (Edward Elgar 2013 forthco-
ming); Knorr, Andreas/Schomaker, Rahel, Does good governance promote the in-
clusion of the private sector in the provision of public goods and services? Theory 
and empirical findings, Mérida (Mexico), 20.06.2012. 
21. Stelkens/Perabo: „Genehmigung und Genehmigungsverfahren zu 
Großveranstaltungen und rechtliche Rahmenbedingungen ihrer 
Durchführung (Aufgaben der Akteure und Kooperation zwischen 
ihnen)“ 
Laufzeit: 1.04.2013 bis 30.09.2013 
Finanzierung:  Bundesministerium für Bildung und Forschung über 
Deutsche Hochschule für Polizei 
Großveranstaltungen bieten immer wieder Gefährdungsmomente für 
die Besucher sowie für Unbeteiligte. Realisiert sich die Gefahr, bleibt 
festzustellen, dass die hohen Besucherzahlen die Steuerung des Pub-
likums und das Eingreifen von Rettungs- und Sicherheitskräften er-
schweren bzw. unmöglich machen. Um solchen Unglücksfälle soweit 
als möglich vorzubeugen, ist es notwendig, die Risiken bereits im Vor-
feld des Veranstaltungsablaufes zu erkennen und die entsprechende 
Vorsorge zu treffen. In einem umfassenden Gutachten, das sich mit 
den bundes- und landesrechtlichen Genehmigungen und Genehmi-
gungsverfahren von Großveranstaltungen insbesondere im Hinblick 
auf die rechtlichen Möglichkeiten der Auferlegung von Sicherheits-
konzeptpflichten beschäftigt, wird die derzeit geltende rechtliche 
Lage in Deutschland ausgiebig unter Bezugnahme auf verschiedene 




tungsrechts untersucht und die Handlungsmöglichkeiten der Behör-
den dargelegt. Ebenso wird auf einen entsprechenden Abstimmungs-
bedarf der Genehmigungsbehörden untereinander eingegangen. 
Veröffentlichung 2013 
Ulrich, Stelkens/Perabo, Thorsten, Genehmigung und Genehmigungsverfahren zu 
Großveranstaltungen und rechtliche Rahmenbedingungen ihrer Durchführung 




3.4  Arbeitskreis 
Arbeitskreis „Rechtsprechungsmanagement in der Verwaltungsgerichts-
barkeit und gerichtsverbundene Mediation“ 
In der Sektion III („Verwaltungshandeln zwischen öffentlichen und privaten 
Akteuren“) besteht seit dem 1. Dezember 2003 ein Arbeitskreis zum Thema 
„Rechtsprechungsmanagement in der Verwaltungsgerichtsbarkeit und ge-
richtsverbundene Mediation“. Der Arbeitskreis (AK) verfolgt das Ziel, die in 
der Praxis vorfindlichen Ansätze zur Einführung der Mediation in die Verwal-
tungsgerichtsbarkeit wissenschaftlich zusammenzuführen und zu begleiten. 
1. In der konstituierenden Sitzung am 1.12.2003 konnten seine Initiatoren, 
Univ.-Prof. Dr. Rainer Pitschas und Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow, Direktor 
des FÖV, prominente auf dem Gebiet der Mediation tätige Experten aus 
Richterschaft und Wissenschaft begrüßen. Anschließend legten die Sit-
zungsleiter ihr wissenschaftliches Konzept für die Gestaltung des AK 
vor. 
2. Die zweite Sitzung, zu der ergänzend zum Mitgliederstamm des AK auch 
Interessenten mit einschlägigen Erfahrungen aus der Verwaltungspraxis 
und aus dem Bereich der Anwaltschaft eingeladen wurden, fand am 
27./28. Januar 2005 statt. 
3. Eine dritte Sitzung wurde mit der „2. Speyerer Führungswerkstatt“ am 
24./25. September 2007 verbunden. Besprochen wurden die Eignung 
und Reichweite der Mediation im „Konfliktfeld öffentliche Verwaltung“. 
4. Die vierte Arbeitskreissitzung fand in Verbindung mit der 4. Speyerer 
Führungswerkstatt vom 18. bis 20. März 2009 statt. Behandelt wurde 
die Nutzung der „internen“ Mediation als Führungsinstrument. 
5. Die fünfte Arbeitskreissitzung wurde mit dem Deutsch-Koreanischen 
Symposium zur Mediation im öffentlichen Sektor vom 9. bis 13. Septem-
ber 2009 an der DHV Speyer zu Zwecken des Verwaltungsrechtsver-
gleichs verbunden. 
6. Die sechste Arbeitskreissitzung fand in Verbindung mit der 5. Speyerer 
Führungswerkstatt vom 24. – 26. März 2010 statt. Gegenstand waren 
die Vorteile, die Mediation bei verwaltungsinternen Konfliktsituationen 
bietet. 
7. Die siebte Arbeitskreissitzung fand erneut in Verbindung mit der 7. 
Speyerer Führungswerkstatt vom 21. bis 23. März 2012 zu Thema „Öf-




und Konflikschlichtung bei zivilgesellschaftlicher Partizipation“ und der 
Diskussion des Entwurfs eines Mediationsgesetzes statt. Ihr Gegen-
stand war zugleich die Nutzung der Mediation als Instrument zur Füh-
rungskräfteentwicklung in öffentlichen Verwaltungen. 
8. Die 8. Arbeitskreissitzung fand in Verbindung mit der 8. Speyerer Füh-
rungswerkstatt vom 13. bis 15. März 2013 zum Thema „Bewältigung von 
Binnenkonflikten und Konfliktschlichtung im Verhältnis zur Zivilgesell-
schaft unter dem Mediationsförderungsgesetz“ statt. Sie widmete sich 
vor allem dem neuen Mediationsförderungsgesetz sowie dessen rechtli-
cher Struktur und Tragweite für die öffentliche Verwaltung. Angespro-
chen wurde vor allem die Verwaltungspraxis und die Reichweite des 
„neuen“ Mediationsgesetzes im Verwaltungsverfahren. 
Eine weitere Arbeitskreissitzung ist in Vorbereitung. Hierfür sollen einerseits 
die Ergebnisse der Auswertung des Hessischen Modellprojekts zur verwal-
tungsrichterlichen Mediation im Bundesland Hessen, das von Prof. Dr. Dr. h.c. 
R. Pitschas in Verbindung mit dem Hessischen VGH und Herrn Richter am 
Verwaltungsgericht H. Walther durchgeführt wurde, abgewartet werden. Mit 
ihnen ist im Sommer/Herbst 2014 zu rechnen. Aus der empirischen Untersu-
chung erwarten sich die Arbeitskreisteilnehmer umfassende Erkenntnisse 
darüber, welche Fallgruppen sich besonders für die Durchführung der güte-
richterlichen Verhandlung eignen würden. Zum anderen soll die nächste Ar-
beitskreissitzung mit der Durchführung einer bundesweiten Weiterbildungs-
veranstaltung zum Rechtsprechungsmanagement in der Verwaltungsge-
richtsbarkeit verbunden werden. Dabei würde im Vordergrund die Qualitäts-
sicherung der richterlichen Arbeit stehen, die sich auch auf den Bereich einer 
(späteren) alternativen Richtermediation erstrecken müsste. Prof. Dr. Dr. h.c. 
R. Pitschas hat darüber hinaus auf dem 16. Mediations-Kongress der Centrale 
für Mediation am 27./28. Juni 2014 in Berlin das Diskussionsforum „Alterna-
tive Konfliktlösung im öffentlich-rechtlichen Bereich“ moderiert. 
Veröffentlichungen: Rainer Pitschas, Gefährdet die Mediation im öffent-
lichen Bereich den Rechtsschutz – Mediation: Ein unzulässiger Deal?, in: Zeit-
schrift für Konfliktmanagement, Jg. 6, Heft 6/2007, S. 187-189; Rainer 
Pitschas, Neue Öffentlichkeit und „Local Governance“ im Zeitalter der politi-
schen Dezentralisierung – Aktualisierungsbedarfe der Kommunalverfassun-
gen in Deutschland, in: Jan Ziekow (Hrsg.), Entwicklungslinien der Verwal-
tungspolitik, Baden-Baden 2007, S. 61-81; Rainer Pitschas, Öffentlich-private 
Finanzierungs- und Kooperationsformen im Spannungsfeld zum Vorrangprin-




PPP: Öffentlich-private Partnerschaften. Erfolgsmodelle auch für den sozi-
alen Sektor?, Berlin 2007, S. 8-16; Rainer Pitschas, Local Self Government and 
Encouragement of Citizen Commitment in the Civil Society of Germany, in: 
Eung Kyuk Park/Walter Kilz (Eds.), Good Local Autonomy & Governance, 
Seoul 2007, pp. 30-43; Rainer Pitschas, Gestão do valor público. Um conceito 
de governação pública baseado no valor entre a economização e o bem 
comum, en: Juan Mozzicafreddo/João Salis Gomes e João S. Batista (organiz-
adores), Interesse Público, Estado e Administração, Lisboa 2007: Celta Edi-
tora, pp. 49-67; Rainer Pitschas/Harald Walther, Mediation im Verwaltungs-
verfahren und Verwaltungsprozess, Frankfurt 2008; Ziekow, Jan, Mediation 
im Kontext sich wandelnder Staatlichkeit, in: Public Land Law Review 47 
(2009), S. 13-32; Seok, J. H./Ziekow, Jan (Hrsg.), Mediation als Methode und 
Instrument der Konfliktmittlung im öffentlichen Sektor, Berlin 2011; Rainer 
Pitschas, Mediationsgesetzgebung zwischen Entlastung der Justiz und kolla-
borativer Governance, in: Zeitschrift für Gesetzgebung (ZG), 2011, H. 2, S. 
136-155; Rainer Pitschas, Mediation als kollaborative Governance, in: Die öf-
fentliche Verwaltung (DÖV), 2011, H. 9, S. 333-340; Rainer Pitschas/Harald 
Walther, Die Verwaltungsmediation – Erfahrungen aus Speyer, in: Die Wirt-






3.5  Sektionsübergreifender Programmschwerpunkt: 
Das Integrationsprogramm der Verwaltungsforschung  
– Theoretische und methodische Grundlagen 
Die Auseinandersetzung mit Theorien und Methoden ist allgemeiner Be-
standteil der in den Sektionen betriebenen Forschungsprojekte. Jedoch erfor-
dert der Auftrag zur Grundlagenforschung und die Lage der Verwaltungsfor-
schung einen besonderen theoretischen und methodischen Programm-
schwerpunkt. Zwei Grundsituationen der Forschung sind zu verzeichnen: 
zum einen eine genuine Verwaltungsforschung, die – unter Führung der Ver-
einigten Staaten von Amerika und ihrer über 100 Verwaltungsfakultäten und 
-institute – Erkenntnisse der Politischen Wissenschaft, der Management-
lehre, der Organisationssoziologie und sonst der Sozial-, Rechts- und Wirt-
schaftswissenschaften integriert; zum andern eine multidisziplinäre Verwal-
tungsforschung, die – signifikant in Deutschland – aus dem etablierten Fä-
cherkanon von Rechts-, Wirtschafts-, Sozialwissenschaften und Geschichts-
wissenschaft heraus operiert. Das FÖV kann demgegenüber von seinen An-
fängen an auf interdisziplinäre, auch transdisziplinäre Forschungsergebnisse 
verweisen. Heute wird das multidisziplinäre Forschungsverständnis in Eu-
ropa dadurch herausgefordert, dass die auf dem Kontinent wie in Großbritan-
nien tradierten Verwaltungsverhältnisse mit einem neuen öffentlichen Ma-
nagerialismus konfrontiert sind, was entsprechend auch auf wissenschaftli-
cher Ebene aufgearbeitet werden muss. So stößt man im angelsächsischen 
Raum, aber auch an Plätzen wie Florenz, Leuwen, Leiden, Oslo usw. auf wis-
senschaftliche Aktivitäten, die eher dem Typus genuiner Verwaltungsfor-
schung zuzurechnen sind.  
Das FÖV hat sich an dieser Art der Verwaltungsforschung vielfach betei-
ligt. Während aber andernorts interdisziplinäre und transdisziplinäre For-
schungen mit einem gewissen Wissenschaftspragmatismus betrieben wer-
den, muss man insbesondere in Deutschland mit verschärfter Theorie- und 
Methodenkritik rechnen, wenn man Disziplingrenzen überschreitet. Es be-
steht mithin jenseits von Implikationen der Projektforschung der Bedarf, der 
Theorie- und Methodendiskussion ein sektorübergreifendes Forum zu geben. 
Der Ausgangspunkt ist dabei die Multidisziplinarität der Verwaltungswissen-
schaften. Der Weg sind interdisziplinäre Integrationsleistungen mit schwieri-
gen theoretischen und methodischen Fragen, etwa: welches methodische Ni-
veau muss erreicht sein, um jenseits einer spezifischen empirischen Sozial-
forschung von einer empirisch orientierten integrativen Verwaltungsfor-




temtheorie, Diskurstheorie, Institutionentheorie – erweisen sich für integra-
tive Erkenntnisse der öffentlichen Verwaltung als fruchtbar usw.? Entspre-
chend der deutschen Wissenschaftstradition wird für viele die interdiszipli-
näre Öffnung auch das Ziel eines Integrationsprogramms der Verwaltungs-
wissenschaften sein. Andere mögen der alten Idee einer „Discipline-carre-
four“ oder einer transdisziplinären Forschung jenseits der Naturwissenschaf-
ten anhängen. Aber auch das sind Fragen, die auf einem Theorie- und Metho-
den-Forum zu diskutieren sind. Mittelbar kommt ein solches Grundlagenge-
spräch der Verwaltungspraxis zugute, denn das kulturelle Vorverständnis der 
öffentlichen Verwaltung ist nicht zuletzt wissenschaftsgeprägt, wie die Kon-
frontation von Legalismus und Managerialismus in der jüngsten Verwal-
tungsgeschichte belegt. 
3.5.1  Symposienreihe: Theoretische Aspekte der Verwaltungskultur 
Im Rahmen des sektionenübergreifenden Forschungsschwerpunkts wird eine 
Symposienreihe in einem Projektverbund zum Thema „Theoretische Aspekte 
der Verwaltungskultur“ durchgeführt. Die Symposienreihe steht unter der 
wissenschaftlichen Leitung von Herrn Univ.-Prof. Dr. Dr. Klaus König, Frau 
Univ.-Prof. Dr. Sabine Kropp, Herrn Univ.-Prof. Dr. Christoph Reichard, Herrn 
Univ.-Prof. Dr. Karl-Peter Sommermann und Herrn Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow. 
Die Symposien teilen sich auf in  
1. Theoretische Aspekte einer managerialistischen Verwaltungskultur, 
2. Theoretische Aspekte einer legalistischen Verwaltungskultur, 
3. Theoretische Aspekte einer zivilgesellschaftlichen Verwaltungskultur und  
4. Theoretische Aspekte einer europäisch-pluralistischen Verwaltungskul-
tur. 
Vom 2. bis 3. November 2006 trafen sich die Mitglieder des interdisziplinär 
orientierten Arbeitskreises „Theoretische Aspekte der Verwaltungskultur“, 
dem namhafte, mit dem Gegenstand der öffentlichen Verwaltung befasste 
Wissenschaftler angehören, unter der Leitung von Herrn em. Prof. Dr. Dr. 
Klaus König (Speyer) und Herrn em. Prof. Dr. Christoph Reichard (Potsdam) 
zum ersten Symposium des Arbeitskreises mit dem Titel „Theoretische As-
pekte einer managerialistischen Verwaltung“. Die Verhandlungen des Ar-
beitskreises sind inzwischen im Speyerer Forschungsbericht 254: „Klaus Kö-
nig/Christoph Reichard (Hrsg.), Theoretische Aspekte einer managerialisti-
schen Verwaltungskultur“ veröffentlicht. Das zweite Symposium des Arbeits-




König und Prof. Dr. Sabine Kropp statt. Die Ergebnisse wurden im Speyerer 
Forschungsbericht 263 publiziert: „Klaus König/Sabine Kropp (Hrsg.), Theo-
retische Aspekte einer zivilgesellschaftlichen Verwaltungskultur“.  
Das Symposium „Theoretische Aspekte einer europäisch-pluralistischen 
Verwaltungskultur“ fand vom 5. bis 6. Mai 2011 unter der Leitung von Prof. 
Dr. Dr. Klaus König,  Prof. Dr. Sabine Kuhlmann und Prof. Dr. Dr. h.c. Karl-Peter 
Sommermann statt. Das Symposium über „Theoretische Aspekte einer lega-
listischen Verwaltungskultur“ wurde am 8. und 9. Juni 2012 unter Leitung von 
Prof. Dr. Dr. Klaus König und Prof. Dr. Jan Ziekow durchgeführt. Ein Sammel-
band, der sämtliche Publikationen der vier Symposien enthält, ist Ende April 
2014 unter dem Titel „Klaus König/Sabine Kropp/Sabine Kuhlmann/Christoph 
Reichard/Karl-Peter Sommermann/Jan Ziekow (Hrsg.), Grundmuster der Ver-
waltungskultur. Interdisziplinäre Diskurse über kulturelle Grundformen der 





4.  Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
Die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses zählt seit jeher zu den 
zentralen Aufgaben des Forschungsinstituts. Deshalb wird jeder Forschungs-
referentin bzw. jedem Forschungsreferenten neben der Projektarbeit die 
Möglichkeit einer Promotion angeboten, von der die Mehrheit unserer Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter Gebrauch macht. 
Letzte Dissertationen: 
 Christian Bauer, Untersuchung des Regulierungsverhaltens der Bundes-
netzagentur und der Landesbehörden bei der Regulierung des Zugangs 
zu den Gasversorgungsnetzen, Deutsche Universität für Verwaltungswis-
senschaften Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Eberhard Bohne, 30. Januar 
2014. 
 Robert Piehler, E-Government: Post Akzeptanz und Servicequalität – Em-
pirische Überprüfung eines multitheoretischen Ansatzes am Beispiel 
kommunaler E-Government-Portale, Deutsche Universität für Verwal-
tungswissenschaften Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Bernd W. Wirtz, 
11. Dezember 2013. 
 Insa Pruisken, Fusionen im institutionellen Feld der Hochschulen und Wis-
senschaft, Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer, 
Betreuerin: Univ.-Prof. Dr. Dorothea Jansen, 9. Dezember 2013. 
 Andreas Glöckner, Konzeptionelle Fundamente der Neuen Öffentlichen 
Rechnungslegung – Interessenkonflikte, Zweckkonzeption und daraus 
abgeleitete Prinzipien, Deutsche Universität für Verwaltungswissen-
schaften Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Holger Mühlenkamp, 23. Okto-
ber 2013. 
 Linda Mory, Corporate Social Responsibility, Deutsche Universität für 
Verwaltungswissenschaften, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Bernd W. Wirtz, 
7. Oktober 2013. 
 Katharina Kloke, Qualitätsentwicklung an deutschen Hochschulen. Eine 
professionstheoretische Untersuchung eines neuen Tätigkeitsfeldes, 
Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer, Betreuer: 
Univ.-Prof. Dr. Georg Krücken, 19. Juni 2013. 
 Steffen Walther, Reformen der Beamtenversorgung aus ökonomischer 
Perspektive, Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften 




 Regina von Görtz, Governance von Forschungsnetzwerken. Eine empiri-
sche Untersuchung deutscher Forschungsgruppen aus Astrophysik, Na-
nowissenschaft und Volkswirtschaftslehre, Deutsche Universität für Ver-
waltungswissenschaften Speyer, Betreuerin: Univ.-Prof. Dr. Dorothea Jan-
sen, 20. März 2013. 
 Julia Fleischer, Policy Advice and Institutional Politics: A Comparative 
Analysis of Germany and Britain, Universität Potsdam, Betreuer: Univ.-
Prof. Dr. Werner Jann, 19. Dezember 2012. 
 Matthias Damm, Die Rezeption des italienischen Faschismus in der Wei-
marer Republik, Technische Universität Chemnitz, Betreuer: Univ.-Prof. 
Dr. Eckhard Jesse, 12. Dezember 2012. 
 Csongor Aron Buzogány, „Is there an Eastern Syndrome?” Conditionality, 
compliance and state-society relations in Central and Eastern Europe, 
Freie Universität Berlin, Betreuerin: Univ.-Prof. Dr. Tanja Börzel, 18. Juni 
2012.  
 Stefan Preller, Nachhaltige Finanzierung der Zusatzversogung im öffentli-
chen Dienst, Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften 
Speyer, Betreuerin: Univ.-Prof. Dr. Gisela Färber, 7. Mai 2012. 
 Christian Jock, Das Instrument der Fachaufsicht – rechtliche und verwal-
tungswissenschaftliche Probleme und potenzielle Weiterentwicklungen, 
Deutsche Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, Betreuer: 
Univ.-Prof. Dr. Hermann Hill, 7. Dezember 2011. 
 Mike Weber, Informierte Gründungsförderung, Die Bedeutung von Me-
chanismen der Informationsvermittlung für  die Erklärung des Erfolgs neu 
gegründeter Betriebe, Deutsche Hochschule für Verwaltungswissen-
schaften Speyer, Betreuerin: Univ.-Prof. Dr. Dorothea Jansen, 19. Mai 
2011. 
 Tim Jäkel, Arbeitsmarktreformen. Eine empirisch-vergleichende Analyse 
für 16 westeuropäische Länder 1950 bis 2008, Ruprecht-Karls-Universi-
tät Heidelberg, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Uwe Wagschal, 23. Februar 
2011. 
 Sebastian Ullrich, Internetbasierte Internationalisierung – Entscheidungs-
findung, Umsetzung und Erfolgsmessung, Deutsche Hochschule für Ver-
waltungswissenschaften Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Bernd W. Wirtz, 




 Richard Heidler, Evolution und Struktur von Wissenschaftsnetzwerken am 
Beispiel der Astrophysik, Deutsche Hochschule für Verwaltungswissen-
schaften Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Dorothea Jansen, 28. Oktober 
2010. 
 Sven Barnekow, Strategien kommunaler Energieversorger unter volatilen 
Marktbedingungen. Eine Analyse sozio-technischer Transformationen, 
Deutsche Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, Betreuer: 
Univ.-Prof. Dr. Dorothea Jansen, 8. Juni 2009. 
 Stefan Ittner, Fighting Corruption in Africa – A Comparative Study of 
Uganda and Botswana, Deutsche Hochschule für Verwaltungswissen-
schaften, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Hans Herbert von Arnim, 18. März 
2009.  
 Benedikt Speer, Grenze und grenzüberschreitende Zusammenarbeit im 
historischen Kontext – eine explorative politikwissenschaftliche Fallstu-
die zum Pyrenäenraum, Deutsche Hochschule für Verwaltungswissen-
schaften Speyer, Betreuer: em. Univ.-Prof. Dr. Carl Böhret, 18. Dezember 
2008. 
 Martin-Peter Oertel, Der Erschließungsvertrag mit der kommunalen Ei-
gengesellschaft – Zulässigkeit und Grenzen der Beauftragung als „Drit-
ter“ im Sinne von § 124 BauGB, Deutsche Hochschule für Verwaltungs-
wissenschaften Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow, 15. Dezem-
ber 2008. 
 Silke Löhr, Prozessgrundrechte in Deutschland, Frankreich und England – 
Eine rechtsvergleichende Untersuchung, Deutsche Hochschule für Ver-
waltungswissenschaften Speyer, Betreuer: em. Univ.-Prof. Dr. Dr. Detlef 
Merten, 11. September 2008. 
 Heide Klug, Hochschulreformen und Informationssysteme. Organisation 
– Personen – Technik, Deutsche Hochschule für Verwaltungswissen-
schaften Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Dorothea Jansen, 30. Juli 2007. 
 Alexandra Unkelbach, Rechtsschutz gegen Gremienentscheidungen und 
Entscheidungen mit Gremienbeteiligung, Deutsche Hochschule für Ver-
waltungswissenschaften Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Karl-Peter Som-
mermann, 2. Februar 2007. 
 Sabine Frenzel, Stromhandel und staatliche Ordnungspolitik, Deutsche 
Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, Betreuer: Univ-Prof. 




 Felix Hermonies, Der Leistungsauftrag im rheinland-pfälzischen Haus-
haltsrecht, Deutsche Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, 
Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Hermann Hill, 21. Januar 2006. 
 Sebastian Wolf, Institutionelle Balance und Integration. Horizontale 
Machtverschiebungen in europäisierten Regierungssystemen, Techni-
sche Universität Darmstadt, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Heidrun Abromeit, 
6. Dezember 2005.  
 Stefan Werres, Grundrechtsschutz in der Insolvenz, Deutsche Hochschule 
für Verwaltungswissenschaften Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Dr. Det-
lef Merten, 12. September 2005. 
 Martin Schurig, Politikfinanzierung in Frankreich, Deutsche Hochschule 
für Verwaltungswissenschaften Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Hans 
Herbert von Arnim, 27. Juli 2005. 
 Andrea Nesseldreher, Entscheiden im Informationszeitalter, Deutsche 
Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, Betreuer: Univ. Prof. 
Dr. Hermann Hill, 26. Juli 2005. 
 Alexander Windoffer, Die Klärungsbedürftigkeit und –fähigkeit von 
Rechtsfragen in verwaltungsgerichtlichen Verfahren des einstweiligen 
Rechtsschutzes, Deutsche Hochschule für Verwaltungswissenschaften 
Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow, 31. Januar 2005. 
Letzte Habilitationen: 
 Rahel Schomaker, Characteristics and Institutional Determinants of Eco-
nomics Performance in the Middle East and North Africa, Deutsche Uni-
versität für Verwaltungswissenschaften Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. 
Dr. h.c. Andreas Knorr, 12. November 2012. 
 Alexander Windoffer, Verfahren der Folgenbewertung als Instrument der 
rechtlichen Sicherung von Nachhaltigkeit, Deutsche Hochschule für Ver-
waltungswissenschaften Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow, 24. 
Januar 2011. 
 Thorsten Siegel, Entscheidungsfindung im Verwaltungsverbund. Horizon-
tale Entscheidungsvernetzung und vertikale Entscheidungsstufung im na-
tionalen und europäischen Verwaltungsverbund, Deutsche Hochschule 
für Verwaltungswissenschaften Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Jan Zie-




 Jörn von Lucke, Hochleistungsportale, Deutsche Hochschule für Verwal-
tungswissenschaften Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Heinrich Reiner-
mann, 19. Juli 2007. 
 Gottfried Konzendorf, Reform in der Übergangsgesellschaft – Ein Beitrag 
zur Theorie der Reform, Deutsche Hochschule für Verwaltungswissen-
schaften Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Carl Böhret, 25. Januar 2005. 
 Christian Koch, Verwaltungsrecht im Europäischen Verfassungsverband – 
auf dem Weg zu einem Recht der Integrationsverfahren, Deutsche Hoch-
schule für Verwaltungswissenschaften Speyer, Betreuer: Univ.-Prof. Dr. 





5.  Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
Um unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die Verein-
barkeit von familiären Aufgaben mit den beruflichen Anfor-
derungen zu erleichtern, hat das FÖV am „audit berufund-
familie“ teilgenommen, das von der gemeinnützigen Hertie-
Stiftung unterstützt und von führenden deutschen Wirt-
schaftsverbänden BDA, BDI, DIHK und ZDH empfohlen 
wird. 
Für den Erhalt des Qualitätssiegels hatte sich das FÖV zuvor einem ein-
gehenden Auditierungsverfahren unterzogen, in dem der Status quo der be-
reits angebotenen Maßnahmen zur besseren Balance von Beruf und Familie 
erfasst, das betriebsindividuelle Potenzial systematisch entwickelt und maß-
geschneiderte familienbewusste Maßnahmen geschaffen und eingeführt 
wurden. Mit verbindlichen Zielvereinbarungen sorgt das Audit dafür, dass Fa-
milienbewusstsein in der Unternehmenskultur verankert wird. 
Im Mai 2012 wurde das FÖV schließlich erfolgreich zertifiziert und im Juni 
nahm unsere Geschäftsführerin Dr. Margrit Seckelmann an der offiziellen Ver-
leihung in Berlin teil.  
Im Rahmen des Audits wurde ein mobiles Eltern-Kind-Zimmer ange-
schafft, Umfragen zu Arbeitszeit und Arbeitsort unter den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern durchgeführt, um die Grundlage für ein neues flexibles Ar-
beitszeitmodell zu bilden, die Familienfreundlichkeit in das Leitbild aufge-
nommen, eine familienfreundlichere Umgestaltung des Forschungskolloqui-
ums umgesetzt, der Gleichstellungsplan überarbeitet, eine Dienstvereinba-
rung zur Führung von Mitarbeiterinnen- und Mitarbeitergesprächen getrof-
fen und ein Leitfaden für Telearbeit erstellt. Im laufenden Jahr sowie in den 






6.  Veranstaltungen 
Das Institut stellt sich der Öffentlichkeit von Verwaltungswissenschaften und 
Verwaltungspraxis durch Veranstaltungen, zu denen auch oftmals Experten 
aus der Praxis in die wissenschaftlichen Beratungen einbezogen werden.  
Drei Formen kennzeichnen das Veranstaltungsprogramm: Forschungskol-
loquien, Forschungsseminare und in begrenztem Umfang Arbeitstagungen. 
Neben Veranstaltungen im nationalen Rahmen führt das Forschungsinstitut 
auch internationale Symposien und Tagungen durch. 
6.1  Forschungskolloquien 
Die Forschungskolloquien sind ein Instrument der interdisziplinären Vernet-
zung der Institutsarbeit. An den Kolloquien nehmen die Mitglieder und Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter des Instituts sowie als Gäste die wissenschaft-
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Universität und gelegentlich 
Vertreter von Wissenschaft und Praxis teil. Regelmäßig werden auch auslän-
dische oder sonstige auswärtige Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
zu einem Gastvortrag eingeladen. Für die Mitglieder und die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter des Instituts dient das Kolloquium nicht nur dazu, sich 
frühzeitig der Kritik zu stellen und gegebenenfalls rechtzeitig Korrekturen 
vorzunehmen, sondern auch dem interdisziplinären Gespräch im Allgemei-
nen.  
Die Struktur des FÖV-Forschungskolloquiums wurde im Sommersemes-
ter – federführend von Univ.-Prof. Dr. Sabine Kropp – grundlegend überarbei-
tet. Es setzt sich nun aus drei Säulen zusammen: der eintägigen Blockveran-
staltung, mit der das FÖV auch seine Familienfreundlichkeit effektivieren will 
(durch Vermeidung von Abendterminen), einer nun regelmäßigen Methoden-
weiterbildung durch Externe sowie den Gastvorträgen. 
Die Blockveranstaltung dient der Präsentation und Diskussion von Pro-
jekten, die gerade angelaufen sind, oder solchen, die kurz vor dem Abschluss 
stehen. Ebenso können diejenigen, die gerade Diskussionsbedarf haben, prä-
sentieren. Auch können geplante Projekte oder Projektverbünde oder Ent-
würfe von Drittmittelprojekten in diesem Rahmen diskutiert werden. Externe 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sind als Diskutantinnen bzw. Dis-
kutanten herzlich willkommen, der Gastvortrag steht diesen ebenso wie den 





6.1.1  Sommersemester 2012 
Im Sommersemester 2012 wurde ein Antragsworkshop für Juristinnen und 
Juristen durchgeführt, bei dem Univ.-Prof. Dr. Klaus Günther (Goethe Univer-
sität Frankfurt, Co-Sprecher des Exzellenzclusters „Die Herausbildung nor-
mativer Ordnungen“) in die Kunst des Antragstellens bei der DFG und ande-
ren Forschungsförderungsorganisationen einführte. 
6.1.2  Wintersemester 2012/2013 
Blockveranstaltung  
Vorstellung und Pla-
nung von Projekten 
Methodenausbildung Gastvorträge 
Montag,  
3. Dezember 2012, 
ab 10 Uhr bis max.  
18 Uhr, mit Pausen 
Antragsworkshop  
Sozialwissenschaften 
Prof. Dr. Oscar W.  
Gabriel, Uni Stuttgart 
Donnerstag,  
6. Dezember, ab 11 
Uhr 
Bundesverfassungsrich-






ber, 17.30 Uhr 
 MAXQDA-Workshop 
Claus Stefer,  
Uni Marburg 
Donnerstag, 17. und  
Freitag, 18. Januar 
2013, jeweils ab 9 bis  
ca. 17 Uhr 





beteiligung in der 
Schweiz” 
Dienstag, 20. November 
2012, 14.00 Uhr 
Im Wintersemester findet im Rahmen des von Frau Univ.-Prof. Dr. Sabine 
Kropp geleiteten Forschungskolloquium ein Workshop (primär) für Sozialwis-
senschaftler statt, der bei Interesse aber auch für Interessenten anderer Dis-
ziplinen geöffnet werden kann. Daneben ist ein zweitägiger MAXQDA-
Workshop vorgesehen, der sich der logischen Strukturierung von großen 
Textmengen (Dokumenten, Quellen, Expertengesprächen etc.) widmet und 




erste Tag wird der Einführung dienen, im zweiten Tag geht es auch um elabo-
riertere Methoden und um „mixed methods“. 
6.1.3  Sommersemester 2013 
Blockveranstaltung  
Vorstellung und Pla-
nung von Projekten 
Methodenausbildung Gastvorträge 
Montag,  
8. Juli 2013, 
ab 10 Uhr bis 13 Uhr 
Antragsworkshop  
Sozialwissenschaften 
Prof. Dr. Oscar W.  
Gabriel, Uni Stuttgart 
Mittwoch,  
26. Juni 2013, ab 10 
Uhr 
Prof. Dr. Gerhard Ham-
merschmid, Hertie 
School of Governance 
Berlin 
„Public Sector Reform in 
Germany – Sichtweisen 
und Erfahrungen von 
Führungskräften“  
Montag, 17. Juni, 11 Uhr 
Im Sommersemester findet im Rahmen des von Herrn Univ.-Prof. Dr. Her-
mann Hill geleiteten Forschungskolloquium ein Workshop (primär) für Sozi-
alwissenschaftler statt, der bei Interesse aber auch für Interessenten anderer 
Disziplinen geöffnet werden kann.  
6.1.4  Wintersemester 2013/2014 und Sommersemester 2014 
Das Forschungskolloquium des FÖV, das bislang der Präsentation und Dis-
kussion von Thesen und (ersten) Arbeitsergebnissen aus den Forschungspro-
jekten diente, wird derzeit im Hinblick auf eine strukturierte (Post-)Dokto-
randenausbildung ausgebaut und in didaktischer Hinsicht um einen Erwerb 
von rhetorischen, publizistischen und methodischen Fähigkeiten ergänzt. 




7.  Nationale und internationale Beziehungen 
Das Forschungsinstitut unterhält zahlreiche Kontakte zu in- und ausländi-
schen Wissenschaftlern und wissenschaftlichen Einrichtungen. So ist das 
FÖV Teil einer Vielzahl von Netzwerken auf nationaler und internationaler 
Ebene. Neben formellen Kooperationsvereinbarungen zu derartigen For-
schungsinstituten und –organisationen richtet es Tagungen mit internatio-
nalem Teilnehmerkreis aus und wird von Delegationen ausländischer For-
schungseinrichtungen oder auch Regierungsstellen besucht, die sich über die 
Arbeit des Instituts und den Stand der Forschung informieren. Zur Pflege na-
tionaler und internationaler Beziehungen tragen überdies Gastvorträge, der 
Aufenthalt von Gastforschern am Institut sowie Vorträge von Mitgliedern 
des Instituts im In- und Ausland über ihre Forschungsergebnisse bei.  
7.1  Aufbau und Pflege von Netzwerken 
Einen zentralen systematischen Ansatz zur Vernetzung mit externen For-
schern bildet die Einrichtung von Arbeitskreisen (s.o. 3.3.5). Im Kontext der 
Gründung des Zentrums für Wissenschaftsmanagements (s.u. 8.2) steht die 
Etablierung einer ortsverteilten Forschergruppe „Internationale Wettbe-
werbsfähigkeit und Innovationsfähigkeit von Universitäten und Forschungs-
organisationen – Neue Governanceformen“, die von Univ.-Prof. Dr. Dorothea 
Jansen koordiniert wurde.  
Im Hinblick auf die Verwaltungspraxis besteht mit der von Univ.-Prof. Dr. 
Hermann Hill geleiteten Wissenschaftlichen Dokumentations- und Transfer-
stelle für Verwaltungsmodernisierung in den Ländern (WiDuT) (s.o. 4.1) seit 
1996 ein Netzwerk aus Kooperationspartnern in den Staatskanzleien, Innen-
ministerien und Finanzministerien der Länder. Dieses setzt sich zusammen 
aus den jeweiligen Modernisierungsbeauftragten, mit denen WiDuT kommu-
niziert und im Rahmen seiner Transferaufgabe u.a. durch die regelmäßige 
Veranstaltung von Arbeitstagungen die Behandlung modernisierungsrele-
vanter Fragestellungen initiiert, koordiniert und moderiert. 
Das FÖV ist Mitglied des Transatlantic Policy Consortium (TPC). Das TPC 
ist ein Netzwerk von derzeit knapp 40 europäischen und nordamerikanischen 
Universitäten und Forschungsinstitutionen auf dem Gebiet der Verwaltungs-
wissenschaften, das im Jahr 1998 gegründet wurde und dessen Mitglieder je 
zur Hälfte aus den USA und der Europäischen Union kommen. Das TPC ver-
anstaltet jährlich eine wissenschaftliche Tagung in den USA oder Europa. Das 




(TPC) beigetreten. Der Kontakt zu diesem Netzwerk wird für das FÖV von 
Herrn Prof. Dr. Eberhard Bohne, M.A. gepflegt. 
Vom 30.-31. Mai 2013 fand in Den Haag eine TPC-Konferenz zum Thema 
„Transatlantic Perspectives in Public Affairs: Technology, Safety, Security“ 
statt. Im Rahmen der Konferenz fanden sechs Panels zu den unterschiedli-
chen Perspektiven des Konferenzthemas statt. Im Rahmen des Panels zum 
Thema “Energy and Environment: Towards Adaptive Governance“ haben 
Prof. Dr. Eberhard Bohne, M.A. zum Thema „Regulation as a „War on the In-
formal“: Can the War be Won?“ und Katerina Potapova zum Thema „Gas mar-
ket regulation in Russia: non discriminatory access to the gas transportation 
system“ vorgetragen. Dr. Jesse Lehrke hat im Rahmen des Panels zum Thema 
„Public Resilience, Emergency Preparedness: Building Capacities to Bounce 
Back” einen Vortrag zum Thema „Terrorism Alerts, Target Transferrence and 
Implications for Counter-terrorism: Evidence from the 2010 Europe-wide 
Terrorism alert“ gehalten. Er war außerdem Co-Chair des Panels zum Thema 
„Sustainable Markets: Entrepreneurship, R&D, and Innovation Policy“. 
Das Forschungsnetzwerk „Public Contracts in Legal Globalization“ 
(www.public-contracts.net) 
Das internationale Forschungsnetzwerk „Public Contracts in Legal Globalisa-
tion“ (PCLG) widmet sich der Rechtsvergleichung im Bereich des Verwal-
tungsvertragsrechts, sowie verwandten (verwaltungs-)rechtlichen Themen. 
Im Jahr 2007 von den französischen Professoren Jean-Bernard Auby (Sciences 
Po Paris) und Rozen Noguellou (Université Paris Est – Créteil) gegründet, zählt 
das Netzwerk heute über 200 Wissenschaftler und Praktiker aus über 40 Län-
dern sowie mehrere Angehörige internationaler Organisationen. Das Netz-
werk organisiert mehrere Tagungen im Jahr, produziert Sammelwerke4, stellt 
eine Datenbank bereit und gibt ein internationales elektronisches Journal 
heraus (siehe mehr unter www.public-contracts.net). Die Arbeit des Netz-
werks wurde kürzlich in der Zeitschrift International and Comparative Law 
Quaterly als Pionierarbeit im Bereich der Verwaltungsrechtsvergleichung ge-
würdigt5. Koordinatoren des Netzwerks sind neben dem Lehrstuhl „Mutations 
de l'action publique et du droit public“ (Sciences Po Paris) die Mitglieder eines 
                                               
4  Siehe z.B. das im Rahmen des FÖV-Projekts „Europäisierung des Verwaltungsvertragsrechts“ entstan-
dene Sammelwerk Rozen Noguellou/Ulrich Stelkens (Hrsg.), Droit comparé des Contrats Publics/Com-
parative Law on Public Contracts, Bruylant, Brüssel, 2010, 1012 S. 
5 Janina Boughey, "Administrative Law: the Next Frontier for Comparative Law", in International and Com-




siebenköpfigen Lenkungsausschusses, dem auch Ulrich Stelkens (FÖV Speyer) 
angehört. Der Auf- und Ausbau der Netzwerkarbeit wurde wesentlich durch 
die Arbeit im Rahmen des FÖV-Projekts „Europäisierung des Verwaltungs-
vertragsrechts“ (Laufzeit: 01.11.2008 – 31.08.2013, mit Unterbrechung vom 
01.07. – 31.12.2012) unterstützt. 
Das Forschungsnetzwerk ReNEUAL (www.reneual-eu) 
Das Forschungsnetzwerk „ReNEUAL – Research Network on EU Administra-
tive Law“ hat sich zum Ziel gesetzt, eine Modellkodifikation des EU-
Eigenverwaltungsverfahrensrechts, also sozusagen ein „EU-VwVfG“ zu ent-
werfen. Diese Arbeit läuft parallel zur Initiative des EU-Parlaments, ein ent-
sprechendes Gesetz auf den Weg zu bringen6, und wird insbesondere vom 
Europäischen Bürgerbeauftragten unterstützt, der im März 2012 in Brüssel 
eine erste Konferenz zur Diskussion des ReNEUAL-Projekts mit Vertretern 
der EU-Institutionen organisierte. Im Frühjahr 2014 wird eine weitere Konfe-
renz stattfinden, um den ersten Entwurf des „EU-VwVfG“ vorzustellen, der 
intern aktuell schon vorliegt und diskutiert wurde. 
Die Mitglieder von ReNEUAL sind in vier Arbeitsgruppen organisiert – 
„Rulemaking“, „Single case decision making“, „Contracts“ und „Information 
management“. Ulrich Stelkens (FÖV Speyer) leitet zusammen mit Jean-Ber-
nard Auby (Sciences Po Paris) und Jacques Ziller (Universität Pavia) die Ar-
beitsgruppe „Contracts“, die das Kapitel zu Verträgen für das „EU-VwVfG“ 
erarbeitet hat. Insofern baut die Arbeit von ReNEUAL auch auf der Arbeit im 
Rahmen des FÖV-Forschungsprojekts „Europäisierung des Verwaltungsver-
tragsrechts“ und des internationalen Forschungsnetzwerks „Public Contracts 
in Legal Globalization“ auf. 
EU-weites Netzwerk zur Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie 
Im Rahmen des von der Fritz Thyssen Stiftung (Tagungsförderung) geförder-
ten Projekts „Die Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie in Europa“, 
Projektleitung: Ulrich Stelkens und Wolfgang Weiß, Bearbeiter: Michael Mirsch-
berger, FÖV/DHV Speyer, Laufzeit: 15.07.2009 – 30.09.2010, wurde ein EU-
                                               
6 Siehe die Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. Januar 2013 mit Empfehlungen an die 






weites Netzwerk zur Erforschung der Umsetzung der Dienstleistungsrichtli-
nie aufgebaut. 
Die Arbeit des Netzwerks zielte darauf ab, anhand der Dienstleistungs-
richtlinie aufzuzeigen, wie einheitlich oder unterschiedlich die Umsetzung 
von verwaltungsstrukturändernden europäischen Sekundärrechtsakten in 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union erfolgt. Die deutsche Umset-
zungsstrategie wurde im Lichte der Umsetzung anderer Mitgliedstaaten be-
trachtet und bewertet, zusätzlich wurden Rückschlüsse auf ein evtl. der 
Dienstleistungsrichtlinie zugrunde liegendes mitgliedstaatliches Verwal-
tungsleitbild gezogen. In dem Netzwerk waren 39 Teilnehmer aus den (da-
mals) 27 EU-Mitgliedstaaten beteiligt, die am 29./30.04.2010 zu einem von 
der Fritz Thyssen Stiftung geförderten Symposium in Speyer eingeladen wa-
ren. 
Dazu auch: Stelkens, Ulrich (Hrsg.), zusammen mit Wolfgang Weiß und Mi-
chael Mirschberger, The Implementation of the EU Services Directive – Trans-
position, Problems and Strategies, T.M.C. Asser Press/Springer, Februar 
2012, 665 Seiten. 
7.2  Kooperationsvereinbarungen 
Das FÖV ist über eine am 25. Januar 1996 unterzeichnete Kooperationsver-
einbarung mit dem Karlsruher Institut für Technologie (KIT) (ehemals For-
schungszentrum Karlsruhe – Technik und Umwelt) verbunden. Damit wurde 
die bereits vorher bestehende intensive Zusammenarbeit auf eine förmliche 
Grundlage gestellt. Formen der Zusammenarbeit sind insbesondere die 
Durchführung gemeinsamer Forschungsprojekte und wissenschaftlicher Ver-
anstaltungen sowie die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses. Er-
gänzt wird die Vereinbarung aus dem Jahre 1996 durch einen am 7. Oktober 
2002 unterzeichneten Kooperationsvertrag auf dem Gebiet des Wissen-
schaftsmanagements. 
Das Forschungsinstitut hat am 14. Mai 2003 einen Kooperationsvertrag 
mit dem Landtag Rheinland-Pfalz unterzeichnet. In diesem Vertrag verpflich-
ten sich das FÖV und die Landtagsverwaltung des Landes Rheinland-Pfalz zu 
einer engen Zusammenarbeit inhaltlicher und personeller Art. Dritte Ver-
tragspartei ist die DHV Speyer. Im Rahmen des Kooperationsvertrags werden 
auch die Kontakte zu weiteren in- und ausländischen Parlamenten intensi-
viert. In Zusammenhang mit der Kooperationsvereinbarung steht auch eine 





Seit April 2004 kooperiert die von Univ.-Prof. Dr. Hermann Hill geleitete 
Wissenschaftliche Dokumentations- und Transferstelle für Verwaltungsmo-
dernisierung in den Ländern (WiDuT) (s.u. 4.1) mit dem Unterausschuss All-
gemeine Verwaltungsorganisation des Arbeitskreises VI der Innenminister-
konferenz. Hierdurch soll die von WiDuT betriebene Dokumentation zur Ver-
waltungsmodernisierung mittels Online-Datenbank um aktuelle Materialien 
und Dokumente des Unterausschusses erweitert werden. Zudem wird auf 
dieser Grundlage im 2-Jahres-Rhythmus (erstmals in 2004) eine länderüber-
greifende Dokumentation der Modernisierungsprozesse in den Verwaltun-
gen des Bundes und der Länder als Speyerer Forschungsbericht herausgege-
ben. Die neueste Ausgabe des Berichts zu den Aktivitäten auf dem Gebiet der 
Staats- und Verwaltungsmodernisierung in den Ländern und beim Bund im 
Zeitraum 2008/2010 ist 2011 erschienen. Die exklusiv für die Kooperations-
partner von WiDuT eingerichtete Datenbank bietet mittlerweile Zugriff auf 
fast 1400 Dokumente zur Verwaltungsmodernisierung, viele im Volltext, und 
ist damit wesentliches Service-Element von WiDuT. 
Mit der Escola d'Administració Pública de Catalunya, Barcelona (Spanien), 
besteht seit 1987 ein Abkommen über Zusammenarbeit, das sich auf die ge-
genseitige Information über die Forschung auf dem Gebiet der Verwaltungs-
wissenschaften, die regelmäßige Veranstaltung gemeinsamer Seminare und 
anderer wissenschaftlicher Veranstaltungen über die öffentliche Verwaltung 
sowie den Austausch von Mitarbeitern und Veröffentlichungen erstreckt. Die 
letzte gemeinsame Tagung fand vom 23. bis 25. Mai 2013 in Speyer statt. Sie 
war dem Thema „Gute Rechtsetzung“ gewidmet. – Regelmäßige Kontakte un-
terhält das Forschungsinstitut auch zum Instituto Nacional de Administración 
Pública (INAP) in Madrid, das dem spanischen Ministerium für öffentliche 
Verwaltung angegliedert ist. Die wissenschaftliche Verbindung findet vor al-
lem im Rahmen von Tagungen und dem systematischen Austausch von Pub-
likationen statt. 
Auch zum Internationalen Institut für Verwaltungswissenschaften, Brüssel 
(Belgien), dessen Mitglied das FÖV ist, unterhält das Forschungsinstitut enge 
Beziehungen. Univ.-Prof. Dr. Dr. Klaus König war bis 2001 Vizepräsident des 
Instituts und später Vizepräsident der Deutschen Sektion. Im Rahmen der Zu-
sammenarbeit finden regelmäßig gemeinsame Tagungen statt, so die Tagung 
der Deutschen Sektion des IIAS unter der wissenschaftlichen Leitung des Di-
rektors des FÖV, Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow, vom 18. bis 19. Oktober 2013 in 
Speyer zum Thema „Bewerten und Bewertet-Werden – Wirkungskontrolle 




Institution über einen Sitz im Vorstand der Deutschen Sektion. Derzeit ist 
Herr Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow Präsident der Deutschen Sektion. 
Über Frau Univ.-Prof. Dr. Gisela Färber, kooperiert das FÖV mit der Associ-
ation of Local Public Economic Studies (ALPES), Ferrara (Italien).  
Am 28. September 2004 unterzeichneten Univ.-Prof. Dr. Dr. h.c. Karl-Pe-
ter Sommermann (in Vertretung des Direktors des Forschungsinstituts) und 
der Rektor der Brasilianischen Bundesuniversität Fluminense, Univ.-Prof. 
Cícero Mauro Fialho Rodrigues, einen Kooperationsvertrag, an dem auch die 
Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer beteiligt ist. Der 
seit dem Jahr 2000 bestehende wissenschaftliche Austausch, der auf brasili-
anischer Seite von Bundesrichter Univ.-Prof. Dr. Ricardo Perlingeiro Mendes da 
Silva und auf Speyerer Seite von Herrn Univ.-Prof. Dr. Karl-Peter Sommermann 
initiiert wurde, fand seitdem in wissenschaftlichen Veranstaltungen in Brasi-
lien und Deutschland unter Einbeziehung der Justiz- und Verfassungsge-
richtsbarkeit beider Länder, darunter ein Bundesverfassungsrichter und der 
Präsident des Bundesverwaltungsgerichts, Gestalt. Nachdem zunächst eine 
Forschergruppe unter der Leitung der Universitätsprofessoren Sommermann 
und Perlingeiro in mehreren durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft und 
die brasilianische Partnerorganisation CAPES geförderten Seminaren syste-
matisch rechtliche und verwaltungskulturelle Bedingungen eines effektiven 
Verwaltungsrechtsschutzes erarbeitet hatte, wurde ab 2008 der Kreis der 
Forscher auf Professoren aus fünf europäischen und aus fünf amerikanischen 
Ländern erweitert und auf dieser verbreiterten Basis ein Musterkodex für den 
Verwaltungsrechtsschutz erarbeitet werden. 
Eine kontinuierliche Forschungszusammenarbeit mit der Universität Bu-
enos Aires und der argentinischen Vereinigung für Rechtsvergleichung be-
steht seit dem Jahr 2005 durch gemeinsame Vorhaben der Universitätspro-
fessoren Karl-Peter Sommermann und Pedro Aberastury, der auch an dem Pro-
jekt zur Erarbeitung eines Musterkodex für den Verwaltungsrechtsschutz 
(siehe vorigen Absatz) mitarbeitet. 
Seit dem Jahr 2006 werden jährlich auf deutscher Seite von Univ.-Prof. Dr. 
Sommermann geleitete Seminare mit kolumbianischen Wissenschaftlern der 
Universidad del Rosario, Bogotá, zu Fragen von Demokratie und Rechtstaat-
lichkeit abgehalten. Ein Seminar, an dem auch der Dekan der Rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der Universidad del Rosario, Herr Univ.-Prof. Venegas, 
sowie die ehemalige Präsidentin des kolumbianischen Staatsrats, Frau Univ.-





Am 29. Juli 2009 hat das FÖV eine Kooperationsvereinbarung mit der 
School of Public and Environmental Affairs der Indiana University geschlos-
sen. Ziel der Kooperation ist es, gemeinsame Summer Schools, Forschungs-
projekte, Lehrveranstaltungen und Symposien durchzuführen und den Aus-
tausch von Mitgliedern, Mitarbeitern und Studenten sowie Informationen 
und Forschungsergebnissen zu fördern. Beauftragte für die Kooperation sind 
für das FÖV Prof. Dr. Eberhard Bohne, M.A. und für die SPEA Prof. Dr. Sergio 
Fernandez. 
Das FÖV und die School of Public and Environmental Affairs (SPEA) der 
Indiana University haben vom 19.-20. Juli 2012 eine internationale Konferenz 
zum Thema “Converging and Conflicting Trends in the Public Administration 
of the US, Europe, and Germany” gemeinsam in Speyer veranstaltet, an der 
insgesamt 94 renommierte Wissenschaftler aus Nordamerika, Europa und 
Asien teilgenommen haben. Dreh- und Angelpunkt der Veranstaltungen wa-
ren die großen Herausforderungen, denen sich die öffentliche Verwaltung 
auf beiden Seiten des Atlantiks stellen muss, und die unter-schiedlichen Stra-
tegien zu ihrer Bewältigung. Aufgrund der großen Resonanz auf den offenen 
Call for Papers konnten insgesamt 16 Panel organisiert werden. Ausgewählte 
Beiträge sollen in einem Buch unter dem Titel „Trends in the Modern State: 
Public Administration at a Crossroads“ veröffentlicht werden, das von Eber-
hard Bohne, John D. Graham und Jos C.N. Raadschelders herausgegeben wird. 
Am 29. April 2010 hat das FÖV in Bozen (Italien) eine trilaterale Koope-
rationsvereinbarung mit der DHV Speyer und der Europäischen Akademie 
Bozen (EURAC) geschlossen. Mit der Kooperation besiegeln die drei Institu-
tionen „die langjährige fruchtbringende Zusammenarbeit im Bereich Refor-
men der öffentlichen Verwaltung“, erklärte EURAC-Präsident Dr. Werner 
Stuflesser die Bedeutung des Abkommens. Neben dem Austausch von Wis-
senschaftlern und Studierenden, soll in Zukunft auch der Austausch von For-
schungsmaterialien und Ergebnissen gefördert und intensiviert werden. Der 
Schwerpunkt der trilateralen Kooperation liegt insbesondere in der gemein-
samen Forschung in den Bereichen Steuerföderalismus, Messung und Abbau 
von Bürokratiekosten mit dem Standardkostenmodell, Hochschulrecht und 
Public Management. Dabei sind die EURAC-Institute für Public Management 
und für Föderalismus- und Regionalismusforschung involviert. Das FÖV ge-
winnt mit der EURAC einen wichtigen Partner im Bereich der westeuropäi-
schen Verwaltungsforschung. Von Seiten der DHV Speyer wurde der Koope-
rationsvertrag durch deren Rektor, Prof. Dr. Stefan Fisch, zugleich Mitglied am 
FÖV, unterzeichnet, von Seiten des FÖV durch dessen Geschäftsführerin, 




Am 5. Juni 2013 hat das FÖV seine Beziehungen zu Südkorea vertieft, die 
bereits auf einen Kooperationsvertrag mit der Graduate School of Pulibc Ad-
ministration an der Dongguk University seit 1989 und mit dem Korea Insti-
tute of Public Administration seit 2005 zurückgehen. Nun wurde eine weitere 
Kooperationsvereinbarung mit dem Research Center for Social Cohesion am 
Korea Institute of Public Administration, dem Research Institute for Coexist-
ence and Collaboration der Korea National Open University und dem Center 
for Conflict Resolution der Citizen’s Coalition for Economic Justice. Vom 17. 
bis 19. Oktober 2013 fand am FÖV das mittlerweile 6. Koreanisch-deutsche 
Symposium zum Verwaltungsrechtsvergleich „Systemkrisen und Systemver-
trauen“ unter Leitung von Prof. Dr. Dr. Jon Hyun Seok (Dankook University) 
und Prof. Dr. Jan Ziekow statt. 
7.3  Aufenthalte von Gastforscherinnen und Gastforschern 
Das Deutsche Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung nimmt in jedem 
Jahr in- und ausländische Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen, die be-
reits über einige Forschungserfahrung (in der Regel nachgewiesen durch eine 
Promotion oder eine vergleichbare wissenschaftliche Qualifikation) sowie 
gute Deutschkenntnisse verfügen, als Gastforscher/innen auf. Am Institut 
besteht neuerdings auch die Möglichkeit als junior researcher aufgenommen 
zu werden. Über die Aufnahme der Gastforscher /innen, die von einem/einer 
der Speyerer Universitätsprofessoren/Universitätsprofessorinnen wissen-
schaftlich betreut werden, entscheidet der Direktor. Den Gastforschern und 
Gastforscherinnen steht die Infrastruktur des Instituts sowie der Hochschule, 
insbesondere die auch im internationalen Vergleich gut ausgestattete Biblio-
thek, zur Verfügung.  
Im Jahr 2012 und 2013 hielten sich folgende Gastforscherinnen und Gastfor-
scher am FÖV auf: 
Sho Niikawa, Japan 
Dr. Tengko Hsu, Taiwan 
Prof. Dr. Hu-Song Kim, Japan 
Prof. Atsunori Isomura, Japan 
Heiki Loot, Estland 
Prof. Dr. Yuji Onishi, Japan 




Marco Di Giulio, Italien 
Prof. Dr. Ricardo García Macho, Spanien 
Prof. Rocío Araújo Onate, Kolumbien 
Dr. Alisher Khaydarov, Tadschikistan 
Prof. Sun Feng, VR China 
Burma Natsaag 
Assistant Professor Yun-Ju Wang, Taiwan 
Dr. Krisztina Rozsnyai, Ungarn 
Prof. Arthur Gunlicks, Ph.D., USA 
Istvan Hoffman, Ph.D., Ungarn 
Le Anh Nguyen Long, USA 




8.  Strategische Partnerschaften 
8.1  Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer 
Der wichtigste strategische Partner des FÖV ist die Deutsche Universität für 
Verwaltungswissenschaften Speyer (DHV).  
Als ausschließlich postuniversitäre Einrichtung nimmt die DHV Speyer die 
Aufgabe wahr, die Verwaltungswissenschaften in Ausbildung, Fortbildung 
und Forschung zu pflegen. Ihr obliegt die Ausbildung von Angehörigen des 
Öffentlichen Dienstes (Referendare/Referendarinnen), die Fortbildung von 
Führungskräften im öffentlichen Bereich und die Forschung über rechtliche, 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Probleme internationaler, staatlicher 
und kommunaler Verwaltungen. Die Universität Speyer besitzt das Promo-
tions- und Habilitationsrecht. Sie ist Mitglied der Hochschulrektorenkonfe-
renz.  
Die Hochschule wurde 1947 von der französischen Besatzungsmacht als 
Staatliche Akademie für Verwaltungswissenschaften gegründet und 1950 
unter ihrem heutigen Namen durch Gesetz des Landes Rheinland-Pfalz als 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts bestätigt. Aufsichtsbehörde ist 
das Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur des 
Landes Rheinland-Pfalz. Durch ein Rahmenabkommen von 1952 haben Bund 
und Länder die Hochschule in gemeinsamer Trägerschaft übernommen. Nach 
der Wiedervereinigung sind auch die neuen Länder Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen dem Verwal-
tungsabkommen über die Hochschule beigetreten.  
Die Inhaber der 17 Lehrstühle der Universität vertreten das Öffentliche 
Recht, die Verwaltungswissenschaft, die Wirtschaftswissenschaften sowie 
Neuere Geschichte, Empirische Sozialwissenschaften und Politikwissen-
schaft als Schwerpunkte. Ein 18. Stiftungslehrstuhl beschäftigt sich mit Fra-
gen des Wissenschaftsmanagements. Darüber hinaus vermitteln leitende Be-
amte/Beamtinnen, Richter /Richterinnen und Führungskräfte der Wirtschaft 
als Honorarprofessoren/-professorinnen und Lehrbeauftragte angewandtes 
Verwaltungswissen. Die enge Verbindung zwischen Wissenschaft und Ver-
waltungspraxis hat sich nicht nur in der Lehre außerordentlich bewährt, son-





8.2  Zentrum für Wissenschaftsmanagement e.V. (ZWM) 
Das Zentrum für Wissenschaftsmanagement e.V. (ZWM) ist eine gemein-
same Selbsthilfeeinrichtung von Hochschulen, Forschungseinrichtungen, 
Wissenschaftsorganisationen, Wissenschaftsförderorganisationen und enga-
gierten Einzelpersonen, die sich in gegenseitiger Unterstützung der weiteren 
Professionalisierung des Wissenschaftsmanagements annehmen. Im Vorfeld 
der Gründung des ZWM als eingetragener Verein am 30. April 2002 war das 
ZWM zunächst als Servicebereich des FÖV tätig. 
Die Aktivitäten des ZWM werden von folgenden Zielen und Aufgabenfeldern 
geleitet: 
Ziele 
 Verbesserung der wissenschaftsadäquaten Rahmenbedingungen von 
Lehre und innovativer Forschung, 
 Aufbau einer nationalen Plattform für Wissenschaftsmanagement in 
Speyer, die über Netzwerke in- und ausländische Expertinnen/Experten 
einbindet, 
 Austauschbörse und Ansprechpartner für umsetzbare Forschungser-




Angebot des einsemestrigen postgradualen Ergänzungsstudiums Wissen-
schaftsmanagement und eines zweisemestrigen Aufbaustudiums mit 
Schwerpunkt Wissenschaftsmanagement in Kooperation mit der Deut-
schen Hochschule für Verwaltungswissenschaften in Speyer (DHV); 
 Weiterbildung in ausgewählten Themenbereichen 
Weiterbildung im Wissenschaftsmanagement für Führungs- und Nach-




 Durchführung anwendungsbezogener Forschungsvorhaben 
Praxisorientierte Projekte auf wissenschaftlicher Grundlage auf Anre-
gung und in Abstimmung mit den Partnern und in Zusammenarbeit mit 
Forschern aus dem Netzwerk des Zentrums; 
 Dokumentation, Wissenstransfer, Beratung sowie Publikationen von 
Forschungsergebnissen 
Aufbau einer digitalen Wissensbasis für Wissenschaftsmanagement mit 
z.B. Ansprechpartnern zu Theorie und Praxis des Wissenschaftsmanage-
ments, Fallstudien und best practice-Beispielen; 
 Aufbau und Pflege von Netzwerken 
Etablierung von nationalen und internationalen Netzwerken zwischen 
Wissenschaftlern, Wissenschaftsmanagern und Wissenschaftsförderern, 
z.B. themenspezifische Netzwerke für virtuellen und persönlichen Erfah-
rungsaustausch; 
 Durchführung von Werkstattgesprächen und Tagungen 
Veranstaltungen zu aktuellen Themen des Wissenschaftsmanagements 
und Entwicklungen im nationalen und internationalen Bereich. 
Mitglieder und Partner des ZWM 
Die Mitglieder und nationalen und internationalen Kooperations- und Netz-
werkpartner des ZWM stammen aus dem öffentlichen und privaten Sektor:  
 Hochschulen und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, Wissen-
schaftsorganisationen und Wissenschaftsförderorganisationen, Bildungs- 
und Wissenschaftsministerien des In- und Auslandes, des Bundes und der 
Bundesländer, 
 hochschul- und forschungsbezogene Unternehmen, 
 Wissenschaftsmanager und Forscher in öffentlichen, privaten und indus-
triellen Forschungseinrichtungen. 
Zu den Mitgliedern gehören z.B. die Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft 
Deutscher Forschungszentren (HGF), die Leibniz-Gemeinschaft (WGL), die 
Hochschulrektorenkonferenz (HRK), der Deutsche Akademische Austausch 
Dienst (DAAD) und die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG). Seit der 
Gründung mit 38 Mitgliedern ist die Zahl der institutionellen und persönli-




Das ZWM hat bisher folgende strategische Partnerschaften geschlossen: 
Für die Aus- und Weiterbildung mit der Deutschen Hochschule für Verwal-
tungswissenschaften Speyer und für die Forschung mit dem Deutschen For-
schungsinstitut für öffentliche Verwaltung. Die mit einem Kooperationsver-
trag manifestierte strategische Partnerschaft mit dem FÖV kommt unter an-
derem darin zum Ausdruck, dass die Geschäftsstelle des ZWM in Speyer an-
gesiedelt ist. Ebenfalls mit einem Kooperationsvertrag wurde die internatio-
nale Zusammenarbeit mit EARMA – der European Association of Research 




9.  Statistischer Teil 
9.1  Organisation 
 
9.2  Finanzierung  
Als der Leibniz-Gemeinschaft zugehörige Einrichtung wird das Forschungs-
institut vom Bund und den Ländern gemeinsam (jeweils 50 %) finanziert.  
Angesichts des relativ geringen absoluten Betrags der institutionellen 
Förderung ist das Forschungsinstitut auf die Einwerbung von Drittmitteln an-
gewiesen, um flexibel auf neue Herausforderungen reagieren, aktuelle Fra-
gen aufgreifen und in Projekten bearbeiten zu können. Die Drittmittelquote 
des Jahres 2012 belief sich, bezogen auf den Gesamthaushalt, auf rund 22 %. 
Im Jahr 2013 belief sich die Drittmittelquote auf rund 26 %. Nicht einbezogen 




9.2.1  Gesamtbudget (in EURO)* 
 
 Summe Anteil am Gesamthaushalt 





  Bund 






















































891.418 703.251 851.648 25,69 % 22,39 % 27,07 % 
Summe 3.472.948 3.140.351 3.145.679 100 % 100 % 100 % 
* Gesamthaushalt: Institutionelle Förderung und Drittmittel. 
9.2.2  Drittmittel 2012 und 2013 aufgeteilt nach Zuwendungsgebern 





Anteil an gesamten  
Drittmitteln 



























































Anteil an gesamten  
Drittmitteln 








































































































































9.2.3  Haushaltsausgaben 
 
 Summe Anteil am Gesamthaushalt 
 € € €    
 2013 2012 2011 2013 2012 2011 
Personal-
ausgaben 
1.728.831 1.870.889 1.866.825 54,76 % 59,55 % 60,96 % 
Sachaus-
gaben 
685.602 590.801 529.425 21,72 % 18,80 % 17,29 % 
Investitio-
nen 






583.000 583.000 583.000 18,47 % 18,56 % 19,04 % 
DFG 62.200 59.300 56.451 1,97 % 1,89 % 1,84 % 
Summe 3.157.119 3.141.785 3.062.218 100 % 100 % 100 % 
* anteilige Personalkosten für Verwaltungs- und Bibliotheksleistungen der 
Deutschen Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer 
9.3  Personaldaten 
9.3.1  Personalübersicht 
Das Forschungsinstitut verfügte nach dem Stellenplan im Jahr 2012 über ins-
gesamt 21 Stellen für wissenschaftliches und Leitungspersonal sowie vier 
Stellen für nicht-wissenschaftliches Personal. Im Jahr 2013 verfügt das Insti-
tut über 21 Stellen für wissenschaftliches und Leitungspersonal sowie vier 











(Stand: 31.12.2012 bzw. 
31.12.2013) 
 2013 (Soll) 2012 (Soll) 2013 (Ist) 2012 (Ist) 
Stellenplan für wissenschaftliches und Leitungspersonal 
A 15 1 1 1 1 
TV-L E 14 7 7 4 3 
TV-L E 13 13 13 8,2 13,5 
TV-L E 12 — — 0,5 0,5 
Zwischen-
summe 
21 21 13,7 18 
Stellenplan für nicht-wissenschaftliches Personal 
TV-L E 13 1 1 1 1 
TV-L E 8 2 2 0,75 0,5 
TV-L E 5 1 1 1 1 
Zwischen-
summe 
4 4 2,75 2,5 








Vertragsart Wertigkeit Anzahl (Ist) 
Drittmittelfinanzierte Beschäftigungsverhältnisse (zum Teil nicht ganzjährig) 
  2013 2012 
Abgeordnete Beamte — 1 1 
Dienstvertrag TV-L E 13 1/1 bis 1/2 6 8 
Dienstvertrag TV-L E 13/2 und  
geringer 
10 7 
Dienstvertrag Wissenschaftliche  
Hilfskraft 
4 4 






9.3.2  Merkmale des wissenschaftlichen Personals  
(Stichtag: 31. Dezember 2012 bzw. 31. Dezember 2013) 
 
 insgesamt davon weiblich 
 2013 2012 2013 2012 
Höchste akademische Qualifikation     
 Hochschulabschluss 21 20 4 4 
 Promotion 12 9 7 6 
 Habilitation 5 4 2 1 
Ausbildung (Erststudium)     
 Juristen 12 13 6 7 
 Verwaltungswissenschaftler 1 2 — — 
 Ökonomen 9 4 3 2 
 Soziologen 3 2 1 — 
 Politologen 7 8 1 1 
 Historiker 1 — 1 — 
 Sprachwissenschaftler 2 — 1 — 










2012 2013 2014 2015 2016 2017 
 A 15 1 1 1 1 1 1 
 TV-L E 14 7 7 7 7 7 7 
 TV-L E 13 13 13 13 13 13 13 
 Summe 21 21 21 21 21 21 
 TV-L E 13 1 1 1 1 1 1 
 TV-L E 8 2 2 2 2 2 2 
 TV-L E 5 1 1 1 1 1 1 
 Summe 4 4 4 4 4 4 
* Die Drittmittelfinanzierung wurde in dieser Übersicht über die Planung 



























Auszug aus dem 
Landesgesetz über die Deutsche Hochschule für Verwaltungswissen-





Rechtsstellung und Aufgaben 
(1) Bei der Hochschule besteht das Deutsche Forschungsinstitut für öffentli-
che Verwaltung als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts. Es unter-
steht in Selbstverwaltungsangelegenheiten der Rechtsaufsicht des für das 
Hochschulwesen zuständigen Ministeriums und in Auftragsangelegenheiten 
der Fachaufsicht des für das Hochschulwesen zuständigen Ministeriums. 
(2) Dem Forschungsinstitut obliegt die Forschung im Bereich der Verwal-
tungswissenschaften (Verwaltungsforschung), insbesondere im Rahmen 
fachübergreifender Forschungsvorhaben, unter besonderer Berücksichti-
gung der praktischen Aufgaben und Bedürfnisse der öffentlichen Verwaltung; 
dies umfasst die Erschließung und Aufbereitung wissenschaftlicher Erkennt-
nisse. 
(3) Das Forschungsinstitut hat das Recht der Selbstverwaltung und das ei-
gene Satzungsrecht im Rahmen der Gesetze. Es nimmt seine Aufgaben als 
eigene Angelegenheiten wahr (Selbstverwaltungsangelegenheiten), soweit 
sie nicht als staatliche Aufgaben zur Erfüllung im Auftrag des Landes übertra-
gen sind (Auftragsangelegenheiten). Satzungen bedürfen der Genehmigung 
des für das Hochschulwesen zuständigen Ministeriums. 
(4) Die Verwaltungs- und Bibliotheksorganisation für das Forschungsinstitut 
obliegt allein der Hochschule. 
§ 68 
Mitglieder 
(1) Das Forschungsinstitut hat Ordentliche und Korrespondierende Mitglie-




keit als öffentliches Ehrenamt im Sinne von § 72 Abs. 2 LBG aus. Weitere For-
men der Mitgliedschaft kann das Forschungsinstitut durch Satzung bestim-
men. 
(2) Die Ordentlichen Mitglieder werden vom Institutsvorstand im Benehmen 
mit dem Wissenschaftlichen Beirat für die Dauer von fünf Jahren aus dem 
Kreis der auf dem Gebiet der Verwaltungsforschung ausgewiesenen Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler aus dem In- und Ausland berufen; Wie-
derberufung ist möglich. Die Berufung ist dem für das Hochschulwesen zu-
ständigen Ministerium anzuzeigen. Der Institutsvorstand entscheidet auf der 
Grundlage eines individuellen Forschungsplans des zu berufenden Mitglieds, 
der sich in das Forschungsprogramm des Forschungsinstituts einpassen 
muss. Die Ordentlichen Mitglieder sind zur Wahl des Institutsvorstands be-
rechtigt und können in den Institutsvorstand gewählt werden. 
(3) Die Korrespondierenden Mitglieder werden vom Institutsvorstand im Be-
nehmen mit dem Wissenschaftlichen Beirat für die Dauer von fünf Jahren be-
rufen; Wiederberufung ist möglich. Korrespondierende Mitglieder können 
sein: 
1. auf dem Gebiet der Verwaltungsforschung ausgewiesene Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, 
2. an in- oder ausländischen wissenschaftlichen Einrichtungen tätige 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler anderer Disziplinen, wel-
che die Verwaltungsforschung durch interdisziplinäre Zusammenar-
beit mit dem Forschungsinstitut fördern können, und 
3. Praktikerinnen und Praktiker, die bei der Fortentwicklung der Verwal-
tungswissenschaften mitwirken. 
Die Korrespondierenden Mitglieder wirken beratend und unterstützend bei 
den Forschungsprojekten mit und sind Teil eines wissenschaftlichen Netz-




Organe des Forschungsinstituts sind der Institutsvorstand, die Direktorin o-







Das Nähere über Aufgaben und Organisation des Forschungsinstituts regelt 






über das Deutsche Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung  
vom 15. Juni 2012 
 
Aufgrund des § 70 des Verwaltungshochschulgesetzes vom in der Fassung 
vom 19. November 2012 (GVBl. S. 502), geändert durch Gesetz vom 20. De-





(1)  In Erfüllung seiner Aufgabe zur Forschung im Bereich der Verwaltungs-
wissenschaften (§ 67 Abs. 2 des Verwaltungshochschulgesetzes – DHVG –) 
führt das Deutsche Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung (For-
schungsinstitut) insbesondere fachübergreifende Forschungsvorhaben 
durch, veröffentlicht seine Forschungsergebnisse, pflegt die Zusammenar-
beit mit anderen in- und ausländischen wissenschaftlichen Einrichtungen und 
veranstaltet internationale wissenschaftliche Konferenzen zu verwaltungs-
wissenschaftlichen Fragestellungen sowie andere Fachtagungen. 
(2)  Das Forschungsinstitut entwickelt ein Leitbild und ein Forschungspro-
gramm, aus dem sich die Forschungsschwerpunkte ergeben. Das Forschungs-
programm ist jährlich fortzuschreiben. Darüber hinaus stellt das Forschungs-
institut einen jährlichen Arbeitsplan auf, aus dem sich der für die Forschungs-
leistungen erforderliche personelle, finanzielle und zeitliche Aufwand ergibt. 
(3)  Das Forschungsinstitut fördert den wissenschaftlichen Nachwuchs. Es 
fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin. Es 
beachtet bei allen Vorschlägen und Entscheidungen sowie in seiner For-
schungstätigkeit die geschlechtsspezifischen und familienbezogenen Aus-







Selbstverwaltungs- und Auftragsangelegenheiten 
 
(1)  Zu den Selbstverwaltungsangelegenheiten gehören insbesondere 
1. die Entwicklung des Leitbildes und des Forschungsprogramms, 
2. die Planung und Durchführung der Forschung, 
3. die Pflege und Entwicklung von Kooperationen mit deutschen und aus-
ländischen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, wissenschaftli-
chen Einrichtungen und Netzwerken, insbesondere im europäischen 
Forschungsverbund, 
4. die Berufung der Mitglieder, 
5. die Ausbildung und Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, 
6. die Weiterbildung des Personals, 
7. die Aufstellung des Haushaltsvoranschlags, 
8. die Verwaltung eigenen Vermögens und 
9. die Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Aufgaben des Forschungs-
instituts. 




Direktorin oder Direktor 
 
(1)  Die Berufung der Direktorin oder des Direktors des Forschungsinstituts 
erfolgt nach Durchführung eines Auswahlverfahrens auf Vorschlag des Insti-
tutsvorstands mit Zustimmung des Institutsverwaltungsrats durch das für 
das Hochschulwesen zuständige Ministerium für die Dauer von sieben Jah-
ren. Wiederholte Berufungen sind zulässig. Eine vorzeitige Abberufung der 
Direktorin oder des Direktors erfolgt auf einen mit einer Mehrheit von drei 
Vierteln der Mitglieder des Institutsvorstands gefassten Antrag mit Zustim-






(2)  Die Direktorin oder der Direktor des Forschungsinstituts 
1. leitet und vertritt das Forschungsinstitut in alleiniger Verantwortung, so-
weit nicht eine Zuständigkeit anderer Organe ausdrücklich begründet ist, 
2. ist für Leitbild und Forschungsprogramm des Forschungsinstituts verant-
wortlich, die sie oder er dem Institutsvorstand zur Beschlussfassung vor-
schlägt und 
3. berichtet dem Institutsverwaltungsrat und dem Wissenschaftlichen Bei-
rat regelmäßig, mindestens jedoch einmal jährlich über den Stand der 
Forschungsvorhaben und über die Entwicklung der Mitgliedschaft. 
(3)  Bei der Erledigung der Aufgaben nach Absatz 2 wird die Direktorin oder 
der Direktor des Forschungsinstituts von einer Geschäftsführerin oder einem 
Geschäftsführer unterstützt. Soweit zur Erledigung dieser Aufgaben nicht ei-
gene Personal- oder Sachmittel des Forschungsinstituts zur Verfügung ste-
hen, kann sich das Forschungsinstitut im Einvernehmen mit der Rektorin oder 
dem Rektor der Hochschule des Personals und der sächlichen Einrichtungen 
der Hochschule bedienen. 
(4)  Die Direktorin oder der Direktor des Forschungsinstituts nimmt gegen-
über den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern des Forschungsinstituts die 
Arbeitgeberfunktion wahr. Sie oder er ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvor-
gesetzter der Beamtinnen und Beamten und ernennt und entlässt diese, so-
weit die Ministerpräsidentin oder der Ministerpräsident sich diese Befug-
nisse nicht durch die Landesverordnung über die Ernennung und Entlassung 
der Landesbeamten und Richter im Landesdienst vom 19. Mai 1980 (GVBl. S. 





(1)  Der Institutsvorstand besteht aus der Direktorin oder dem Direktor des 
Forschungsinstituts sowie drei weiteren Mitgliedern, die verschiedene diszip-
linäre Zugänge zur verwaltungswissenschaftlichen Forschung repräsentieren 
sollen. 
(2)  Die drei weiteren Mitglieder des Institutsvorstands werden von den Or-
dentlichen Mitgliedern des Forschungsinstituts aus ihrer Mitte für die Dauer 
von fünf Jahren gewählt. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mitglieds des In-




(3)  Die Mitglieder des Institutsvorstands sind unabhängig und an Weisungen 
nicht gebunden. 
(4)  Der Institutsvorstand beschließt 
1. das von der Direktorin oder dem Direktor des Forschungsinstituts vorge-
schlagene Leitbild und Forschungsprogramm, 
2. den Vorschlag zur Berufung der Direktorin oder des Direktors des For-
schungsinstituts nach § 3 Abs. 1, 
3. den Vorschlag zur Berufung von Mitgliedern des Wissenschaftlichen Bei-
rats nach § 5 Abs. 2, 
4. die Berufung von Mitgliedern des Forschungsinstituts (§ 68 DHVG), 
5. die Forschungsvorhaben sowie 





(1)  Dem Wissenschaftlichen Beirat obliegt die wissenschaftliche Begleitung 
des Forschungsinstituts. Er unterstützt Evaluierungen des Forschungsinsti-
tuts.  
(2)  Der Wissenschaftliche Beirat besteht aus mindestens drei und höchstens 
fünf nicht dem Forschungsinstitut angehörenden Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern, die verschiedene Fachrichtungen des Forschungsinstituts 
vertreten sollen. Mindestens ein Mitglied soll seine berufliche Tätigkeit im 
Ausland ausüben. Die Mitglieder werden auf Vorschlag des Institutsvor-
stands von dem für das Hochschulwesen zuständigen Ministerium für die 
Dauer von fünf Jahren berufen. Eine erneute Berufung ist nur einmalig zuläs-
sig. 
(3)  Vor der Berufung eines Mitglieds gibt der Institutsvorstand dem Wissen-
schaftlichen Beirat Gelegenheit zur Stellungnahme. Dazu informiert die Di-
rektorin oder der Direktor des Forschungsinstituts die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden des Wissenschaftlichen Beirats von der Berufungsabsicht. 







(1)  Der Institutsverwaltungsrat dient der Verbindung des Forschungsinsti-
tuts mit der Verwaltungspraxis und der Wahrung des gesamtstaatlichen In-
teresses aufgrund der Rahmenvereinbarung zwischen Bund und Ländern 
über die gemeinsame Förderung des Forschungsinstituts nach Artikel 91 b 
des Grundgesetzes (Rahmenvereinbarung Forschungsförderung) vom 28. 
November 1975 (BAnz. Nr. 240 S. 4) in der jeweils geltenden Fassung. Er be-
rät den Institutsvorstand, erörtert den jährlichen Arbeitsplan und vermittelt 
insbesondere den wechselseitigen Austausch von Informationen zwischen 
Wissenschaft und Verwaltungspraxis. 
(2)  Das Einvernehmen des Institutsverwaltungsrats ist erforderlich bei der 
Aufstellung des Haushaltsvoranschlags. Das Benehmen des Institutsverwal-
tungsrats ist erforderlich bei  
1. der Entwicklung des Leitbildes und des Forschungsprogramms sowie 
2. der Institutsordnung. 
(3)  Der Institutsverwaltungsrat besteht aus 
1. drei Vertreterinnen oder Vertretern des Bundes, 
2. drei Vertreterinnen oder Vertretern des Landes Rheinland-Pfalz, wobei 
ein Mitglied dem für das Hochschulwesen zuständigen Ministerium und 
ein Mitglied dem für die Angelegenheiten der Rechtspflege zuständigen 
Ministeriums angehören muss, sowie 
3. je einer Vertreterin oder einem Vertreter derjenigen Länder, die durch Er-
klärung gegenüber dem für das Hochschulwesen zuständigen Ministe-
rium des Landes Rheinland-Pfalz dem Institutsverwaltungsrat beitreten. 
Die Mitglieder werden von den jeweils zuständigen Stellen dem für das Hoch-
schulwesen zuständigen Ministerium des Landes Rheinland-Pfalz sowie dem 
Institutsvorstand namentlich benannt. Vertretung und Stimmübertragung 
sind zulässig. Den Vorsitz führt das Mitglied, das dem für das Hochschulwe-
sen zuständigen Ministerium des Landes Rheinland-Pfalz angehört; die Ver-
tretung erfolgt durch das dem für die Angelegenheiten der Rechtspflege zu-
ständigen Ministeriums des Landes Rheinland-Pfalz angehörende Mitglied. 




stellvertretende Direktor des Forschungsinstituts sowie das vorsitzende Mit-
glied des Wissenschaftlichen Beirats nehmen ohne Stimmrecht an den Sit-
zungen des Institutsverwaltungsrats teil. 
(4)  Der Institutsverwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
 
§ 7 
Personal, Finanzierung und Haushaltsgrundsätze 
 
(1)  Das Personal des Forschungsinstituts steht im unmittelbaren Dienst des 
Landes Rheinland-Pfalz. 
(2)  Das Forschungsinstitut wird gemäß der Rahmenvereinbarung For-
schungsförderung und der Ausführungsvereinbarung zu dieser Rahmenver-
einbarung von den Vertragschließenden, vorbehaltlich der Entscheidungen 
der hiernach zuständigen Stellen gemeinschaftlich finanziert.  





Das Nähere über die Wahrnehmung der Aufgaben und die Organisation des 
Forschungsinstituts regelt eine Institutsordnung, die der Genehmigung des 





(1)  Der bei Inkrafttreten dieser Verordnung im Amt befindliche Institutsvor-
stand bleibt für seine noch verbleibende Amtszeit im Amt. Die erstmalige 
Wahl des Institutsvorstandes nach § 4 erfolgt nach Ende dieser Amtszeit. 
 
(2)  Die oder der bei Inkrafttreten dieser Verordnung im Amt befindliche Di-
rektorin oder Direktor des Forschungsinstituts bleibt für die noch verblei-
bende Amtszeit im Amt. Die erstmalige Wahl der Direktorin oder des Direk-








(1)  Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
(2)  Gleichzeitig tritt die Landesverordnung über das Deutsche Forschungs-
institut für öffentliche Verwaltung vom 22. Dezember 2005 (GVBl. 2006 S. 
16), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 19. Dezember 2006 
(GVBl. S. 438), BS 223-20-2, außer Kraft. 
Mainz, den 15. Juni 2012 







des Deutschen Forschungsinstituts für öffentliche Verwaltung  
Das Deutsche Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung gibt sich nach 
§ 8 der Landesverordnung über das Deutsche Forschungsinstitut für öffentli-
che Verwaltung vom 15. Juni 2012 (GVBl. 2012 S. 213, BS 223-20-2) fol-
gende Institutsordnung: 
§ 1  
Direktorin / Direktor 
Die Berufung der Direktorin oder des Direktors erfolgt nach Durchführung 
eines Auswahlverfahrens auf Vorschlag des Institutsvorstands mit Zustim-
mung des Institutsverwaltungsrats durch das für das Hochschulwesen zu-
ständige Ministerium des Landes für die Dauer von sieben Jahren. Zur Vorbe-
reitung des Vorschlags des Institutsvorstands wird eine Auswahlkommission 
gebildet, der vier vom Institutsvorstand benannte Ordentliche Mitglieder des 
Instituts, ein Mitglied des Institutsverwaltungsrats, ein Mitglied des Wissen-
schaftlichen Beirats sowie eine Wissenschaftlerin oder ein Wissenschaftler 
angehören, die oder der in der verwaltungswissenschaftlichen Forschung 




(1) Der Institutsvorstand besteht aus der Direktorin oder dem Direktor sowie 
drei weiteren, aus den Reihen der Ordentlichen Mitglieder gewählten Perso-
nen, die verschiedene disziplinäre Zugänge zur verwaltungswissenschaftli-
chen Forschung repräsentieren sollen. Für die Mitglieder des Institutsvor-
standes werden Abwesenheitsvertretungen gewählt.  
(2) Der Institutsvorstand wird von der Direktorin oder dem Direktor zu seinen 
Sitzungen schriftlich einberufen. Hierbei ist eine Tagesordnung mit näherer 
Bezeichnung der Beratungsgegenstände anzugeben. Der Institutsvorstand 
ist unverzüglich einzuberufen, wenn mindestens zwei Mitglieder des Insti-
tutsvorstandes dies unter näherer Bezeichnung des Beratungsgegenstandes 
schriftlich verlangen. 
(3) Die Einladung soll den Mitgliedern des Institutsvorstandes eine Woche 
vor dem Sitzungstermin zugegangen sein. In begründeten Ausnahmefällen 




unter Beachtung dieser Fristen schriftlich verlangen, dass eine näher bezeich-
nete Angelegenheit in die Tagesordnung aufgenommen wird. Falls kein in der 
Sitzung des Institutsvorstandes anwesendes Mitglied des Institutsvorstandes 
bzw. dessen Vertreter widerspricht, kann auch über eine Angelegenheit, die 
nicht Tagesordnungspunkt ist, in der Sitzung des Institutsvorstandes beraten 
und beschlossen werden. 
(4) Die Direktorin oder der Direktor kann weitere Personen um ihre Teil-
nahme an der Sitzung des Institutsvorstandes bitten, wenn dies wegen der zu 
behandelnden Angelegenheiten zweckmäßig erscheint. 
(5) Die Direktorin oder der Direktor führt den Vorsitz in der Sitzung des In-
stitutsvorstandes. Der Institutsvorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Der Institutsvorstand beschließt mit der 
Mehrheit der anwesenden Mitglieder; über die Annahme und Durchführung 
der einzelnen Forschungsvorhaben beschließt er mit der Mehrheit der Zahl 
seiner Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der Direk-
torin oder des Direktors.  
(6) Zur Stellvertretung der Direktorin oder des Direktors wird ein Mitglied 
des Institutsvorstands durch denselben gewählt. 
§ 3 
Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
(1) Die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Instituts 
sind die auf den Planstellen des Instituts geführten oder aus Drittmitteln fi-
nanzierten Forschungsreferentinnen und Forschungsreferenten, die mit der 
Bearbeitung von Forschungsaufgaben betraut sind.  
(2) Das Institut unterstützt und fördert die wissenschaftliche Weiterqualifi-
kation der Forschungsreferentinnen und Forschungsreferenten. Diese sowie 
die sie ggf. betreuenden Mitglieder des Instituts unterrichten die Direktorin 
oder den Direktor laufend über die Entwicklung der wissenschaftlichen Wei-
terqualifikation.  
§ 4  
Formen der Mitgliedschaft 
Das Institut hat Ordentliche und Korrespondierende Mitglieder (§ 68 Abs. 1 
Satz 1 DHVG). Das Institut kann Personen, die sich um das Institut besonders 
verdient gemacht haben, die Ehrenmitgliedschaft verleihen (Ehrenmitglie-




können Personen für die Zeit ihrer wissenschaftlichen Zusammenarbeit mit 
Ordentlichen Mitgliedern in Forschungsvorhaben zu vorhabensbezogenen 
Mitgliedern ernannt werden. Die Verleihung nach Satz 2 und die Ernennung 
gemäß Satz 3 erfolgen durch Beschluss des Institutsvorstands.  
  
§ 5 
Mitglieder- und Beschäftigtenversammlung 
(1) Die Versammlung der Ordentlichen Mitglieder des Instituts (Mitglieder-
versammlung) wird von der Direktorin oder dem Direktor mindestens einmal 
im Kalenderjahr schriftlich einberufen. Die Ladungsfrist soll zwei Wochen be-
tragen. Die Mitgliederversammlung ist unverzüglich einzuberufen, wenn ein 
Viertel der Ordentlichen Mitglieder dies unter näherer Bezeichnung des Be-
ratungsgegenstandes schriftlich verlangt. 
(2) Bei der Einberufung der Mitgliederversammlung ist eine Tagesordnung 
mit näherer Bezeichnung der Beratungsgegenstände anzugeben. Falls kein in 
der Mitgliederversammlung anwesendes Ordentliches Mitglied des Instituts 
widerspricht, kann auch über eine Angelegenheit, die nicht Tagesordnungs-
punkt ist, beraten und beschlossen werden. 
(3) Die Direktorin oder der Direktor führt den Vorsitz der Mitgliederver-
sammlung. 
(4) Die Mitgliederversammlung kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der Anwesenden Empfehlungen gegenüber dem Institutsvorstand und der 
Direktorin oder dem Direktor aussprechen. Für die Beschlussfähigkeit gilt 
§ 29 Abs. 1 DHVG. 
(5) Für die Versammlung der am Institut tätigen Beschäftigten sowie Beam-




Das Institut führt unter der wissenschaftlichen Leitung von Mitgliedern des 
Instituts internationale wissenschaftliche Konferenzen zu verwaltungswis-
senschaftlichen Fragestellungen sowie andere Veranstaltungen durch. Eine 
Kooperation mit anderen Einrichtungen sowie eine gemeinsame Leitung mit 





Veröffentlichung von Forschungsergebnissen 
Bei der Veröffentlichung von Forschungsergebnissen sind die beteiligten 
Mitglieder sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Instituts, die einen ei-
genen wissenschaftlichen Beitrag geleistet haben, als Mitautorinnen und 
Mitautoren zu nennen. Falls keine Einigung erreicht werden kann, entschei-
det die Direktorin oder der Direktor.  
§ 8 
Hoheitliche Forschung, Gemeinnützigkeit der  
entgeltlichen Auftragsforschung 
(1) Die Institutsforschung unterscheidet sich in hoheitliche Forschung und in 
entgeltliche Auftragsforschung im Ressortbereich der Bundes- oder Landes-
behörden sowie für Private.  
(2) Der Bereich der entgeltlichen Auftragsforschung verfolgt ausschließlich 
und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbe-
günstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 
(3) Zweck des Betriebs ist die Förderung von Wissenschaft und Forschung. 
Dieser Zweck wird insbesondere verwirklicht durch die Durchführung wissen-
schaftlicher Veranstaltungen und Forschungsvorhaben im Bereich der wis-
senschaftlichen Erforschung staatlichen Verwaltungshandelns im Auftrag 
von Bund, Ländern, Gemeinden oder anderer Auftraggeber. Diese Projekte 
dienen der Hervorbringung neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse im Bereich 
des Verwaltungshandelns. Die im Rahmen der Forschungsprojekte gewonne-
nen Erkenntnisse sollen entweder über öffentlich zugängliche Projektbe-
richte in einer der Publikationsreihen des Instituts oder in einem anerkannten 
Fachverlag, über wissenschaftliche Artikel, Tagungen, die Nachrichtenreihen 
oder die Homepage des Instituts der wissenschaftlichen und gesellschaftli-
chen Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden.  
(4) Der Betrieb gewerblicher Art der entgeltlichen Forschungstätigkeit des 
Instituts ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftli-
che Zwecke. 
(5) Mittel des Bereichs der gewerblichen Auftragsforschung des Instituts dür-
fen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Sie sind in die-
sem Rahmen für den vom Mittelgeber bestimmten Zweck zu verwenden. Die 
Mittel sind bei der für Haushaltsfragen zuständigen Stelle auf gesonderten 




(6) Das Institut erhält bei Auflösung oder Aufhebung des Betriebs gewerbli-
cher Art oder bei Wegfall des steuerbegünstigten Zwecks nicht mehr als seine 
eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert der von ihm geleisteten 
Sacheinlagen zurück. 
(7) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft 
fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt wer-
den. Die Einwerbung und Annahme von Drittmitteln darf nicht mit einer Be-
schaffungsentscheidung des Instituts in Zusammenhang stehen. Die rechtli-
chen und tatsächlichen Leistungsbeziehungen zwischen Drittmittelgeber 
und Forschungsinstitut sind zu dokumentieren und aufzubewahren.  
§ 9 
Inkrafttreten 
Diese Institutsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Staats-
anzeiger für Rheinland-Pfalz in Kraft. Gleichzeitig tritt die Institutsordnung 
des Forschungsinstituts für öffentliche Verwaltung bei der Deutschen Hoch-
schule für Verwaltungswissenschaften Speyer vom 7. Dezember 2004 




Vier Jahre nach dem Inkrafttreten prüft der Institutsvorstand, ob sich die 
Bestimmungen dieser Institutsordnung bewährt haben.  
Speyer, den 13. November 2012 
Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow  
Direktor des Deutschen Forschungsinstituts für öffentliche Verwaltung  
Die Institutsordnung wurde von der Staatskanzlei am 17. November 2012 
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and Germany, Potsdam 2012. 
Gabriel, Oscar W./Keil, Silke I./Kerrouche, Eric (Hrsg.), Political participation in France and 
Germany, Colchester, UK 2012. 
Gabriel, Oscar W./Westle, Bettina, Wählerverhalten in der Demokratie: eine Einführung, 
Stuttgart 2012. 
Heinze, Thomas/Krücken, Georg (Hrsg.), Institutionelle Erneuerungsfähigkeit der For-
schung, Wiesbaden 2012. 
Heun, Werner/Starck, Christian (Hrsg.), Das Gesetz: Fünftes Deutsch-Taiwanesisches Kol-
loquium am 1. und 2. April 2011 an der Georg-August-Universität Göttingen, Baden-
Baden 2012. 
Hill, Hermann (Hrsg.), Informationelle Staatlichkeit, Verwaltungsressourcen und Verwal-




Hill, Hermann (Hrsg.), Verwaltungsmodernisierung 2012. Gestalt und Gestaltung, Verwal-
tungsressourcen und Verwaltungsstrukturen, Bd. 21, Baden-Baden 2012. 
Hill, Hermann/Schliesky, Utz (Hrsg.), Die Vermessung des virtuellen Raums, E-Volution des 
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nanzieren wir die Zukunft?" 2010; 2. „Kulturkonzeption der Universitätsstadt Tübin-
gen" 2011 – Analyse der Präferenzstruktur der Daseinsvorsorge unter Hinzuziehung 
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Seckelmann, Margrit, Informationen durch performance measurement – die Leistungsver-
gleiche nach Art. 91 d GG, Karlsruher Dialog zum Informationsrecht, Bd. 2, Karlsruhe 
2012. 
Siegel, Thorsten, Europäisierung des Öffentlichen Rechts. Rahmenbedingungen und 





Stelkens, Ulrich/Bonk, Heinz-Joachim/Sachs, Michael (Hrsg.), Verwaltungsverfahrensgesetz 
: Kommentar, 8. Aufl., München 2012. 
Stelkens, Ulrich/Weiß, Wolfgang/Mirschberger, Michael (Hrsg.), The Implementation of the 
EU Services Directive: Transposition, Problems and Strategies, The Hague 2012. 
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